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Gesetzsammlung
fur das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erstrs Stüch vom Jahre 1879.

 I. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend eine Vereinbarung mit dem Königlich Hannoverschen Gonvernement

wegen gegenseitiger Anerkennung von Leichenpässen als Legitimation zur Ein-

und Durchführung von Leichen, vom 7. Jannar 1859.

Zwischen der hiesigen Staatsregierung und dem Königlich Hannoverschen Gouver=

nement ist eine Uebereinkunft dahin getroffen worden, dah Leichenpässe, welche zur

Führung von Leichen in und durch das diesseitige und durch das Königlich Hannoversche

Gebiet von den competenten Behörden ausgestellt sind, als Legitimationsmittel für die

Leichen unter der Voraussetzung angesehen werden sollen, dah die letzteren bei dem

Transporte in doppelten Särgen, deren jeder verschlossen sein muß, verwahrt sind.

Gleichzeitig bemerken Wir, daß Königlich Hannoverscher Seits die Polizei-
Obrigkeiten (Aemter, Magistrate, Polizei-Directionen) und diesseits die Fürstlichen
Verwaltungsämter zur Ausstellung von Leichenpässen competent sind, letztere aber nur

für die Leiche und nicht auch für die Begleitung derselben eine Legitimation gewähren.

Rudolstadt, den 7. Jannar 1859.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.

Ausgegeben in RAudolstadt ren 22. Jonnar 185.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamnil. XX. 1
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&amp; II. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 8. Jannar 1859, betreffend die Ermächtigung des

Fürstl. Iustizamtes Rudolstadt zur Auostellung von Erlaubnißscheinen zum Handel

mit Branntwein sowic zum Ausschank desselben für die biesige Stadt.

Unter Bezugnahme auf Unsere Bekanntmachung vom 8. Juli vorigen Jahres, be-

tressend die Verwaltungs.Angelegenheiten hiesiger Stadt, welche auf das Fürstl. Justiz-
Amt hier vi commiss. übertragen worden sind (Gesetz Samml. vom vor. J. S. 178 und

Wochenblatt von demselben Jahre Nr. 28), wird andurch zur öffentlichen Kenntniß

gebracht, daß dem Fürstl. Justizamte hier auch die Ausfertigung der Erlaubnihscheine
zum Handel mit Branntwein sowie zum Ausschank desselben für hiesige Stadt obliegt.

Nudolstadt, den 8. Jannar 1859.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Dr. v. Bertrab.

K. A. Vater.

 III. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 8. Jannar 1859, betreffend die Ausdehnung

des Verbots des Kälberhetzens auf die Firstliche Unterherrschaft.

Die nachstehende, für die Fürstliche Oberherrschaft erlassene und in der Gesetz-

Sammlung vom Jahre 1842 S. 13 publicirte Verordnung:

Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 27. Sept. 1842, das besiehende Verbot des

Kälberhetzens betr.

Da nach eingegangenen Anzeigen das bereits verbotene Hetzen der Kälber

bisweilen noch vorkömmt; so wird das dießsallsige Verbot mit dem Beifügen

andurch in Erinnerung gebracht, daß in jedem zur Anzeige gebracht werdenden
Dawiderhandlungsfalle eine Strase von Zwei Gulden, wovon der Anzeiger

I#tel erhält, ztel aber in die betreffende Ortsarmentasse fliehen, einzutreten hat.
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Die Unterbehörden werden angewiesen, auf Beachtung dieses Verbots streng.
zu halten und die Dawiderhandelnden zur Untersuchung und Bestrafung zu ziehen.

Rudolstadt, den 27. Sept. 1842.

Fürstl. Schwarzb. Reglerung.
4 Hönniger.

wird mit Höchster Genehmigung auch auf die Fürstl. Unterherrschaft ausgedehnt, jedoch
für den Umfang der Lehteren auf die Uebertretung des fr. Verbots eine Strafe von

Einem Thaler hiermit festgesetzt.
Rudolstadt, den 8. Jannar 1859.

Fürstlich Schwarzb. Negierung.
Dr. v. Bertra

K. A. Vater.

 IV. Gesetz
vom 14. Jannar 1859, die Nichterhebung der Classen= u#d classffieirten Ein-

kommensteuer auf die Zeit vom 1. März bis 31. December 1859 betr.

WirFriedrichGünther,von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg de.,
verordnen hiermit auf Antrag Unseres Ministeriums, was folgt:

S. 1.

Die Classen- und elassificirte Einkommensteuer wird auf die Zeit vom 1. März bis

31. December d. J. nicht erhoben.

8. 2.

Unser Finanz-Collegium ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.
uUrkurdlich unter Beidrückung Unseres Fürstlichen Insiegels und Unserer Unter,

rist.
So geschehen

Rudolstadt, den 14. Jannar 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
Dr. v. Vertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

1#
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 V. Regulativ,
die Holzabgabe an die Staatonnterthanen aus den Fürstlichen Forsten in der

Fürstlichen Oberherrschaft betreffend, vom 14. Jannar 1859.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c

verordnen unter Aufhebung des Negulativ's, die Holzpreise und deren Ermäßigung für

Staatonnterthanen der Fürstl. Oberherrschaft betrefsend, v. 12. Juli 1852 (G., Samml.

von 1852, Seite 85 ff.), und der Verordnung vom 23. Februar 1855, betreffend eine

Abänderung des oberherrschaftlichen Holzpreisregulativs vom 12. Juli 1852 (Gesetz-

Sammi. von 1855 Seite 40) auf den Antrag Unsers Ministeriums, wie folgt:

8. 1.

Um durch Festsetzung bestimmter Holzpreise unter dem Commerzial-Werthe in den

Fürstlichen Forsten, wegen der sich hierdurch nothwendig fleigernden Anforderungen

Lan dieselben, den Ruin der Forste nicht herbeizuführen und sie überhaupt in sorstmänni-

schem Betriebe zu erhalten, wird festgesetzt:

1) daß diese Forsie hinsichtlich der Schlagwirthschaft nachhaltig behandelt und
daher die durch die Betriebsregulirung bestimmten Natural-Etats eingehalten werden
sollen, und

2) daß die Forstbehörde das Aushalten derverschiedenen Sortimente lediglich nach
sorsimännischen Grundsätzen zu bewirken hat.

Nach der bestimmten Holztaxe werden Brennhölzer zu eigenem Bedarf, der inlän-

dischen Hauswirthschaften abgegeben.

Beim Verkauf aller Commerzialhölzer werden Ausländer zugelassen, sobald und

so lange hiesigen Staatsunterthanen im betreffenden Auslandegleiche Rechte zugestanden
sind.

S. 4.

Jede Gemeinde, deren Angehörige Brennholz aus Fürstlichen Forsten gegen Be-

zahlung nach der bestimmten Holztaxe beziehen wollen, ist verpflichtet, die fraglichen
Höslzer unter solidarischer Hastverbindlichkeit im Ganzen und die Contrele gegen etwaigen
Mißbrauch zu übernehmen.
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Die Gemeinden errichten entweder mitdensämmtlich S. Brennhöl

ein Magazin oder sie verwenden hierzu nur so viel, als zurDeckung desBedürfnisses
der Unbemittelten ihres Orts nöthig wird und vertheilen das Uebrige an die Gemeinde-

Angehörigen auf dem Schlage.
Eine Dispensation von der Verpflichtung zur Errichtung von Holzmagazinen zur

Deckung des Bedürsnisses der Unbemittelten kann nur auf Antrag der betreffenden Fürst-

lichen Verwaltungsämter durch die Fürstliche Regierung erfolgen.
Aus diesen Magazinen erhalten Holzbedürftige auf Verlangen bis zu 1 Klafter

Brennholz gegen baareZahlung.

ZuBezahlung der schuldigen Holzkausgelder wird den Gemeinden von der Zeit der
Abpostung an ein halbjähriger Credit zugestanden.

Nach Ablauf des halbjährigen Credits werden die Reste der Gemeinden beigetrieben,

ohne daß auf irgend einen Einwand Rücksicht genommen wird.
Vor Bezahlung der Rückstände, welche von erkauften Brennhölzern aus den Fürst-

lichen Forsten herrühren, finden neue Brennholz-Abgaben an die sich im Rückstand be-
sinden Gemeinden überhaupt nicht Kakt.

8. 5.

Damit die Vertheilung der Hölzer nach den im §. 4 gegebenen Auleitungen zweck-

mäßig geschehen kann, und verbotswidrigerSinpa und der Hofoerhwendunim InteressederMehrheitder B en

im Februar jeden Jahres nach Bezirken, Ot undZeit r-derForstbehördehitce—
zwar wenigstens 4 Wochen vorher bekannt zu machende Schreibetage gehalten.

Insofern von der Forstbehörde oder von den betheiligten Gemeinden ein Antrag

gestellt wird, geschieht dies unter Milwirkung der einschlägigen Verwaltungsbehörde.

Bei diesen Schreibetagen hat ein Abgeordneter jeder Gemeinde rücksichtlich der zu

den Magazinen abzugebenden Brennhölzer zu erscheinen.

Es ersolgt hierbei die vorläufige Vertheilung der für das laufende Jahr zum

Schlagein Vorschlag gebrachten Hölzer zum eigenen Bedarfe der Staatsunterthanen;
dagegen kann erst nach Vollendung der Schläge bestimmt werden, in wie weit die vor-

läufige Vertheilung verwirklicht werden kann, und es gilt hierbei auch als Vorschrift.

daß, so lange und in so weit Gemeinden, Corporationen oder Privaten ihr jeweiliges

Bedürfniß an Holz aus der eigenen Waldung befriedigen können, ihnen aus den Fürst.

lichen Forsten keine Holzer zu diesem Zwecke abgegeben werden.
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Bei diesen Schreibetagen sind zugleich die Bedürfnisse der Unterthanen an Bau-

holz anzumelden.
Wer die Anmeldung bei den Schreibetagen unterläßt, oder wer das bestellte Holz

nicht an dem ihm von der Forstbehörde bestimmten Abgabetermin übernimmt, bleibt

umberücksichtigt.
Auch darf an die Bewohner solcher Ortschaften, in denen Holzmagazine errichtet

sind, oder welche die Brennhölzer nach I. 4. im Ganzen erhalten, in den Forsten kein

Brennholz im Einzelnen nach der Taxe abgegeben werden.

8. 6.

Der in den Ortschaften Neuhaus und Schmalenbuche früher bestandene Feuerofen-

zins bleibt aufgehoben.
Für die Ortschaften Neuhaus einschließlich Mittelland und Fischbachswiese, Schma-

lenbuche einschließlich Nußhütte, Lichte einschließlich Ascherbach, Geiersthal, Alsbach,
Scheiba, Goldisthal, Oberhammer und Katzhütte wird bis auf Weiteres der in der

Preistabelle sestgesetzte Preis in der Art bestimmt, daß

1) sich diese Berücksichtigung für ein und dieselbe Haushaltung nur auf drei ellige
Klastern weiches Holz erstreckt und von der vierten Klafter an der erhöhte Holzpreis

eintritt und

2) bei dem Mangel an Scheithölzern zwei Klaftern gegrabene Stöcke gleich einer

Klaster Scheitholz gelten, und der Preis für die Klaster Stöcke alsdann 20 Kreuzer

billiger berechnet werden soll.
Ein Recht, wonach jede Familie ein gewisses Quantum beanspruchen kann, wird

übrigens hierdurch nicht zugestanden.

Zur Befriedigung des Holzbedürfnisses der unmittelbar an der Schwarzaund Saale

gelegenen Ortschaften bleibt bis auf Weiteres der Scheitgarten bei Schwarza oder

Nudolstadt bestehen und außerdem findet ebenfalls bis auf Weiteres Holzaussatz am

Zirkeltümpfel für die Ortschaften Herschdorf, Allersdorf, Dröbischau, Egelsdorf,
Oberschöbling, Friedersdorf, aushülssweise auch für Königsee und mehrere andere

Orte statt.
Die von der Flöße abgegebenen Hölzer werden an den Orten, wo kein förmlicher

Scheitgarten erichtet ist, von den Gemeinden im Ganzen unter den §. 4 gegebenen

Bestimmungen übernommen.
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8. 8.

Bei Aufbereitung der Hölzer wird im Allgemeinen nach der Holzhauer-Instruction
vom 15. Januar 1852 verfahren, und hierüber noch Folgendes bestimmt:

1) Die Klasterhölzer für Staatsunterthanen sollen, ohne jedoch hier Vorschriften
für die zum Fabrikbetrieb oder zu sonstigen Zwecken anzufertigenden Hölzer geben zu
wollen, in ganzen, halben oder vierkel Klastern aufgeseht werden. Die Klafter wird

6 Fuh hoch und eben so weit aufgesetzt und erhält 33 Fuß Scheitlänge.

2) Der hierbei anzuwendende Fuß hält 125,1 pariser Linien.
3) Die Klastern müssen richtiges Maß halten und sind daher des Eintrocknens

wegen mit einem Uebermaß von 4 Zoll bei 6 Fuh Höhe und 2 Zoll bei 3 Fuß Höhe

der Holzstöße auszusetzen.
4) Kommen Klaftern von anderer als 3 elliger Scheitlänge vor, so wird die Reduc-

tion des Preises nach dem Rauminhalte vorgenommen.

8. 9.

Bei Ermittelung der Durchmesser der im Liegen abzugebenden runden Hölzer
werden diejenigen Bruchtheile, welche weniger als einen Zoll betragen, gar nicht in

Ansah gebracht. Excentrisch (nicht kreisförmig) gewachsene Stämme und Bloche werden
über das Kreuz gezollt. Auch erfolgt die Zollung an beiden Abschnitten oder bei Blochen
mit dem Clubmaß in der Mitte.

Alle zum eigenen Bedarf der Staatsunterthanen abzugebenden Hölzer werden,

um mißbräuchliche Verwendung zum Handel zuvermeiden, mit einem besondern Hammer

geschlagen.
8. 11.

Bezüglich der Veräußerung des zum eigenen Bedarfe nach der Taxe abgegebenen

Holzes gelten die im §. 23 des Gesetzes wegen Schuhes der Holzungen, Baumpflau-

zungen, Wiesen, Felder und Gärten vom 26. April 1850 (Gesetz= Samml. von 1850,

S. 329 ff.) enthaltenen, also lautenden Strafbestimmungen:

„Wer Holz, welches ihm nur zum eigenen Bedarfe oder zum eigenen Geschäfts,
betriebe abgegeben worden, verbotswidrig veräußert, wird um den einfachen, in

Wiederholungsfällen um dendoppelten Werth des also veräußerten Holzes bestraft.
Beim zweiten Wiederholungsfalle und bei weiteren Rückfällen tritt daneben die

zeitweilige Entziehung der etwaigen Berechtigung, jedoch nur für die Person und
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nicht über 5 Jahre zur Strase ein, sofern solches bei Zuerkennung der Strafe des
vorigen Rückfalles, wie dies jedesmal geschehen soll, angedroht worden ist.“
Die Gemeinden haben die Verpflichtung, durch ihre Vorstände bei eigener Ver-

antworkung darüber zu wachen, dah die in diesem Paragraph getroffenen Bestimmun-

gen streng aufrecht erhalten werden.

§. 12.

Alle gegen das überwiesene Holz etwa zu machenden Ausstellungen müssen von

dem Empfänger sofort bei der Zupostung angebracht werden, da außerdem die desfall-

sigen späteren Anträge und Beschwerden unberücksichtigt bleiben.
Vom Augenblicke der Ueberweisung an liegt das Holz auf Kosten und Gefahr der

Käufer, indem dafür die Forsteasse irgend eine Garantie nicht übernimmt.

Wenn Holz oder andere Waldprodukte nicht zu der von der Forstbehörde festgeset-

ten Zeit abgefahren werden, so steht der Forstbehörde das NRecht zu, über dieselben

andeweit zu disponiren, und es sind diejenigen, für welche das Holz oder andere Wald-

producte angewiesen waren, verpflichtet, wenn für die Forstcasse oder den Forstbetrieb

durch versäumte Abfuhre ein Nachtheil erwächst, diesen aus eigenen Mitteln zu vergüten.

S. 13.

Dem Ermessen der Forstämter wird überlassen, für faule oder sonst sehr geringe

Hölzer die gegebene Taxe in einzelnen Fällen noch herunterzusetzen, sowie die Taxe für
nicht in dem Tarife ausgeführte Holzsortimente zu bestimmen.

S. 14.

Bei allen Klasterhölzern, dem Stockholz und Reißig in Wellen ist der Holzmacher-

lohn, jedoch nicht der Rückerlohn, beim gesetzten Preise mit eingerechnet.

8. 15.

Die dieser Verordnung beigefügte Toxe tritt mit dem Tage der Publikation in Kraft.
Diese Taxe gilt bis auf weitere Verordnung.

§S. 16.

Zur Gleichstellung der Preise sind die Forste in 4 Abtheilungen getheilt, von
denen die

I. den Leutenberger und Buchaer Forst,

II. den Rudolstädter, Quittelsdörfer, Paulinzellaer, Singer, Griesheimer und
Oesteröder Forst,
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III. den Dittersdorfer, Sitzendorfer und Untenveißbacher Forst, und die

IV. den Katzhütter, Scheibaer, Neuhäuser, Lindiger und Cursdorfer Forst

in sich begreift.
Außerdem ist noch ein Preis,Verzeichniß für die Floßscheithölzer beigefügt.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen

Jnsiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 14. Januar 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

Dr. v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Verzeichniß
der Preise der Brenn-Hölzer für Staaksunterthanen zum eigenen Bedarf.

I. Abtheilung.

A. Weiches Scheit= und Walzen-Holz.

5 Fl. 48 Kr. für 1 Klftr. 3 ell. gutes,
5. 12 „ für 1 „ dergl. geringes und

4, 48., süc 1 „ dergl. ganz geringes und Walzenholz.

B. Stöcke.

weiche.
2 Fl. 48 Kr. für 1 Klftr. gegrabene vder geschmatzte gute,
2 „„ 16 „ für 1 Kistr. dergl. geringe.

C. Relßig.

weiches.
— Fl. 32 Kr. für 1 Schock.

Fürstl. Schw. Rudelst. Gesetzsamml. XX. 2



10 1859.

IIL. Abtheilung.

A. Weiches Scheit= und Walzen-Holz.

8 Fl. 32 Kr. für 1 Klftr. 3ell. grün kiesernes,

7 „ für1 „ dergl. geringes,
7‚1 32 „ für1 „ (lll. gut sichtenes und tannenes Scheithohz,

6,. —„,„ sfür1 „ dergl. geringes und

4, 48 „ für1 „ dergl. ganzgeringesKiefern=u.Fichten-Walzenholg.

b#Stöcke.

weiche.
4 N. — Kr. für 1 Klafter gute, gegrabene oder geschmatzte,

5, 32 „ für1 „ dergl. geringere,

2 „ 32 „ für1 „ dergl. ganz geringe.

(C. Neißig.

weiches.

—  50 Kr. für 1 Schock,
» fuklcchockgutesDutchsotsinngsmßtg-

—,, 22 „ für 1 Schockgeringes dergl.

Im Oesteröder Forste finden rücksichtlich des weichen Feuerholzes, derweichen
Stocke und des weichen Reißigs folgende Preise statt:

1. Weiches Scheit= und Walzen-Hols.

. 44 Kr. für 1 Klftr.zell. grün kiefernes,

— „.„ für1 „ dergl. geringes,

— „ für1 „ gut sichtenes und tannenes,

— „ für 1 „ dergl. geringes,

„ — „ für! „, dergl. ganz geringes Kiefern, u. Fichten-Walzenholz.

2) Weiche Stöcke.

4 Fl. 12 Kr. für 1 Klftr. gute, gegrabene oder geschmaßzte,
3 „ 32 für 1 „ dergl. geringe.

3) Weiches Reißig.

1 Fl. 8 Kr. für 1 Schock lange Wellen,
—. 40 „ für 1 „ dergl. geringere.

 V000
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III. Abtheilung.

A. Schelt= und Walzen-Holz.

l. Hartes.

9 Fl. — Kr. für 1 Klfm. 3 ell. Scheitholz.

7 „ 32 „ sür 1 Klaster dergl. geringes.

5. 32 , für1 „dergl. Walzenholz.

2) Hartes Abgaugsholz vom Werkholz.

10 Fl. 8 Kr. für 1 Klaster1elliges.
8 „ 52„für 1 „ ; „

7„ 36 „ für1 „ 1

6, 20 „ für1 „ 1„

5r 4 ,„ für 1 „ „:„

3) erlnes.

7 Fl. 32 Kr. für 1 Klafter 3 elliges gutes.
6 „ 32 „ für 1 „ dergl. geringes.

4) weiches.

Für den Sitzendorfer Forsl escl. Quittelsberg und für den Dittersdorfer Forst.

6 Fl. 32 Kr. für 1 Klftr. 3 elliges gutes.
5 „ 32 „ für1 „ dergl. geringes und

4, 32 „ für 1 „ dergl. ganz geringes u. Walzenholz.

Für den Unterweißbacher Forst und den Quittelsberg des Sitzendorfer Forstes.

5 Fl. 32 Kr. für 1 Klaster 3 elliges gutes.
4 32 „ für 1 „ dergl. geringes und

3 „ 24 „ für1 „ dergl ganz geringes u. Walzenholz.

7. it
4 “7 — Kr. a *r Auasi gute.
3„ 20 „ für1„ geringe.

ei

Sitzendorfer Forst (ausschließlichàQuittelsberg)und Dittersdorfer Forst.
3 Fl. 24 Kr. für 1 Klafter gute, gegrabene oder geschmahte.

2, 40„ für 1 „ geringe dergleichen. 1
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Unteweißbacher Forst und der Quittelsberg des Sitzendorfer Forstes.

2 Fl. 40 Kr. für 1 Klaster gute, Vegrabene oder geschmatzte.
2„ 8,, für1 „ geringe dergleichen.

C. Reißig.

1) hartes.

—Fl. 48 Kr. für 1 Schock.
2) weiches.

— Fl. 36 Kr. m# 1 Schock.

IV. Abtheilung.

A. Scheit: und Walzen- Holz.
h *i*

8 Fl. — Kr. für 1 Klafter3elliges gutes.

5,„ — „ für1 „ dergl. geringes.

4. — ., für ! „ derleichen Walzen.

3, 32 „ für1 „ dergl. Asterholz.

2) harteo Abgangohols vom Werlhol#e.
9 Fl. — Kr. für 1 Klaster elliges.

8„ — „ für --xt-.

6. 44 „ für1 „ 3#

5 40 „ für1 „ „

4, 32 „ für 1, 

3) weiches.

3 Fl. 44 Kr. für 1 Klaster7 elliges gutes.
3„ 12 „ für 1 „ dergl. geringes.

2„ 28 „ für1 „ dergl. ganz geringes u. Walzenholz.

Für die Orte Neuhaus einschließlich Mittelland und Fischbachswiese, Schmalenbuche

einschliehlich Rußhütte, Lichte einschließlich Ascherbach, Geiersthal, Alsbach,
Scheiba, Goldisthal, Oberhammer und Katzhütte.

3 Fl. 8 Kr. für 1 Klafter3elligesFeuerholz I. Classe, für die drei
2 „ 12 „ für 1 „ 1#elligesFeuerholz II. Classe, ersten

1„ 52„ für1 „ 1elligesFeuerholzIII.Classe, Klastern.
3 Fl. 56 Kr. für 1 Küster dergl. I. Classe,

3 „ 14 für 1 Klafter dergl. II. Classe, über die dritte Klafter.
2 „ „ für 1 Klafter dergl. III. Classe,
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D. Stöcke.

[I) harte.

2Fl. 24 r. sr nü
) weiche.

1, 18 „ für l Klaftek gute grgrabene od. geschmaßte.
1„ 28 „ für 1 Klaster dergl. geringe.

Verzeichniß
der Preise für die Floßscheithölzer nach Leipziger Maaß.

6 Fl. 32 Kr. ausschliehlich des bestimmten Meßgeldes für 1 Klafter # elliges weiches
Brennholz am Zirkel.

8 Fl. — Kr. ausschließlich des bestimmten Meßgeldes für 1 Klafter desgleichen auf

den Holzaussatzplätzen zu Schwarza, Volkstedt oder Rudolstadt.
11 Fl. — Kr. für 1 Klafter 3 elliges hartes Feuerholz ausschließlich des bestimmten

Meßgeldes bei Schwarza oder Rudolstadt.

 VI. Regulativ,
die Holz-Abgabe an die Staatö-Untertbauen aus den Fürstlichen Forsten in

der Fürstlichen Unterherrschaft betreffend, vom 14. Januar 1859.

Wir Friedrich Gäneher, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.

verordnen unter Aufhebung des Regulativs, die Holzpreise für die Fürstliche Unterherr-

schaft betrefsend, vom 12. Juli 1852 (GesetzSamml.von 1852, S. 107fl.) und der
Bekanntmachung vom 29. Jamar 1856, die Ausführung der §§. 5 und7dieses Ne-

gulativs betreffend, auf den Antrag Unseres Ministeriums, wie folgt:

8. 1.

Um durch Festsetzung bestimmter Holzpreise unter dem Commerzial-Werthe in den

Fürstl. Forsten wegen der sich hierdurch nothwendig steigernden Auforderungen an die-
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selben den Ruin derselben nicht herbeizuführen und sie überhaupt im sorstmännischen

Betrieb zu erhalten, wird festgesetzt:

daß diese Forste hinsichtlich der Schlagwirthschast nachhaltig behandelt und
daher die bestimmten Naturalekats eingehalten werden sollen, und

2) daß die Forstbehörde das Aushalten der verschiedenen Holzsorkimente lediglich

nach forstmännischen Grundsäßen zu bewirken hat.

§S. 2.

Zu der bestimmten Holztaxe werden blos Brennhölzer zum eigenen Bedarfe der

inländischen Hauswirthschaften abgegeben und zwar dermalen nach Maßgabe der in

dem nachstehenden Preis-Verzeichnisse getrofsenen Bestimmungen.

8. 3

So lange und in soweit Gemeinden oder Privaten ihr jährliches Bedürfniß an

Holz aus der eigenen Waldung befriedigen können, werden ihnen aus den Fürstlichen

Forsten keine Hölzer zu diesem Zwecke um den Tax-Preis abgelassen.

8. 4.

Der Verkauf aller Commerzialhölzer, zu welchen alle Bau-, Nutz-, Werk. und

Kohlhölzer, die Dornwellen, Spänhaufen, Buschklötze und diejenigen anbrüchigen und

faulen Hölzer gehören, welche sich den im Preis-Verzeichnisse angesührten Sorten nicht

anpassen lassen, sowie auch diejenigen Hölzer, welche außer der ordnungsmäßig zum
Abtriebe kommenden Hauung geschlagen werden (vergl. . 16) oder welche die Ge.

meinden nach dem gegebenen Preis,Verzeichnisse gegen solidarische Haftpflicht nicht ab-

nehmen, geschieht nach dem Commerzialpreise, welchen die Forstbehörde zu ermitteln
und festzustellen hat, oder durch Auction.

Zu dem Verkaufe von Commerzialhölzern im Wege der Auckion und des sreien

Verkaufs sind Ausländer so gut wie Inländer zuzulassen, wenn vom Fürfll.Finanz-
Collegium nicht etwas Anderes bestimmt werden wird.

Es ist nicht gestattet, die erkansten Commerzialhölzer vom Schlage abzufahren,

bevor sie an das Fürstliche Rent, und Steueramt Frankenhausen oder die sonstige Hebe-

stelle bezahlt worden sind, es sei denn, daß nach von den Käufern gewährterSicherheit

gewisse Fristen zur Bezahlung der Holzkaufgelder in Folge eines Contracts oder auf
Anordunng des Fürstlichen Finanzeollegiums festgestellt worden wären.
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8. 5.

Jede Gemeinde, deren Angehörige das benöthigte Brennholz ganz oder theilweise
EaSna# T2. l A## A. X * 3 : U 1a48 413854

ten Holzpreis-Verzeichnisse beziehen wollen, ist verpflichtet, die fraglichen Hötzer im
Ganzen und die Controle gegen etwaigen Mißbrauch zu übernehmen.

Die Gemeinden errichten entweder mit den sämmtlichen empfangenen Brennhölzern

ein Magazin, oder sie verwenden hierzu nur soviel, als zur Deckung des Bedürfnisses

der Unbemittelten ihres Ortes nöthig wird und vertheilen das Uebrige an die Gemeinde-

Angehörigen auf dem Schlage.
Eine Dispensation von der Verpflichtung zur Errichtung von Holzmagazinen zur

Deckung des Bedürfnisses der Unbemittelten kann nur auf Antrag der betreffenden Ver-

walkungsämter durch die Fürstl. Regierung erfolgen.
Aus diesen Magazinen erhalten Holzbedürftige auf Verlangen bis zu 1 Malter

Brennholz gegen baare Zahlung.
Zu Bezahlung der schuldigen Holzkaufgelder wird den Gemeinden von der Zeit

der Abzahlung an unter solidarischer Hastverbindlichkeit ein halbjähriger Credit zuge-

standen.
Nach Ablauf des halbjährigen Credits werden die Resie der Gemeinden beigetrie-

ben, ohne daß auf irgend einen Einwand Rücksicht genommen wird.
Vor Bezahlung der Rückstände, welche von erkauften Brennhölzern aus den

Fürstlichen Forsten herrühren, finden neue Holzabgaben an die sich im Rückstande be-

findenden Gemeinden überhaupt nicht Statt.

S. 6.

Damit auf Abgabe von Nupholz zu eigenem Bedarf der Staats- Unterthanen
Rücksicht genommen werden und die Vertheilung der Brennhölzer zweckmähig geschehen
kann und damit der verbotswidrigen Verwendung und der Holzverschwendung im In-

teresse des Staates und der Staats-Unterthauen möglichst vorgebeugt werde, ist folgende

Einrichtung getrofsen worden:

1) Jeder Staats-Unterthan hat seinen jährlichen Bedarf an Nutz= und Brennholz
bis zum letzten Febrnar jeden Jahres bei seiner Ortsbehörde anzumelden.

2) Die Ortobehörde hat diese Anmeldungen, welche jedoch nicht über das wirkliche
Bedürfniß hinausgehen dürfen und nöthigen Falls auf dasselbe zu reduciren sind, bis zum

8. März desselben Jahres der Forstbehörde zu übergeben.
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3) Nach Abzug des nöthigen Bedarfs für die Forstbeamten, der Deputate und

contractlich abzugebenden Hölzer, serner nach Abzug des für die Hofhaltung und des

zu Staatsanstalten erforderlichen Holzes hat die Forstbehörde die übrigen nach §. 1 auf.
bereiteten Brennhölzer auf die Gemeinden, und insofern deren Anmeldungen nicht

vollständig befriedigt werden können, pro raln zu reparkiren und der Ortebehörde jeder

Commun die ihr zugetheilteQuantität durch Uebergabe eines Verzeichnisses, welches
die Sortimente und Nummern der zugetheilten Hölzer enthält, bekannt zu machen und

auf dem Schlage zuzuposten
4) Die Abfuhrzeit der Brennhölzer und der Termin, bis zu welchem dieselben

abgesahren sein müssen, wird denOrtsvorständen durch die Vorstbehörde zur Mitthei-

lung an die Gemeinde-Angehörigen bekannt gemacht.

8.7
Im Fall die S. 6, Pos. 1 und 2 belimmten Anmeldungen nicht zur festgesetzten

Zeit erfolgen, wird auf dieselben keine Rücksicht genommen.

S. S.

Wenn Holz oder andere Waldproducte nicht zu der von der Forstbehörde festgesetz-

ten Zeit abgesahren werden, so steht der Forstbehörde das Recht zu, über dieselben

anderweit zu disponiren, und es sind diejenigen, für welche das Holz oder andere Wald-

producte angewiesen waren, auch verpflichtet, wenn für die Forstcasse oder den Forstbe-

trieb durch versaumte Abfuhre ein Nachtheil erwächst, diesen aus eigenen Mitteln zu

vergüten.

Die Aufbereitung der Hölzer betrefsend, so wird verordnet,

n) daß bei den Malterhölzern die Scheite von den Knitteln geschieden und die Malter

zu 64 Cubiksuß Leipziger Maß, der Längenfuß zu 125,5 Pariser Linien gerechnet, auf-
gesetzt werden sollen;

h) daß alles Stangen= und Astholz unter 3“ Durchmesser in die Wellen und das von

3—6--Stärke in die Knittel-Malter zu bringen ist, alles Uebrige mehr als 6“ Durch-

messer haltende Holz zu Scheit-Maltern gelegt und die daraus gespaltenen Scheite in

der Art gespalten werden sollen, daß deren Bogensehne nicht unter 6= und nicht über

12 Länge enthält.

c) daß die Wurzelklöge von den Spaltklötzen getrennt und in Malter zu 64 Cubikfuß

Leipziger Maß gesetzt,
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4) alles anbrüchige und saule Holz von dem gesunden soviel als möglich geschieden
werden und

Wa) jeder Spänhausen 60 Tragkörbe, den Tragkorb an Inhalt einem Nordhäuser

Scheffel gleich gerechnet, enthalten soll,
s) daß die Malter richtiges Maß halten und deshalb des Eintrocknens wegen mit

dem üblichen Uebermaße aufgesetzt werden sollen.

Anmerk. ud ) Nur zur Ausgleichung der Malterhöhe dürfen einzelne Kuittel

oder klein gespaltene Scheite venvendet werden. Von Linden= und Weidenholze sind

gar keine Knittel-Malter zu legen, vielmehr soll alles dieses Holz bis zu 6-Durch.

messer in das Wellholz gebracht werden.

S. 10.

Bezüglich der Veräußerung des zum eigenen Bedarse nach der Tare abgegebenen

Holzes gelten die im J. 23 des Gesetzes wegen Schutes der Holzungen, Baumpflau-

zungen. Wiesen, Felder und Gärten vom 26. April 1850 (Gesetz Sammlung 1850,

Seite 329 fl.) enkhaltenen, also lautenden Strasbestimmungen:

„Wer Holz, welches ihm nur zum eigenen Bedarfe oder zum eigenen Geschäfts-

betriebe abgegeben worden, verbotswidrig veräußert, wird um den einfachen, in

Wiederholungsfällen um den doppelten Werth des also veräußerten Holzeo bestrast.
Beim zweiten Wiederholungsfalle und bei weiteren Rückfällen tritt daneben die

zeitweilige Entziehung der etwaigen Berechtigung, jedoch nur für die Persen und

nicht über 5 Jahre zur Strafe ein, sofern solches bei Zuerkennung der Strafe des

vorigen Rückfalles, wie dies jedesmal gescheben soll, angedreht worden ist.“

8. 11.

Alle wegen des übenwiesenen Holzes elwa zu machenden Ausstellungen mussen von

dem Empfänger sofort bei der Zupostung angebracht werden, da außerdem die desfallfi#

gen späteren Antrage und Beschwerden unberücksichtigt bleiben. Vom Augenblick der

Uebeweisung an liegt das Holz auf Kosten und Gesahr der Käufer, indem die Forst-

casse eine Garanlie dafür nicht übernimmt. Die betreffenden Forstossicianten haben

jedoch die Aussicht über diese Hölzer bis zum Ende der festgesetzten Abfuhrzeit gewissen.
Mast zu führen.

haft zu füh K 12.

Auch in Bezug auf die Commerzialhölzer tritt der Empsanger der Assignation als

Käufer ein, sobald er die Assignation angenommen hat, und das Holz 1en.tensalls
Fürsil. Schwarzb. Rudolst. Gesetzsamml. X.
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von der Zeit der Zuposlung an auf seine Gesahr. Wem solche Hölzer über die festge-

setzte Abfuhrzeit hinaus liegen, so steht der Forstbehörde das Recht zu, über dieselben
nach ihrem Gutdünken anderweit zu disponiren und sie auf Kosten und Gefahr des

Käufers anderweit zu verkaufen.
13.

Dem Ermessen der Forstbehörde wird berlassen, für faule oder geringe Hölzer

noch die gegebenen Preise herunterzusetzen, sowie die Preise für nicht in dem Tarif auf-

gesührlte Holzsortimente zu bestimmen.
S. 14.

Bei allen Hölzern, welche nach dem dieser Verordnung beigesügten Preis-Ver-
zeichnisse abgegeben werden, ist der Macher- und Bringerlohn, letzterer bis zur Stelle,

wo das Holz zur Abpostung aufgesetzt wird, in den festgesetzten Preis mit eingerechnet.

S. 15.

Zu möglichster Gleichstellung der Staats-Unterthanen hinsichtlich der zu bezahlen-

den Preise für die Breunhölzer sind diese lebteren in Berücksichtigung ihrer Breungüte
in Classen einzutheilen, und es soll gerechnet werden:

OHinsichtlich des Oberholzes zur ersten Classe, harte Hölzer enthaltend,
Nothbuche, Hainbuche, Ahorn und Esche;

zur zweiten Elasse, miltelharte Hölzer enthaltend
Eiche, Birkr, RNüster, wilder Apfel- ud Birnbaum, Elsbeerbaum, Kirsch-

baum und Eberesche;
zur dritten Classe, weicheHözer enthallend,

Aspe, Weide, Erle, Linde, Akazie, Pappel, Nadelholz.
3) Hinsichtlich des Unterholzes zur ersten Classe, harte Hölzer enthaltend,

Nothbuche, Ciche, Hainbuche, Birke, Ahom, Rüster, Elsbeerbaum, Esche,
Kirschbaum, wilder Apfel- und Birnbaum, Eberesche und Hasel,

zur zweiten Classe, weiche Hölzer enthaltend,
spe, Weide, Linde, Erle, Pappel und Akazie.

Die Klotzmalter werden nur in eichene und buchene eingetheilt.

Das Reißig oder Wellholz wird, nach den Dimensionen der Wellen, nach den

Sorten aufbereitet, und es enthält eine Welle der

e 8 bis 10 Fuß Länge 10 bis 12 Zoll Durchmesser,

II. Sorte 6 bis 8 Fuß Länge 10 bis 12 Zoll Durchmesser,

Ill. Sorte 4 bis 6 Fuß Länge 10 bis 12 Zoll Durchmesser.
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8. 16.

Wenn es sich nöthig machen sollte, daß zur Befriedigung von wirklichen Bedürf-
nissen außer der Zeit, wo die Hauungen zum gewöhnlichen Abtriebe kommen, Hölzer

heschlagen werden müssen, so soll dieses zwar der Forstbehorde nach ihrem Ermessen
nachgelassen bleiben, solche Hölzer können und dürfen aber blos zu dem Commertial-

holzpreise an Staats-Unterthanen abgegeben werden.

S. 17.

Die durch diese Verordnung bestimmten Preise treten mit dem Tage der Publika-
tion in Krast.

Dieselben gelten bis auf weitere Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen

Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 14. Januar 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

Dr. v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.



20 1859.

Tabelle

zu der Verorduung über die Brennholzpreise in Fürstlicher Unterherrschaft.

1) Für das Udersleber, Thalleber, Kyffhäuser (einschließlich Ichstedter) Rothen-
burger, Sechäuser und Seegaer (einschließlich Göllinger) Revier.

2Thlr.
2 „

1 „

2 „

1 „"

1
2 „

1 a

1 „

1 „

2 „

1 u

1 „

1 t

1

1 n

1 „

2 „

11u

1 „

1 7„

1 7"

2 *"

1 77

25 Sgr. für 1 Malter hartes gesundes Scheitholz.
für „, mittelhartes dergl.1

ür 1 „ weiches gesundes Scheitholz.

ür 1 „ harte gesunde Kuittel.

Uür 1 „ mittelharte dergl.

ür 1 „ weiche dergl.

ür 1 „ buhene Aaine Spaltklößze.
für 1 „ eichene

Ur 1 „ buchene Wurzelklötze.
ür 1 eichened

ür 1 Schock s5 l Classe 1. Sort.
ür 1 „ dergleichen do. 2.

ür 1 „ dergleichen do. 3.,

für 1 „ dergl. II. Classe. 1. „

ür1„ dergl. do. 2.,
ür1 „ dergl. do. •••t
r1 „ dergl. III. Classe 1..

ür1 „ dergl. do. 2. "„
ür 1 „ dergl. do. *i-

ür 1 „ Stamunschwellen I. Guse I. Sorte
Uür 1 „ » o 2.,,

fürl» « .3.»

fürl» » ll.Classc l.,,

für 1 „ „ do. 2. „

für 1 do. 3.

2) Fr das Straußberger Revier.

fr 1 Malter hartes gesundes Scheithotz
für1 „ mittelhartes dergl.



Ê—

für 1
für 1 Schock
für 1

für 1
für 1

für 1

für 1

für 1

1 859.

fü#- 1 Malter weiches gesundes dergl.
«

»

»

«

«

hartes ksunes Knittelholz.mittelhartesde
weiches *8 Kniteholz.

buchene gesunde Spaltklötze.
eichenedergl.
Hostewelen I. Luse 1. Sorte.

ergl „
dergl. ; «

dergl. II. Classe 1. „

dergl. do. 2.

dergl. do. 3.#—

dergl. IIl. huff 1 „
rgl. .

3 »

dergl. ll. Classe I.
dergl. do. 2.

dergl. do. 3.

3) Für das Schlotheimer Revier.

für 1
für 1

für 1

“

 für 1 Malter hartes gesundes Scheitholz-

mittelhartes Scheitholz.
weiches gesundes Scheitholz.
harte gesunde Knüppel.

miesert ber#tweichede
buchene allnee Spaltklötze.
eichene dergl.

buchene gesunde Wurzelklötze.
eichene dergl.
Heckewellen I. Classe 1. Sorte.
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Thlr. 28 Sgr. für 1 Schock Heckewellen I. Classe 2. Sorte.

 1 für ).

1

1 15 „ 1 „ dergl. do. »

1 „ 28 „ für 1 „ dergl. II. GiafeCche 1. „
1 „ 16 „ für 1 „ dergl. 2. „
1 „ 5 „ für I „ dergl. do. ; „

1 „ 14 „ für 1 „ dergl. III. Classe 1. „

1 „ 6 „ für 1 „ dergl. do. 2.#

— „ 25 „ für 1 „ dergl. do. 3.

2 „ 10 „ für 1 „ Stammwellen I. aun e I. Sorte.

1 „ 28 „ für 1 „ dorgl. ; »
1»15»fs-k1»vc . ,
1 „ 22 „ für 1 „ dergl I. e l ,

1 „ 10 „ für 1 „ dergl. do.

— „ 25 „ für 1 „ dergl. do. 3.#,

 VII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 14. Jannar 1859, die Errichtung einer Conkrolestelle für die steneramt=

liche Abfertigung übergangestenerpflichtiger Gegenstände in Culmbach betr.

Nach einer Mittheilung des Königlich Bayerischen Staats-Ministeriums des Han-
dels und der öffentlichen Arbeiten ist vom 10. d. M. ab in der Stadt Culmbach, im

Hauptzoll, Amtsbezilke Bamberg und an der Bayerischen Süd-Nordbahn gelegen, eine

Controlestelle für die steueramtliche Abfertigung übergangssteuerpflichtiger Gegenstände
errichtet worden, was hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Rudolstadt, den 14. Jannar 1859.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
ertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

cweites Stück vom Jahre 1859.

X VIII. Bekanntmachung

der Fülrstlichen Regierung vom 27. Jannar 1859, die Preisveränderung der

Axzueimiktel für 1859 betreffend.

Die in den Drogueritepreisen eingetretenen Veränderungen haben eine Abänderung
in den Preisen der Arzneimittel nöthig gemacht. Es werden deshalb die hiernach ab-

geänderten, mit dem 21. Februar d. J. in Krast tretenden Taxpreise andurch zur
Nachachtung bekannt gemacht. Die Berechnung des Nabatts hat hierbeiin der Fürfll.

Ober, und Unterherrschaft nach Maßgabe der für beide Landesthelle beslehenden geseh-
lichen Bestimmungen zu erfolgen.

Rudolstadt, den 27. Januar 1859.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.

Hötl. ezuen, Nudolsl. Gesetsamml. X. 4
Ausgegeben in Mudolstadt den 12. Februar 4850.
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Veränderungen der Arzuei-Taxe für 1859.

ECawiclä. Um,e Gemicht. (d III#ME

Acikum lannicum 1 Dru. 2 4raclum Opii Scrup12—4

Aelher 1 Une.2 Hatanbe 1 11— 5 6
hPiund.]31 10— Se 12—4—

Amygduluc amarne 1 Ulue 10 Sennne — 19 43 2

excorliealael 6. lorcs Brayerne An- concl Unze
Aqun Opi — 21, Hô# 2 ihl. pulv. — 2 610

Bulsamum Copuivne — 3—–44 14 Chamom. Remuulo — 17124

Cadmium sulphuricum 1Dra. 6'-1110 conc 8210
Cumphora 1 Unze 82 8 Mulvuc vulg. conc. — 8—36

lrila — 142. 310; Rhoecndos — 9193—
Canihurides — 15-—"– cone: 11—3s|

grosso mod. Pulk.–— 9, 4 Hosar. incurnal, Conc —10
zubl. pul# 1 Dra. 10 subt. pulli— 1—

Cardumomum minus 1 Unze– 10 Verbasci —3—

subl. paln.Drs.Foolin Bucco conc. —10|

Cera ulba 1Ume1031 subl. pulv.. 112 44 2
sluyn — 18 4210 Melissac — 54ss

Cernium Aeruginis — 9—2 7——1

·—# 17 icei — 16 blund 30—+11
Chinioickeul 1 Dra.5|21 Salviuo 1 lme414

Chinium KWtrochternuum 1 Scrupl22 —6 conc. elgr. m.pl S.%

Phosphoricum — s28. 1710 Ulundf—— 9 3
puruin — 30—|8|8 aubi. pulv. Iine 22

sulphuricum — 15 Sennnc — 

neutraosle— 28— 10 conc. elgr.m.pi8D
Cosfeinum cilric. el pburum 1 Gun341|—, v. —

Collodium 1Unze19956Galbanum —
Conünum 1I Tropl!! dehurntum —.4—

1 Grun] 30all#ne — 2 4
Corlek frangulne concis.Unze1 Conlus. lgr. m. pulv—

Elncosacchnrum Sulvinue1 Drl.1A subi. pulw. 11|3
Elixir Proprielnt. Purncel Unze4Arcerinum 9—28

Emplaslrum Aolilolhi 9KGummi waahien —.2Exlrucium Cenluurü minor 1 Drn. 64|22Z Mm. pulv.H— 9543—

Cinae neihereum 1 Scrup 12—38 lplv — 10
Filccis uctuereum —. 15|—4 I10 Mllerba entouen minor — 4
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llerbn Cemurü# minor — —— ———. ——

onc.#lgr. m.PIvUe4FKadia Glöec. echin. subi. Pl#. “ 6 4
pulv — 171214 Senegae 12—3

Uxdrargyrum — 12s—-6 concis. — 1414

Piiokulum ruhrum 1 Scrup,56 subt. pulp. 18—5

jodalum sluvum — 12 428 Serbent-Wurs vene. — 10 4
o# Fdulum ruhrumDrn. 4 Il. — 12

lodum Sern.4 8 -. Luclis rue 12 8.—2
kulium jodultu 1 Dn. —3 48 amoninum 1 Scrup7 4
Leemcalzem Gaenm — 8—2 4Semen Cimo 1 Unze 1

Germunicum — 8— 2 4 subl. pulv. — 6, 4

Meis 1 Ur0 3 2 Coriundri — 3—1
suhl. pulv. 1 Dra.8 subl. pulir — 16 12

Musliche 1 Uc5 1— I210 Focniculi — 2 1

Subt. pulr. 1Dra. 9.- 210 EIIIIIE
Noschus CUOr + 1 bsundli8 6
Nuccs moschaine !1 Lzkes1l|10 suht. pulv.fUnze 62

subi. pulv. 1 Dra. 8 Fochi Graccigr. m.

Olemm Amsgdulur. neilher.1 Scruh.300—% pulvl — 144

Corlicis Cilri ! Dra.] Psund 21
Foenieuli — 101 Lycopodii 1Ume#10—

Gulbani 1 Scrul%pecies aromaticac *rl*!
ealvine — 30— 986 blundl32 1

Opium * pulv. — |Sirius nellereus 1 Uze 1—

bPusin Clser2hizne 1 Uzell oachlearinc —09—
Vilulne odomtulgiche 1Serup. 7 —2Sulplur Laimnum Scrup3, 4
Pulvis uromuticus 1 Unzel8 6|58rruhus Ferri jodlnli 1 Droöh—

gummosus 1 Dra. I4 Tineiura Jodi 1 Unze 13—
Hadikx Al#lmene 1 Unell 112 Opüt croculn 1 Dra. 6—

conc.elgr. m.plv. — 5 18 simplex —.4
#mds4,8— Vuleriun ###er T.16

subt. pulv. lme 5 110 Unguentum 8 1 Unze180
(Hreyrrhizac echin — 3— 1— Kulül jocmi 41 Dra. 5—

con —4 444eum wiesennan 1 Scrup’.–

1 Pfundsd 1—6%#3Ö

SSà2
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Dritles Släch vom Jahre 1859.

 IX. Sportelgesetz
vom 4. März 1859.

WirFriedrich Günther, von Gottes Gnaren, Fürst zu Schwarzburgu.
haben auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen Landtags
dasnachstehende Sportelgesetz zu erlassen beschlossen, und verordnen demnach, wie folgt:

Erster Abschuitt.

Allgemeine Bestimmungen.

S. 1.
Vom 1. April 1859 ab werden bei sämmtlichen Justizbehörden des Landes, mit

Ausschluß des Fürstl. Ober-Appellationsgerichts, bei den landesherrlichen Verwaltungs-
behörden, desgleichen bei den Gemeindebehörden alle bei diesen Stellen anfallenden

Sporteln und Separatgebühren ohne Unterschied der Zeit, zu welcher sic erwachsen sind,

nach dem gegenwärtigen Gesetze berechnet und erhoben. Den Gemeindebehörden bleibt
indeh unbenommen, zeitherige Ansähe, insosern sic geringer sind, als die neuen, auch
künftig beizubehalten. «

Alle dem gegenwärtigen Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen und Obser-
vanzen, insbesondere das Sportelgesetz vom 8. Jannar 1847, treten mit dem 1. April

d. J. außer Kraft. Nur die vor diesem Tage den Zahlungspflichtigen bereits zugestell-

ten Kostenrechnungen werden nach den zeitherigen Bestimmungen beurtheilt.
Fürstl. Schwarzb. Rudolst. Gesetzsamml. XX.

Ausgegeben in Rudolstadt den 10. März 1859.
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8. 2.

Dieses Gesetz erstreckt sich nicht auf die Sporteln und Separatgebühren in gericht-
lichen Strafsachen, in Ablösungs., Gemeinheikstheilungs- und Separations-Angelegen-

heiten und für die Executionshandlungen der Verwaltungsbehörden. Es bleiben viel-
mehr die dieserhalb bestehenden besondern Vorschriftenin Kraft.

8. 3.

Die auf Grund dieses Gesehes zu berechnenden Kosten zerfallen in
A. Sporteln, welche in eine öffentliche Casse fließen, und

B. Separatgebühren, welche für bestimmte Personen liquidirt werden.

S. 4.

Die Sportelpflichtigkeit ist bei allen gerichtlichen Geschäfsten Regel; in allen Ver-

waltungsangelegenheiten Ausnahme.

Ausnahmsweise sind nachverzeichnete gerichtliche Geschäste der Sportelpflichtigkeit
nicht unterworfen:

1) alle Angelegenheiten des Fürstlichen Hauses, insoweitnicht einer Privatperson
die Kosten zur Last fallen;

2) unter derselben Voraussetzung alle Angelegenheiten des Fürstl. Familienfidei-.

commißvermögens, sowie des landesherrlichen Fiscus und derjenigen öffentlichen Cassen
und Anstalten, welche für Nechnung des Staates verwaltet werden;

3) alle Verbandlungen, welcheimöffentlichen Interesse des Staates oderderKirche
sowie aus Rücksicht auf den öffentlichen Dienst überhaupt, ohne Bezlehung auf das

Privatinteresse einzelner Personen, Anstalten oder Körperschaften stattfinden;
alle Erinnerungen an die Behörden; desgleichen Entschuldigung oder Frist

suchende Berichte, dafern nicht die dessallsigen Kosten einem säumigen Beamten aufzu=
erlegen sind, sowie die in Folge erhobener Beschwerde im Justizaussichtswege veran-

laßten Verhandlungen und Verfügungen, insoweit die Beschwerde für begründet gefun-
den wird:

5) die Kosten und Strafverwandlungs., die Kosten- und Straferlaß, sowie
Kosten= und Strasstundungs-Angelegenheiten;

6) die nach Maßgabe des Gesetzes vom 16. März 1855 (Ges. S. 1855, S. 54)

auf den freien Gerichtstagen zu verhandeluden Sachen;

7) alle gerichtlichen Handlungen, welche die Ermittelung der Collateralgelder.
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Abgabe bezwecken, nach näherer Bestimmung des §. 24 des Gesetzes vom 12. Februar

1840 (Ges. S. 1840, S. 44). Wird mit diesen Verhandlungen zugleich ein Partei-
oder sonstiges Privatinteresse versolgt, wie die Regulirung oder Sicherstellung einer

Erbschaft, so haben die betreffenden Interessenten eine verhältuihmößige richterlich fest.
zustellende Quote aller Sporteln zu entrichten;

8) die Verhandlungen wegen Cutschädigung für das zum Straßenbau abzugebende
Grundeigenthum nach Maßgabe des Gesetzes vom 5. Febrnar 1840 (Ges. S. 1840,

“

9) die Bestätigung und Ausfertigung der Ablösungsverträge über Ncallasten, bei

denen der Domänenfiskus betheiligt ist (§. 2 des Geseyzes vom 11. Januar 1850,

Ges. S. 1856, S. 45);

10) alle Verhandlungen und Ausfertigungen, welche die obervonmundschastliche

Aufsicht über einen Minderjährigen, Gemüthskranken oder sonst wegen seines körper-

lichen Zustandes Bevormundeten betreffen, dessen Vermögensabwurfjährlich 50 Fl. rosp.
30 Thlr. nicht übersteigt. Bei einem Vermögensabwurf bis zu 175 Fl. = 100 Thrr.

tritt nur die Hälste aller Sportelansätze ein. Pensionen, Waisen= oder andere Unter-

stützungen kommenhierbei nicht iin Auschlag. Besteht Eine vormundschaftliche Verwal=
tung hinsichtlich des mehrerenP h mgehörigen Vermögens,

so ist der Gesammtbetrag diesesVermögensmaßgebend. Nach dem Ausscheiden Einzelner
kommen deren Vermögenstheile in Abug. Wo der Vermögensabwurs wegen des Nieß-

brauchs eines Dritten oder sonst nicht zu ermitteln ist, wird derselbe von dem Werthe

der nußtragenden Gegenstände mit 4 vom Hundert berechnet.

Wird eine Erbschaftssache lediglich im Interesse eines unter Vormundschaft stehen-

den Miterben gerichtlich verhandelt, so fallen die dadurch entstehenden Kosten nur dem

Pflegebefohlenen zur Last.

Diese Bestiminung erleidet jedoch auf solche Handlungen, welche auch ohne die
Betheiligung eines Pflegebesohlenen vorgenommen werden müssen, wie Testamentseröff.

nungen, Eigenthumszuschreibungen, desgleichen auf die durch das Verschulden anderer

Interessenten veranlaßten gerichtlichen Schritte keine Anwendung.
Nücksichtlich der Verschwender und Abwesenden findet nirgends eine Sportelfrei-

heit statt.
F 11) Alle Kirchen, Pfarreien, Schulen und milden Stiftungen oder mit dem Rechte

der milden Stiftungen sonst versehene Institute; ferner öffentliche Armen-, Kranken.,
Arbeits= und Besserungs-Anstalten, endlich auch die Gemeinden in den die Mittel und

5.
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Verwaltung der Armenpflege betreffenden Angelegenheiten; diese sämmtlichen Institute
und Corporationen jedoch nur in streitigen bürgerlichen Rechtssachen.

Vorstehende Bestimmungen finden auf ausländische Kirchen, Pfarreien nur dann
und insoweit Anwendung, wenn und soweit die Staaten, denen die sraglichen Rechts.

subjecte angehören, den gleichartigen Rechtssubjecten des Fürstenthums die gleiche Ver-

günstigung eweislich zugestehn.
12) Alle mit Fürstl. Landescasse, Kirchen und milden Stiftungen abgeschlossenen

Pacht., Mieth., Dienst= und Arbeitsverträge, mit Einschluß der gerichtlichen Anerken-

nung derselben, sobald die vertragsmäßig bestimmten Leistungen die Summe von 3 Fl.

30 Kr. = 2 Thlr. pro Jahr nicht übersteigen.

13) Alle Angelegenheiten der Mitglieder, Subalternen und Diener einer Behörde

(einschließlich der in Ruhestand versetzten und zur Dioposition gestellten Beamten) bei

derselben Behörde, soweit sie weder prozessualisch verhandelt werden, noch Verhandlun-

ben- iber Grundstückserwerbungen oder Hypotheken= oder Privilegienbestellungen be-
treff

( r den Fillen der.30 1, 2 und 11muW0, wenn der Gegner in die Kosten verurtheilt

wird, derselbe auch diejenigen tragen, von welchen die sportelfreie Partei frei geblieben

ist. Ebenso hat die zur Kostenerstattung verurtheilte sportelfreie Partei dem Gegner

die von diesem verlegten Kosten zu erstalten.
Im Betreff der Kostenfreiheit der zum Armenrecht verstatteten Partei bewendet es

bei den darüber anderweit erlassenen Bestimmungen.

S. 6.

VonVerwaltungs--Angelegenheiten unterliegen nursolgende der Sportelpflichtigkeit:
I. Jede vom Landesherrn oder einer Verwaltungsbehörde auf diesfallsiges An-

suchen ausgewirkte besondere Verleihung, Erlaubniß, Befreiung oder Bescheinigung,
wie die Verleihung von Privilegien, Concessionen, Dispensationen, Vereinsrechten 2c.

die ii und Entlassung von Unterthanen, Bürgern, Schi- und Flurgenossen 2c.
Von dieser Sporlelpflichtigkeit sind jedoch ansgenomme

1) jede baupolizeiliche Erlaubniß, welche keine lonahe von der Regel, sondern

blos das Nichtvorhandensein eines Bedenkens ausspricht;

2) die Angelegenheiten der Landes-Feuer, Societät;
3) die Legalisirung der Heimaths- und Trauscheinc, sowie der Dienstbücher durch

die Venvaltungsbehörde;
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4) abschlägige Bescheidungen auf Gesuche um die erwähnten Verleihungen 2c. In

der zurückweisenden Verfügung kann jedoch dem Antragsteller für den Fall, daß derselbe
sich nicht hierbei beruhigt, die Tragung der Kosten für die durch seine weiteren vergeb-
lichen Anträge entstehenden Verhandlungen und Verfügungen angedroht werden, welche
Androhung eintretenden Falles zu verwirklichen ist.

5) Alle blos aus der Oberaussicht des Staates über ein Gemeinde-, Kirchen- oder

zu milden Zwecken bestimmtes Sustungsvermögen hervorgehenden Genehmigungsdecrete
und Erlaubnißertheilungen.

II. Die zur Competenz der Verwaltungsbehörden gehörigen Streitigkeiten zwischen

mehreren Betheiligten, welche gewisse Rechte und Handlungen in Auspruch nehmen oder

die ihnen angesonnene Verbindlichkeit bestreiten. Inebesondere fallen demjenigen,
welcher bei einem im V fahren grundlose Ansprüche

und Einwendungenin Bezugauf den Bau neuer Anlagen und Werke erhebt, die hier-
durch entstehenden Kosten zur Last.

I. Die von den Verwaltungsbehörden erledigten Polizei= und Disiplinar-

Strassachen. Werden indeß dergleichen Sachen durch die freiwillige Entrichtung der

nach Art.4des Einführungsgesetzes zum Strasgesetzbuche und zur Strafprozeßordnung
(Ges. S. 1850, S. 74) angeforderten Geldstrafen erledigt, so kommen keine Kosten
in Ansatz.

IV. Die im polizeilichen Interesse vorgenommenen Revisionen von Privat-Unter-

nehmungen und Einrichtungen, falls diese Revisionen eine Abweichung von den dieser-

halb bestehenden Vorschriften und Anordnungen oder sonstige verschuldete Mißstände
ergeben haben.

V. Die mit den Finanzbehörden abgeschlossenen Pachtverträge, sowie die Brau-

malzsteuer-Firations-Verträge und Verhandlungen des Fürstl. Bergamtes.

VI. Die Nevisionen der Rechnungen der Corporationen, Kirchen, Schulen und

Stiftungen.
S. 7.

Die Sportelfreiheit entbindet in den Fällen 3# 1, 2, 9, 10, 11, 12 und 13 des

§. 5 nicht von der Bezahlung der neben den Kostenansätzen noch besonders vorkommen-

den baaren Auslagen und Separatgebühren; in den übrigen Fällen des angezogenen

§. 5 sind dergleichen Gebühren und Verläge auf die Staatscasse zu übernehmen.



32 1859.

8. 8.

Die Gerichte haben in der Regel wegen aller Handlungen, mit welchen baare Aus-

lagen verbunden sind, einen zur Deckung derselben hinreichenden Kostenvorschuß vom

Antragsteller einzuheben.
8. 9.

In dem Specialansatze für Ausferligungen, sowie in den für gerichtliche Geschäfte
bestehenden Aversionalsätzen sind, wo nicht etwas Anderes bestimmt ist, jederzeit die

Beschlüsse und Neinschriften und in dem Ansatze der mündlichen Ladungen der Beschluß

selbst mit inbegriffen. Für Beschlüsse, die nicht zur Reinschrift gelangt sind, wird die

Gebühr für Randbeschlüsse, und wenn sie zur Reinschrift, aber nicht zur Vollziehung

gelangt sind, außerdem noch die Gebühr für Abschristen, in keinem Falle aber mehr

als die Gebühr für die Aussertigung selbst in Ansatz gebracht. Wo für gerichtliche Ge-

schäfte blose Aversionalsätze vorkommen, werden, sobald das Geschäft sich zerschlägt, die

Niederschriften und Aussertigungen, bez. Abschriften besonders berechnet; die Kosten
können jedoch niemals drei Viertheil des Aversionalsatzes übersteigen.

§. 10.

Wird in einer Urkunde über die Zuschreibung von Grundeigenthum zugleich die

Bestellung einer Hypothek verbriest, so wird für beide Handlungen besonders liquidirt;
vergl. jedoch S. 49.

Kommt in einer Urkunde über die Zuschreibung von Grundeigenthum (§. 38 f.)

oder die Bestellung von Hypotheken oder Privilegien (§. 45 ffl.) noch die Verlautbarung

von Geschäften der im §. 54 enwähnten Art vor, so greift neben dem Sportelbetrag für

das Uebereignungs-, Privilegien- oder Hypotheken. Geschäft auch der Ansaß für die
übrigen dabei vorkommenden Geschäfte (§. 54), jedoch, selbst wenn deren mehrere

zugleich verbrieft werden sollten, nur einmal Platz. EnthälteineUrkundenurGeschäfte
von der in dem §. 54. envähnten Beschafsenheit, so ist blos der Sportelbetrag für das

Hauptgeschäft zu berechnen.
Wird ein und dieselbe Urkunde mehrfach ausgefertigt, so tritt der vorgeschriebene

Sportelansaßz nur für das erste Exemplar ein. Bei den übrigen Exemplaren werden

blos die Copialien berechnet.

GleichlautendeAuefertigungen eines und desselben Entwurfs, welche keine Urkun-
den sind, aber an verschiedene Personen ergehen, z. B. Ladungen, werden jede beson-
ders liquidirt.
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8. 11.

Ueberall, wo bei Berechnung der Kosten auf den Werth des Gegenstandes Rück-

sicht zu nehmen ist, gelten
u) in den streitigen Rechtssachen die in den Prozeßgesetzen, insbesondere in 55. 1—2

des Gesetzes vom 12. November 1858, die Verbesserung des bürgerlichen Prozeßver=

fahrens belr., über die Erneitlelung der Werthsverhältnisse gegebenen Vorschriften.

5) In freiwilligen Gerichtssachen sind die Summen, welche die Betheiligten in Ansatz

gebracht haben, zunächst maßgebend.
Liegt keine bestimmte Werthsangabe vor, besteht insbesondere bei Verkrägen das

Aequivalent in anderen als Geldleistungen, so sind die Interessenten zur Werthsangabe

aufzufordern. Entsteht der Verdacht, daß diese Angaben dem wirklichen Werthe nicht

entsprechen, so ist eine ohngefähre Abschätzung des Gegenstandes durch Sachverständige
zu versügen. Die angestellten Ermittelungen sind sportelsrei, so lange kein absichtli-
ches Verschweigen des wahren Werths hervortritt.

§. 12.
Hinsichtlich der nach Prozenten bestimmten Ausäße gilt die Regel, daß mit Aus-

nahme des ersten Hunderts ein angefangenes Hundert bis zu 50 gar nicht, von da ab

jedoch für voll gerechnet wird. In gleicher Weise sind, wenn bei dem Sportelansatze
die Zahl der auf das Geschäft verwendeten Stunden in Betracht kommt, halbe und

mehr als halbe Stunden für voll, weniger als halbe gar nicht zu berechnen. Bestimmt
bei Schristen — vorausgesetyzt, daß dieselben mehr als eine Seite süllen — die Seite

resp. Bogenzahl den Kostenansah, so werden weniger als halb voll geschriebene Seiten

gar nicht, halb voll oder mehr als halb voll geschriebene Seiten dagegen für voll ge-

rechnet. Jede Seite muß mindestens 20 Zeilen enthalten.

8. 13.

Bei Aufstellung der Kostenrechnung werden überschießende Heller, wenn sie unter

einem halben Kreuzer betragen, für einen halben Kreuzer, wenn sie deuselben aber

übersteigen, für einen vollen gerechnet.

Lassen gesetzliche Vorschriften einen Spielraum für den Kostenansatz bei gewissen
Verhandlungen und Versügungen, z. B. Terminen, Bescheiden àc. zu, so bestimt

den höheren oder geringeren Ansatz zunächst stets der Werth des Gegenstandes,

nächstdem aber der Umfang, die Schwierigkeit und Zeitdauer des Geschäfts. Solchen-



34 1859.

falls hat der die Verhandlung leitende resp. ausfertigende Beamte entweder den

Kostenansatz selbst schon vorläufig auf dem betreffenden Schriststücke zu notiren oder
durch eine auf das letztere zu setzende Bemerkung über die Zeitdauer des Geschäfts rc.

dem Sportularius einen sichern Anhaltepunkt für die Kostenliquidation zu geben.

 #.15.

Wenn in einer und derselben Angelegenheit bei mehreren Behörden Verhandlun-

gen stattgesunden haben, so sind die Sporteln immer nur im Sporkelbuche derjenigen
Behörde, bei welcher die Angelegenheit selbst anhängig ist, zu buchen. Die requirir-
ten Behörden haben deshalb, falls sie nicht die sämmtlichen Verhandlungen mittheilen,
auf Grund derselben die Sportelrechnungen aufzustellen und sie den requirirenden Be-

hörden zur Buchung und Einziehung zu übersenden.
Sind Sporteln in verschiedenen Instanzen auf eingelegte Berufungen 2c. oder bei

der Mitausfertigung einer Uebereignungs-Urkunde oder eines Hopothekenscheines, so-

wie in wichtigen Rechtssachen in der Executionsinstanz bei den Einzelgerichten entstan-

den, so hat jedes Gericht die wegen seiner Handlungen angefallenen Sporteln zu buchen
und einzuziehen.

Wenn die Bearbeitung einer bei einer Behörde eingeleiteten Augelegenheit vor

deren Beendigung ganz auf eine andere Behörde übergeht, so kommen die Kosten, so-

weit solche bei jener vor dem Uebergange noch nicht gebucht sind, ganz bei der leßteren,

nach Maßgabe der für diese bestehenden Vorschriften, in Ansatz.
Baare Auslagen werden bei der Casse derjenigen Behörde, bei der sie entstanden

sind, in Ausgade gebracht, aber nur von derjenigen Behörde, bei welcher die übrigen

Kosten liquidirt werden, in die Soll, Einnahme eingestellt, obne daß eine Erstallung
aus der einen in die andere Casse stattfindet. Die für die gemeinschaftlichen Gerichte

gegebenen Vorschriften in Betrefs der Buchung der Kosten und der Behandlung des

Verlagswesens werden hierdurch nicht abgeändert.

8. 16.

Die Kostenliguidirung erfolgt in allen Sachen, welche durch eine Verfügung
beseitigt werden, bei Erlaß der Verfügung, in Mandatsprozessen sosort mit der Aus-

fertigung des Mandats; in denjenigen Angelegenheiten, bei deren Verlaufe gewisse
Abschnite des Verfahrensvorkommen, regelmäßig beim Eintritt eines solchen Abschnittes,

deshalb in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten beim Schlusse einer Prozeßinstanz; außer-
dem bei Beendigung der Sache.
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Die Kosten sind in der Executionsinstanz, sofem kein Liquidationsverfahren

voraussichtlich ist, mit der jedesmaligenschristlichen Verfügung, in Vormundschafts-

sachen nach Schluß eines feden-Jahres und da, wo Rechnung gelegt wird, nach Justi-
fication derselben, im Fall des§.30 der Vormundschafts-Ordnung aber nach der Re-

vision, in nichtstreitigen birgerüchen Rechtslachen, sowie in Verwaltungsangele-

berheite bei Ausfertigung der betreffenden Verfügung zu liguidiren und einzuheben.
ntracte, Zeugnisse und sonstige Urkunden, sowie auf Verlangen gefertigte Ab-

schistn m in der Negel nur gegen Zahlung der Sporteln ausgehändigt werden.

§S. 17.

In allen bürgerlichen Rechtssachen sind demjenigen, welcher
die Thätigkeit des Gerichts in Anspruch nimmt, die Kosten der hier-

durch ausgewirkten Verfügungen in Rechnung zu stellen.
Dieser Grundsatz gilt auch im Concursprozeß. Es werden danach die Kosten für

solche Versügungen und Handlungen, wobei der Contradictor oder Massepfleger oder

die Glänbigerschaft Extrahent ist, mit Einschluß der Edictalladung, des Liquidations-
termins und aller sonst im Interesse der Gesammtheit, auch ohne ansdrückliche Anre-

gung, vorgenommenen Handlungen der Masse zugeschrieben. Nequisitionskosten, welche
durchLadung eines Gläubigers nach dem Liquidationstermine erwachsen, sind jedoch

von diesem allein zu tragen. Auch sind im Mandatsverfahren die Kostenfür das aus-

hewirkte Mandat, wemm kein contraditctorisches Verfahren darauf folgt, vom Beklagten

einzuziehen.
Die Kosten für Verfügungen, welche von Amtswegen oder auf

Antrag beider Theile erlassen werden, oder doch ein gemeinschaft-

liches Interesse betreffen, haben die Parteien zu gleichen Theilen

zu tragen. Hierher gehören namentlich die Kosten für Termine, der Communicativ=
Decrete im rechtlichen Versahren und der Erkenmtnisse. Der Urthelsverlag für aus-

wärtige Erkenntnisse ist jedoch vom Extrahenten einstweilen allein vorzuschießen.

Auch kann derjenigen Partei, welche die Actenversendung nicht beantragt hat, in
keinem Falle mehr als dersietreffende Autheil des höchsten Saes für ein einheimisches

Erkenntniß abverlangt werden.

8. 16.

Die KosteninderExerutionsinstanz sind bei vorkommenden Zwangsveräußerungen

von dem Erlös der versteigerten Gegenstände vonveg zu berichtigen. In Uebrigen
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehlamml. X.
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bewendet es bei den Vorschriften in 8. 19 und 70 der Executions-Ordnung vom 18ten

Juni 1854. (Ges. Samml. 1854, S. 137).
Nach Maßgabe des vorigen §. sind in den Ladungen zur Ablösung der Erkennt-

nssse die Kosten beiden Theilen zuzurechnen.
Ueber den Anspruch auf Erstattung der Kosten durch den Gegner entscheiden be-

sondere Gesetze.
6. 19.

Derjenige, in dessen Interesse ein Geschäft von Amtswegen vorgenommen worden

ist, hat dic dadurch entstandenen Koslen zu tragen:
Bei Verzichtleistungen werden die Sporteln der betr. Instanz von derjenigen Partei

eingezogen, welche der Fortsetzung der Klage, des Rechtsmittels 2c. entsagt hat.

8. 20.

Bei Ausfertigung von Documenten sind. dafern nichts Anderes verabredet ist,

a) in Unterpfands= und Privilegiensachen die Kosten vom Extrahenten,
h) bei Käufen, Schenkungen oder sonstigen Eigenthums-Uebertragungen von dem

Erwerber,

B) bei Urkunden über andere zweiseitige Contracte von beiden Theilen gemeinschaft-
, und

4) bei allen übrigen Urkunden von demjenigen, der sie ausbringt,

zu bezahlen. Die Zahlungsverbindlichkeit hinsichtlich solcher Kosten, welche für etwaige
Zwischenverhandlungen und Nebengeschäfte entstehen, ist nach den allgemeinen Grund-

sätzen zu beurtheilen.
8. 21.

Wenn in streitigen Rechtssachen eine mittellose Partei mehr als den sie nach den

Grundsätzen der Kostencompensation trefsenden Antheil vergleichsweise übernimmt, so
kann sich die Behörde wegen jenes Mehrbetrags an die andere Partei hallen.

§. 22.

Niemals darf für eine obrigkeitliche Handlung Etwas gefordert werden, für die

nicht nach dem gegenwärtigen Gesetze ein bestimmter Ausatz gerechtfertigt erscheint,
z. B. für das Heften, Foliiren, Rubriciren der Acten, das Präsentiren der Schriften 2c.

§S. 23.

Die Vorstände der Behörden, sowie die Oberbehörden sind ebenso berechtigt, als

verpflichtet, nicht nur einen unrichtigen Kostenansatz zu berichtigen, sondern auch die.
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jenigen Kosten, welche für nichtige oder völlig unnühe Verhandlungen liquidirt sind,
niederzuschlagen.

Dergleichen Verhandlungen müssen jedoch lediglich einer fehlerhaften Behand-
lung der Behörde zugeschrieben werden können.

8. 24.

In Sportelsachen findet nur der Weg der Beschwerde an die zunächst vorgesetzte

Oberbehörde statt, insofern nicht im Wege der Vorstellung bei der Unterbehörde der
Beschwerde abgeholfen wird.

S. 25.

Vernachlässigungen, ingleichen Ueberschreitungen der im Gesetz enthaltenen Be-
stimmungen und Taxen, sofern sie nicht in ein Verbrechen übergehen, werden mit Dis-

eiplinarstrafen geahndet.

Zweiter Abschnitt.

Allgemeine Sportelsätze für Justiz= und Verwaltungsbehörden.

§. 26.

1) Abschriften, wörtliche Actenauszüge, Actenverzeichnisse, ein-

schließlich der Vergleichungsgebühr, für eine Seite 3Kr. resp.1Sgr.
für zwei Seiten 7, -— 2 „
für einen Bogen 14„ = 4 „

bei gebrochenen Bogen für jede Seite 2 „ vesp. 8 Pf.

Abwesenheits-Vormünder, Bestellungsscheine derselben, siehe Bestellungs-
scheine.

Affixions-Registratur, siehe Edictalladungen und Bekanntmachungen.

2) Anerkennung von Unterschriften, nämlich für die darüber auszuneh-

mende Registratur und den auszusertigenden Schein, jedoch mit Ausschluß

der elwaigen weiteren Verhandlungen und zwar

u. bei Anerkennung einer Urkunde über oringsügige Grschafte und Ver,
bandlungen 10 Sar.

b. bei Anerkennung einer Urkunde über wichige Geschat und Jelbant
lungen 1 Kl. 10 Kr. =20Sgr.

bis 1 Fl. oi. *
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Anwaltsgebühren, Feststellung derselben, für jede Seite 14 Kr. = 4 Sgr.

Ausfertigungen, insofern kein höherer oder beriugerer ntde besonders
festgestellt ist, für jedes erste Blat

für jede dritte und Seen Seite 35„ =

Enthält die uesening zugleich eine keinem besondern *“
unterfallende Entscheidung, so tritt das Doppelte vorstehender Ansätze ein.

Ausfertigungen, in welchen die obrigkeitliche Genehmigung zu Vergleichen
Verpfändungen, Veräußerungen oder anderen Geschäften, welche zu ihrer

Gültigkeit dieser chenein bedürfen, ausgesprochen wird,
35 —10 Sgr. bis 3 Fl. 30 Kr. = 2 Thlr.

Auswanderungsbekan Forhnnn s. Bekanntmachung.

Beglaubigung von Abschriften oder Extracten, die nicht über einen Bogen

süllen 28 K Sgr.

und für jeden weiteren vollen Bogen 14, = 4 „

einschließlich der Vergleichungsgebühr.

Behändigung einer Ladung einer andern Behörde, wenn blos das

übersendete Insinnations-Document der requirirenden Behörde zurückgeschickt
wir Xr. resp. 5 Sgr.

Außerdem werden die vorkommenden einzelnen Handlungen besonders
berechnet.

Ist der Adressat nicht im Bezirke der Behörde zu finden, so wird nichts
in Ansatz gebracht.

Bekanntmachung, öffentliche, für welche kein besonderer Ansaß sich im

gegenwärtigen Gesetze vorfindet, inschließlich der Affirions= und2Nestrions-
Registraturen 35 Kr. = 10 Sgr. bis 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr.

Die Vewielfältigungen dorselden zum Zweck der Bekanntmachung in

öffentlichen Blättern werden als Abschriften, die Ladungen der Betheiligken

besonders berechnet.

Bekanntmachung einer Auswanderung, einschließlich des Anbringens
und des Attestes 42 Kr. = 12 Sgr.

wird inderselben Bekanntmachung die Auswanderung verschiedener Personen
zur öffentlichen Kenntniß gebracht, von jeder Person oder Familie

28 Kr. = 8 Sgr.
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Die Anmeldung der Forderungen und die hierdurch entstehenden Ver-

haudlungen werden nach der Größe der Forderungen besonders berechnet.
Bekanntmachung einer anderen Behörde, für den Anschlag derselben,

einschließlich der Affixions- und Refixionsregistraturen 35 Kr. = 10 Sgr.

Berechnungen, insofern sie nicht Theil einer Handlung sind, für welche be-
reits ein besonderer Ansatz aufgestellt ist, von jeder Seite 35 Kr. = 10 Sgr.

Distributionspläue im Concurse bis zu 14 Fl. = 8 Thrr.

Kostenrechnungen, und zwar fsür jeden vollen Gulden bez. Thaler des

Gesammtbetrags, jedoch mit Ausschluß der baaren Verläge, der Separat-

Vebühren und der für Rechtshandlungen bestehenden Aversionalsätze
4 Kr. resp. 2 Sgr. bis höchstens 3 Fl. 30 Kr. =2 Thlr.

im Ganzen.

Berichte ohne Unterschied gr jede Seite 18 Kr. resp.5Sgr.
edoch nicht unter 35 „ =

Bescheinigungen und Zeugnisse, 2 die kein besonderer Ansatzvorge-
schrieben ist, 35 Kr. = 10 Sgr.,
wenn  nicht mehr als eine Seite füllen, für jede weitere Seite

Kr. resp. 5 Sgr.

Die vorbereitenden Handlungen werden, wo nichts Anderes bestimmt

ist, besonders liquidirt.
Besichtigungen siehe Protoko
Bestellungsscheine der —nQ Abwesenheits-Vormünder, Erb-

schaftsvertreter, Sequester, Contradictoren und –!bls
Fl. 45 Kr.=1 Thlr.

andere a cesce * Kr.=10 Sar.
Cireulars.Ladu
Depositenschein s LinpIangsbcscheiniqtth
Distributionsplänes.Bekcchmmgen.
Edictalladung s. Ladungen.
Eidedabnahme s. Prototoll.

Eidesformeln, einschliehlich der zweimaligen einschit
r. 10 Sgr.

bis1Fl.2— 1Thlr.

Für weitere Reinschriften werden blos Copialien berechnet.
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16) Empfangsbescheinigungen und Depositenscheine 18 Kr. resp.5Sgr.
bis 1 Fl. 45 Kr. = 1Thlr.

Entscheidungen s. Ausfertigung, Protocoll, Rescript.
Cntsiegelung fI. Protocoll.
Justification s. Nevision.
Kosteurechnung s. Berechnung.

17) Ladungen, mündliche, von jeder Person 10 Kr. resp.3Sgr.
18) Ladungen, schriftliche, zum Vortrag, insbesondere zum Versuch der Güte,

sowie Ladungen der Zeugen und Sachverständigen 18 Kr. resp. 5 Sgr.

19) Ladungen, mittelst Umlaufs, Circulaxs, bis 1 san, herso
20 Sgr.für jede weitere Person ##g b. 3 Sgr.

20) Ladungen, Edictalladungen und Subhastationspatente, euileglch

der Affigions- und Refirions. Puegseaun
20 Kr. = 1Thlr. 10 Sgr.

alin. 2 der Nr. 8 sindet auch hier nnn e

Ladungen f. Behändigung.
21) Protocolle über eine Vechendtung mit Inbegriff aller dabei vorkommenden

Handlungen, wie der Eidesabnahme, des Zeugenverhörs, einer Besichtigung,

Ver- und Entsiegelung,
bei dem Einzelrichter 35 Kr. = 10 Sgr.

bei einem Collegialgerichte 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.

Wird eine Enlscheidung dabei enheilt oder dauert die Verhandlung länger

als eine Stunde oder enthält das Prototoll mehr als einen Bogen,

beim Einzelrichter 1 Fl. 10 Kr. — 20 Sgr. bis 3 Fl. 30 Kr. = 2 Thlr.

beim Collegialgerichte 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr. bis 7 Fl. = 4 Thlr.

jedoch Publikationstermine nur 35 Kr = 10 Sgr.

Eine Niederschrift über eine vor= und nachmittägige Verhandlung in einer

und derselben Sache ist als ein Protocoll zu betrachten.

22) Randbeschlüsse, welche eine außerdem unvemieidiiche —
vertreten 18 Kr. resp.5Sgr. bis

Alle anderen Nandbeschlüsse sind frei, S biieenigen, vahe

Instructiouen anSubalteme cksichtiich der Führung und Jorkegungvon
Acten, weg 9 der u. s.w.enthalten.

J
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23) Randzeugnisse 35 Kr. = 10 Sgr.

Rechnungen (. Revision.
Refixions-Registratur s. Affirions-Registratur.

24) Registraturen (Niederschriften über einseitige Anbringen und Erklärungen oder
eigene Bemerkungen der Behörden) insoweit kein besonderer Ansatz vorge-
schrieben ist, für jede Seite 14 Kr. = 4 Sgr.

Insinnations-Registraturen, serner Niederschriften, welche im Gebiete der

dienstlichen Ordnung erfolgen, den Geschäftsgang bei der Behörde oder

sonstige Officialsachen betreffen, sind durchgehends frei.
25) Registrirung eines in urkundlicher Form auszufertigenden Vertrags, Erb-

antrittscheines und dergl. 35 Kr. — 10 Sgr. bis 7 Fl. = 4 Thlr.

26) Reseripte ohne Unterschied für jede Seite 35 Kr. = 10 Sgr.

jedoch nicht unter 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.

Dafern das Reseript eine gerichtliche Entscheidung enthält, wird es als

Erkenntuiß angesetzt.

27) Revision, einschliehlich der Verhandlung, Verichigmng und Justificatlon derRechnung einer Corporation, Kirche,Stistung, Gemeinde, eines Vor-

mundes 2c., jedoch ausschließlich eines shmien Justisicationsscheines, bei
einem Einnahmebetrage bis zu 50 Fl. resp. 30 Thlr. 10 Kr. resp.8 Sgr.

bis zu 100 Fl. ren- 60 Thlr. 1 Fl. resp. 17 Sar.

bis zu 2100 Fl. = 1200 W noch 1 Procent und von welteren Beträ-

gen 1 Procent, jedoch im Ganzen nicht mehr als 35 Fl. = 20 Thlr.

Der Vorrath voriger Rechnung und heimgezahlte Capitalien, sofern sie
wieder ausgeliehen werden, kommen dabei nicht in Anschlag. Insoweit die

bisherigen Ansätze für Revision der Kirchrechnungen niedriger sind, hat es
hierbei sein Bewenden.

Subhastationspatent s. Edictalladung.

28) bes einer anderen Behörde, für den Ansatz wie

—ies Lodung.
Vormundschaftsschein s. Bestellungsschein.
Zeugnisse s. Bescheinigungen.
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Dritter Abschnitt.

Sportelansätze der Justizbehörden.

A. In streitigen Rechtssachen.

Bei den Einzelgerichten.

8. 27.
I. Wenn die Klage vor weiterer Verhandlung zurückgewiesen oder vor dem anbe-

raumten Termine zurückgenommen oder die Sache durch ein erlassenes Mandat erledigt

wird, kommen bei einem Gegenstande

u) unter 43 Fl. 15 Kr. — 25 Thlr. Werth 11 Kr. = 46

bio 42 „ = 12 „

b) von 43 Fl. 45 Kr. — §l* °s bis 175 Fl. = 100 Thlr.
— 12Sgr. bio 1 Fl. 45 Kr. = 1Thlr.

in Ansat.
Werden Einwendungen gegen das erlassene Mandat erhoben, so cessiren diese

Kosten und gehen in denen des einzuleitenden Prozesses unter. Dieselben sind deshalb

nicht vor eingetretener Rechtskraft zu buchen.

§S. 28.

UI. Wenn die Sache durch Contumacialerkennkniß oder durch Verzicht, Vergleich

oder Zugeständniß vor Aufnahme der rechtlichen Verhandlung beendigt wird, kommt

in Ansatz bei einem Gegenstande
a) unter 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. Werth 18 Kr. resp. 5 Sgr.

bik 52 „ resp. 15 „

) von 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. bis zu 175 Fl. = 100 Thlr.

52 Kr. resb. 15 Sgr. bis 2 Fl. 20 Kr. = 13 Thlr.

20

U. Wenn die Sache nach stattgehabtem rechtlichen Gehör der Parteien, aber ohne

daß damit Beweisaufnahmen verbunden waren, durch Erkenntniß, Verzicht, Vergleich
oder Zugesländniß beendigt wird, kommt in Ansatz bei einem Gegenstande

#) unter 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. Werth 35 Kr. = 10 Sgr.

bis 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thrr.

b) von 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. bis 175 Fl. = 100 Thlr.

1 Fl. 45 Kr. = 1Thlr. bis 7 Fl. = 4Thlr.
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IV. Wenn die Beendigung der Sache durch Erkenntniß, Verzicht, Vergleich oder

Zugeständniß, * stattgesundener Beweisaufnahme, erfolgt ist, kommtin Ansatz bei
einem Gegenstan

n) unter Fl. 45 Kr. - 25 Thlr. Werth 1 *rprv 10 Kr. = 20 Sgr.
bis 3 Fl. 30 Kr. — 2 Thlr.

b) von 43 Fl. 45 Kr. — 3 Thlr. bis 175 ge 100 Thlr.

L 30 Kr. = 2Thlr. bis 14 Fl. = 8Thlr.
S. 31.

In den aufgestellten Aversionalsäten werden alle vorkommenden Niederschriften und

Aussertigungen bis zur Beendigung der Sache durch Erkenntniß, Verzicht, Vergleich

oderZugeständniß, nicht aber auch die e und deren Beglaubigungen bezahlt.

In Nechtssachen, welche nach cciehide shristohne Rücksicht auf den Werth des
übenwiesen sind, kommtderdieSummevon175Fl.

100 Thr. übersteigende Werth nicht weiter in Betracht. Auf dergleichen unschätz-
bare Gegenstände finden die Vorschriften in §. 27—30 ebenfalls Anwendung.

S. 33.

Im Concurse, mit Ausnahme der gegen den Gemeinschuldner anhängigen Einzel-
prozesse, so wie in allen Edictalprozessen und bei sonstigen Handlungen der streitigen

Gerichtsbarkeit, welche nicht zu dem in §§. 27 bis 30 enwähnten Verfahren gehören,
greifen die allgemeinen Ansäte und außerdem für ein Erkenntniß

1 Fl. 45Kr. = 1Thlr. bis7Fl. = 4Thlr.

für wirkliche Distributionsbescheide5Fl. 15 Kr. = 3 Thlr bis 10 Fl. 30 Kr-6 Thlr.

Plat.
8. 34.

In der Executionsinstanz, einschließlich der darin in Folge kreisgerichtlichen Auf-

trags vorgenommenen Handlungen, werden die allgemeinen Ansätze n-- und zwar
a) zum Viertheil in Sachen unter 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr.
h) zurHälfte in Sachen von 43 Fl. 45 Kr. 25 Thir. bis zu 175 u—100Thlr.

Werth und

e) ganz in Sachen von 175 Fl. = 100 Thlr. und darüber Werth.

Es kömmt hierbei lediglich die Summe, welche beigetrieben werden soll, in Rück-

sicht, keineswegs das frühere Klagobject.
Fürstl. Schwarzb. Rudolst. Gesetzsamml. XK. 7
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. 35.

Bei den Kreisgerichten.

I. In denjenigen Prozeßsachen, welche bei den Kreisgerichten in erster Instanz

verhandelt werden, kommen für die einzelnen gerichtlichen Handlungen die allgemeinen
Sportelansäße in Anwendung. Es werden jedoch mit Ausschluß der Ehescheidungs-
sachen die Ansäte sub 4, 12, 15, 17, 18, 19, 21, 22, 24 und 26 um die Hälfte erhöht,

wenn das Klagobject den Werth von 1750 Fl. = 1000 Thlr. übersteigt.

Außerdem werden liquidirt:

a) für Entscheidungen ohne vorheriges rechtliches Gehör des Gegentheils und
für unbedingte Mandate 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr. bis 7 Fl. = 4 Thlr.

b) für Beweisinterlocute, Contumacial = Erkenntnisse und Entscheidungen,

gegen welche das Rcchtemitel des Recurses zulässig ist.
3 F Xr. = 2 Thlr. bis 14 Fl. = 8 Thlr.

D) für Definitiv- Gutschedungen nach erfolgtem Gehör beider Theile
Fl. 15 Kr. = 3 Thlr. bis 21 Fl. = 12 Thlr.

4) für Loccliongerkeuninise 7 Fl. = 4 Thlr. bis 35 Fl. = 20 Thlr.

II. In der Appellationsinstanz werden für Entscheidungen

n) in streitigen Rechtssachen 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.

bis 3 Kl. 30 Kr. = 2 Thlr.

) in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr.

bis 7 Fl. = 4 Thlr.
berechnet.

§. 36.

Bei dem Appellationsgerichte.

I. Die erstinstanzlichen Handlungen, einschließlich der Entscheidungen, wer-
den wie die der Kreisgerichte berechnet

II. Für Cutscheidungen in der Appellationsinstanz werden berechnet:

u) bei Berufungen gegen uchunen der Einzelgerichte
30 Kr. = 2 Thlr. bis 7 Fl. = 4Thlr.

h) bei Necursen gegen Friegenp Entscheidungen und bei Berufungen

Jegen kreisgerichtliche Contumacial Erkenntnisse oder Entscheidungen ohne
rechtliches Gehör 5 Fl. 15 Kr. = 3Thlr. bis 14 Fl.=8Thlr.

e) bei Berufungen gegen Endertennnise der Kreisgerichte aller Art
7 Fl. = 4 Thlr. bis 35 Fl. = 20 Thlr.
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8. 37.

In den Ansätzen für Entscheidungen in der Appellationsinstanz (88. 35 und 36)

sind alle darauf bezüglichen Niederschristen und Ausfertigungen des erkennenden Gerichts

inbegriffen; dagegen berechnet das Gericht, bei welchem die Berufung eingelegt wird,
die bei ihm in der Berufungoinstanz vorgekommenen einzelnen Handlungen nach den all-

gemeinen Sportelansätzen. Dieselben werden jedoch in solchen Fällen bei den Einzel-
gerichten in Nechtosachen unter 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. Werth nur zur Hälfte in

Ansatz gebracht.
Die Vewielfältigung der Entscheidungen wird als Abschrift berechnet.

B. In nicht streitigen Rechtssachen.

1. Zuschreibungen von unbeweglichem Eigenthum.

Für die gerichtliche Zuschreibung von unbeweglichem Eigenthum kommen in Ausatz

1) bei Gegenständen bis zu 100 Fl. bez. 50 Thlr. Werh 2 Fl. bez. 1 Thlr.
2) bei solchen von 100 Fl. bez. 50 Thlr. bis 200 Fl. bez. 100 Thlr.

4 Fl. bez. 2 Thlr.

3) von jedem weiteren 100 Fl. bez. 100 Thlr. bis zu 3500 9a -2000 Thlr.

1 Fl. bez. 1 Thlr.

4) von 3500 Fl. = 2000 Thlr. an kritt noch # Brehent *
Ferner ist von jedem 100 Fl. . . .4Ckr

von jedem 100Thr. 2 Sgr.

zur Waisenbaustaf. zu zahlen.
Bei Berechnung des Werths kommen nur die - in Anschlag, keines.

wegs das mit veräußerte Inventarium oder sonstige Mobiliar.

Vorstehende und die nachfolgenden Bestimmungen gelten auch für die Zuschreibung
von Bergeigenthum, jedoch sind anstatt der Gebühr in das Waisenhaus nach dem Gesetze
vom 9. Febrar 1855 folgende Beträge an die Bergzehntarmuthscasse zu entrichten:

u) wenn der Kauf= bez. Taxwerth bis 87 Fl. 30 Kr. = 50. Wutt beträgt,
#. bez. 27 Sgr.

) wenn er mehr als 87 Fl. 30 Kr. = 50 Thlr., aber % über 175 Fl. =

100 Thlr. beträgt, 22 Kr. bez. 15SScr.
) von jedem solgenden 87 Fl. 30 Kr. = 50 Thlr. 5 . bez. 5 Sar.
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8. 39.
Für Erbantrittscheine der als Erben eintretenden Ascendenten, Descenden-

ten und Ehegatten findet ein Viertheil der §. 38 normirten Ansätze, jedoch nicht unter

1 Fl.10Kr. = 20 Sgr.; für Erbrecesse in Bezug auf den Nachlaß eines Ascen-

lenten, Descendenten und hegatten die Hälfte obiger Ansätee, jedoch nicht unter
1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr. statt

8. 40.

Uebernehmen bei Erbtheilungen oder der elterlichen Vermögensabtrelung verschie-
dene Interessenten verschiedene Grundstücke oder erwirbt Jemand Grundstücke von ver-

schiedenen Besitzern oder ersteht mehrere Grundstücke in einer Versteigerung, so wird,

wemn die desfallsige Zuschreibung in einer Urkunde erfolgt, der Sportelbetrag vom Ge-

sammtwerth der zugeschriebenen Immobilien berechutt.
Der von dem einzelnen Interessenten zu tragende Kostenantheil wird unter Berück.

sichtigung des Werths der demselben zugeschriebenen Grundstücke festgestellt.

S. 41.

In Tauschfällen ist nur der Werth des größeren Grundstücks, nicht beider Tausch-

objecte in Ansatz zu bringen.
§. 42.

Werden Grundstücke verschiedener Gerichtsbezirke des Inlandes in einer Ur.

kunde übereignet, so hat jede Behörde nur den Werth der Grundstücke ihres Bezirks in

Ansatz zu bringen.
Diese Vorschrift findet auf Tauschverträge keine Anwendung.

S. 43.
In obigen Ansäßen sind alle Verhandlungen, insbesondere alle Niederschristen,

Beschlüsse und Ausfertigungen, welche vor inländischen Behörden zum Zwecke der

Uebereignung von Grundeigenthum bis zur Ausfertigung und Aushändigung der Ur-

kunden ergehen, inbegriffen.

Davon sind jedoch ausgenommen:
1) die gerichtliche Aufnahme der auszufertigenden Urkunde (§. 26, JA 25);
2) die Verhandlungen, welche wegen einer auf den neuen Erwerber übergehenden

Hypothek sich nöthig machen, wofür einschließlich der Bemerkung n Hypothekenbuche
und der Benachrichtigung des Gläubigers von jedem 100 Fl.bez.100 Thlr. der
Hppothekenschuld 1 # bez. 5 Sgr.,
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jedoch nicht mehr als 3 Fl. 30 Kr. = 2 Thlr.

in Ansah kommen;
3) die Nebengeschäfte und Zwischenverhandlungen, welche nur bei Gelegenheit der

Uebereignung vorkommen, wie Vormundschaftsbestätigungen, Veräußerungsdeertte,
Protestationen, die gerichtliche Einzahlung und Abgewährung des Kaufgeldes an den

Verkäufer oder die Gläubiger.

Für dergleichen Verhandlungen greifen die allgemeinen Ansätze Plat.
Beim F. Justizamte Frankenhausen wird auherdem für die Ab- undZuschrift in dem

Flur= und Lagerbuche die bisherige Gebühr von 27 Sgr. von jedem Grundstücke berechnet.

8. 14.

Zerschlägt sich das Uebereignungsgeschäft, so greist die Vorschrift inS.9. Platz.

2. Einzeichnungen in das Hypotheken, und in das Privilegienbuch.

S. 45.

Für die Eintragung einer Hypothekin das Hypothekenbuch:

1) bei Capitalsummen bis 100 Fl. bez. 50 Thlr. 1 Fl. bez. 15 Sgr.
2) bis 200 Fl. bez 100 Thlr. 2 Fl. bez. 1 Thlr.

3) von da an tritt 1 Prozent und

4) von 3500 Fl. -2000 Thlr. ab 1 Prozent binzu.
5) Bei unbestimmten Summen 52 Kr. bez. 15 Sgr. bis 3 Fl. 30 Kr. -2 Thlr.

Für die bloße Vormerkung einer Hypothek sindet die Hälfte dieser Ansätze statt und
bei deren wirklicher Eintragung die andere Hälfte.

S. 46

Für die Eintragung eines Vorzugsrechtes in das Privilegienbuch

1) bei Summen bis zu 200 Fl. bez. 100 Thlr. 40 Kr. bez. 10 Sgr.

2) beigrößeren Summen vonjedem weiteren 100 Fl. bez. 100 Thlr. 10 Kr. bez. 5 Sgr.

jedoch nicht mehr als 17 Fl. 30 Kr.= 10 Thlr.

3) bei unbestimmten Summen 35 Kr.— 10 Sgr. bis 3 Fl. 30 r-2 Thlr.

Rücksichtlich der Vormerkung gilt das bei den Hypothefen Bestimmte.

S. 47.

Fürdie Einzeichnungder Cession, Verpfändung, gerichtlichen Ueberweisung, Ab-
lösung, Prioritätseinrzumung einer Hypothek vder eines Privilegimms kömmt ein Vier-

theil der Ausabe der Eintragung oder Vormerkung der Hypothek, jedoch nicht unter
18 Kr. bez.5Sgr. in Rechnung.
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8. 48.

Für die Löschung einer Hppothek und eines Privilegiums # der Sportel, wolche
für den Eintrag bestimmt ist, mindestens jedoch 18 Kr. bez. 5 Sgr.
und höchstens 3 Jl 30 Kr. = 2 Thlr.

S. 49.

Für die Eintragung der Hypotheken und Privilegien auf Grund eines gesetlichen

Rechtstitels oder des Vorbehalto der Hypothek an einem Kaufobject; desgleichen für

Darlehen aus Kirchen-Aeraren und milden Stistungen aller Art, wenn sie 175 Fl. =

100 Thlr. nicht übersteigen, ist ein Viertheil der Ausätze der §§. 45 und 46, jedoch nicht

unter 18 Kr. bez. 5 Sgr.

zu berechnen.

Für Eintragung einer Hypothek und Ausfertigung eines Hypothekenscheines in

Gemähheit des §. 62 der Erecutions-Ordnung verglichen mit S. 23. des Gesetzes zur

Verbesserung des Hppothekenwesens werden
18 Kr. bez. 5 Sgr. bis 3 Fl. 30 Kr. -2 Thlr.

berechnet.
5 [

Für einen Auszug aus dem Hypotheken- oder Privilegienbuche

pl Kr. bez. 5 Sgr. bis 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr.

§S. 51.

Wird eine Hypothek für dieselbe Schuld auf die Folien mehrerer Hypotheken-
bücher oder mehrerer Schuldner, Bürgen u. s. w. eingetragen, vorgemerkt, gelöscht,

so sindet doch nur die einfache Sporlel stalt. Dasselbe gilt bei sonstigen Veränderungen

und bei den Privilegien. Ist der Werth des Pfandobjects geringer als die eingetragene
oder zu löschende Summe, so richtet sich die Sporlel nach dem ersteren.

Wird eine schon bestehende Hypothek durch Verpfändung anderer Grundstücke von

der Hypotbek freigelassen, so kömmt die Hälfte des Werthes der neu verpsändeten vder

freigelassenen Grundstücke in Rechnung. Der desfallsige Ansatz darf jedoch nicht die
Halfte der ganzen ursprünglichen Sportel übersteigen.

§. 52.

In obigen Ansähen sind alle bei den inländischen Behörden vorkommenden gericht-

lichen Niederschristen, Beschlüsse und ahnigange vom iingt auf Eintragung,Vormerkung, Cession, Ablösung,U g schung gim Hypo-
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thekenbuche und Anshändigung der desfallsigen Urkunde, sowie des ausgefertigten Lö,

schungsscheines enthalten. Nach den allgemeinen Ansälen sind jedoch dabei vorkommende

Nebengeschäfte (vgl. S. 43, Nr. 3) zu vergüten. Wenn dagegen Hypotheken= und

Privilegiengeschäfte sich wieder zerschlagen, so findet die Vorschrift in §. 9. Anwendung.

 53.

Sind die zu verpfändenden Immobilien in verschiedenen Gerichtsbezirken des In-

landes belegen, so hat das Gericht, welches zuerst angegangen wird, zwei Drittheile und

die übrigeneinDrittheil der Aversionalsportel anzuseten.
Werden aus= und inländische Grundstücke zusammen verpfändet, so wird von den

inländischen die Hälfte der Aversionalsportel entrichtet.

3. Sonstige Handlungen der nicht streitigen Gerichtsbarkeik.

S. 54.

I. Für gerichtliche Bestätigung und Ausfertigung von Geschäften, welche weder

die Bestellung von Hypotheken oder Privilegien, noch die Uebertragung von Grund-

eigenthum betressen, wie namentlich von Mobiliar-Käufen, von Pacht., Erbzins,,
Gesellschafts-, Bürgschafts-, Ehe-, Einkindschafts-, Adoptions-, Theilungs-, Erb.

Alimentations., Schenkungsverträgen, Emancipationen, Beslellung eines procurium 2c.

kommen für alle Verhandlungen, einschließlichder etwa nöthigen causae counilio und

der einmal auszuferkigenden Urkunde, je nach dem Werthe des Gegenstandes nnd dem
Umsange des Vertrags 52 Kr. bez. 15 Sgr. bis 17 Fl. 30 Kr. =10 Thlr.

in Ansatz.

Ausgeschlossen hievon ist die Aufnahme solcher Verträge (S. 26, WM 25).
Von jedemVertrage 2c. werden 21 Kr. = 6Sgr. bis 1 Fl. 45 Kr.=1Thlr.

Waisenhausgebühren berechnet.

I. Für die gerichtliche Uebereignung von Lehngütern einschließlich der Beleihung
und Aussertigung des Lehnbriefes greisen die fürdie gerichtliche Zuschreibung von Allo=

dialgrundstücken normirten Sätze Platz.
In der Fürstlichen Unterherrschaft sind außerdem die in Fällen der Veräußerung

P *r- an einen extrimeus hergebrachten 1 procentigen Consensgebühren zu ent-

won sich die Beleihung in Folge einer in herrschender Hand (munn domimme)

eingetretenen Veränderung nothwendig oder kritt derBelieheneiiin Folge der Beleihung

nicht auch zugleichin den Besitz und Genuß des Gutes, so istfür die Beleihung und die
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desfallsigen Aussertigungen eine Aversionalsportel von 3 Fl. 30 Kr. = 2 Thlr.
bis 10 „ 30 „ = 6 „

zu ennichten.
III. Für Aufnahme und Niederschrift einer letztwilligen **mdm- und eincs Nach-

trags zu derselben werden 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr. bis10 Fl. 30Kr. = 6 Thlr.

und für Annahme einer dem Gericht überreichten schriftlichen kettwilinen Er-
ingleichen für Zurücknahme solcher Verfügungen jeder AAnt 1 Fl.45Kr. = 1 Thlr.bis 5 „ 15 3

je nach dem vermuthlichen Werthe der Erbschaft und der Dauer des Geschäfts zmün.
Außerdem wird bei der Auf= und Annahme 35 Kr.—10S

 I Fl. 45 Ar.——1Fn.
für die Waisenhauscasse und die Sporteln für den retenchei0, für die Aufbewah-

rung selbst aber nichts berechnet.

Nücksichtlich der Verhandlungen bei der Eröffnung gelten die allgemeinen Ansätze.
IV. Alle übrigen Geschäste der nicht streitigen Gerichtsbarkeit, inabesondere Vor-

mundschaftsangelegenheiten, sreiwillige Subhastationen, Aufnahme von Inventarien rc#.

werden nach den allgemeinen Ansatzen berechuct.
V. An Depositengebühren werden.

1. von der ursprünglichen Einnahme

a) bei baarem Geld von jedem Gulden : Kr., von jedem Thaler 3 Spf.,

h) bei Pretiosen und geldwerthen Documenten von jedem Gulden 1 Kr., von

sedem Thaler 2 Spf.,

co) beim Documenten, welche keinen zu Geld anschlagbaren Werth haben
30 Kr. bez. 9 Sgr. bis zu 3 Fl. 30 Kr. = 2 Thlr.

berechnet.
2. Von der wirklichen Ausgabe beträgt die Depositengebühr eben so viel wie von

der ursprünglichen Einnahme.

3. Für jede Ausleihung und eben so für jede Wiedereinzichung deponirter Gelder,

mit Inbegriff der Aufbewahrung der Obligationen, wird für jeden Gulden 3 Kr., für

jeden Thaler 2 Sysf. in Ansatz gebracht.
Wenn deponirte Dofumente zum Behuf der Einziehung und Wiederausleihung

des dadurchverbriesten Capitals oder zu irgend einem andern vorübergehenden Zweck zu-

rückgenommen, nachher aber dieselben Dokumente oder auch an ihre Stelle andere Do-

kumente von gleichem Werthe wieder deponirt werden, so ist dafür keine Depositengebühr
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anzusetzen. Wird jedoch an die Stelle des zurckgenommenen Dokuments ein Dokument
von hoherem Betrage deponirt, so ist solches, insoweit es den Betrag des herausgenommenen
Dokuments übersteigt, als ein neu deponirtes anzusehen und ist für diesen Mehrbetrag

die gesehliche Depositengebühr anzusetzen. Tritt an die Stelle des herausgenommenen

Dokuments ein Dokument von niederem Betrage, soist die von „der wirklichen Ausgabe“

zu berechnende Depositengebühr von dem Betrage der Differenz zwischen beiden Doku-

menten seiner Zeit anzusetzen.

§. 55.

Diese Depositengebühren finden nur dann statt, wenn der Gegenstand wirklich in

das Deposital-Behältniß gekommen und in das Depositenbuch eingetragen worden war.

Von Geldern und Dokumenten der Pflegebefohlenen — Verschwender und Abwe-

sende ausgenommen — werden, wenn der Vermögensabwurf 50 Fl. resp. 30 Thlr.

jährlich nicht übersteigt, gar keine Depositengebühren, außerdem nur die Hälste der

vorstehenden Sägte entrichtet, dafern der Grund der Deposition einzig und allein in

dem bevormundcten Zustande der Pflegebesohlenen liegt. Die Erben oder andere

Rechtsnachfolger derselben haben für die wirkliche Ausgabe solcher Gelder den vollen

Ansatz zu entrichten.
Von der Depositengebühr für wirkliche Einnahme (F. 54, V. 1.) und Ausgabe

(§. 54, vV. 2.) wird die eine Hälfte zur Sportelcasse verrechnet, die andere Hälste fällt
den Depositenbewahrern dergestalt zu, daß davon wiederum 2 Drittheile dem Depositen-

Buchführer, ein Drittheil die übrigen Schlüsselinhaber bezieben. Die Depositenge-
bühren für die Ausleihung und Wiedereinziehung deponirter Gelder (§. 54, V. 3.) er-

halten die Depositenbewahrer nach dem angegebenen Verhälmisse allein.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XI. 8
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Vierter Abschnitt.

Besondere Sporteln bei den Verwaltungsbehörden.

A. Bel dem Ministerlum.

1) Bei Dienstbestallungen.

a. Bei den Hof= und Civil, Dienern.

1) Wirkliche Geheime-Räthe mit dem Prädicate Excellez . 40 Fl.

2) Oberste Hoschargen (Oberhofneister, Oberstallmeister, Oberjägermeister rc.),

Geheime-Räthe, stimmführende Mitglieder des Ministeriums, Prasidenten der Landes-
verwaltungs- und höhern Justiz-Collegien 35 F

3) Kammerherren, Hofmarschall, Neise= oder Hesnallmeier, nensint.
Vicepräsidenten, Geheime-Regierungsräthe, Geheime, Hofräthe 2c. 30Fl.

4)Obersorstmeister, Räthe der Landesvenvaltungs= und der höhern Mulil
tollegien, Kreisgerichtsdirectoren, Oberstaatsamoalt 25Fl.

5) Kammer, und Jagdjunker, Forstmeister, Assessoren der Kandegverwaltungs.

und höhern Justizcollegien, Mitglieder der Kreisgerichte, Staatsanwälte, Räthe, die

nicht als Mitglieder der bndescollegien sungiren, Gymnasaldimecr, willicher Ge-heimer-Secretär, Geheimer-Archiva 20 Fl.
6) Vorstäude der unnenhebondenewirkliche Obersorster. Professoren, Vitliothekar,

Capellmeisicr, Postmeister, Wildmeister, Rentmeister, Canzlei., Commissions-, Rent= 2c.

Secretaire derbundesverwalkunge und der wöhem #ligeollgen Obercontroleur, Fi-
nanz. Consulent 15 Fl.

7) Amts., Finanz= 2c Commiseire, Secretaire und Acluarien der Kreisgerichte,
der Verwalnge. und Justizämter, Oberlehrer, Förster, Nevisoren, Rendanten, Post-

Berg= Floß= 2c. Verwalter, Postsecretairs, Bauconducteurs, - Concert-
meister, Cammemusiker und Cammersänger 0 Fl.

8) Postassistenten, Postexpeditoren, Hofmusici, Negipratoren,Ganzinen Canz.

lei, und andere Assistenten, Copisten bei dem Ninisterio inunddenLandebcollegien.Fort--schreiber, Einfahrer, Steueraufseher · F

9) Geringere Stellen . . . . . . . . 2Fl.
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b. Bei denOeistliqen.
1) General-Superintendent . 20FL

2) Superintendenten . . . . .. IOFL

3) Oberpfarrer ....... 7 Fl.

c. Bei dem Militair.
1) Major . . . .. .30Fl.

2) Hauplleute . 2HFL
3) Oberlieutenants undMilitairbeamte mit Oberlieutenantsrang 20 Fl.
4) Unterlieutenants und Militairbeamte mit Unterlientenanksrang 15 Fl.

S. 57.
Durch die vorstehende Classificirung sollen diebestehenden. Nangverhältnisse in

keiner Weise beeinträchtigt oder modificirt werden.

Sollten Decrete auf Titel oder Stellen ausgeferkigt werden, welche hier nicht

namentlich aufgeführt sind, so wird nach den Ansätzen derjenigen Kategorie liquidirt,
welcher sie nach den üblichen Nangverhältnissen am nächsten kommen. Diejenigen

Diener aber, die bei ihrer Bestellung ßbs zu zahlen haben, sind
von der Entrichtung der Decretssportelnfr

. .)s.

Wird einem Beamten nur ein —* Titelohne höheres Amt ertheilt, so ist für

das Decret nur so viel anzurechnen, als der Unterschied zwischen dem Ansatze für das

letzte Decret und das neue beträgt.

Bleibt ein Beamter in einer und derselben oben A. 1.a. 1— 8 aufgeführten Classen

stehen, z. B. bei der Ernennung eines Actuarius zum Amtscommissair, so ist die Hälste

des Sportelansatzes für die betreffende Classe zu entrichten.
5

Auf Nachsuchen ertheilte Titel an Personen, welche nicht im Fürstlichen Dienste

stehen, unterliegen einem höheren Ansatze, dessen nähere Bestimmung fürjeden einzelnen
Fall ausdrücklich vorbehalten bleibt.

Bei allen Bestallungen in noch der C. Theil der zu liguidirenden Sporteln für die

Fürstliche Waisenhauscasse zu berechnen und außerdem kommen 1 Fl. 45 Tr. Dienerge-
bührenin Ansatz.

Letztere können bei den höheren Stellen auch bis 3 Fl. 30 Kr. berechnet werden.

Bei denStellenA. 1. u. 9 bleiben jedoch Waisenhaus- und Diener-Gebühren

außer Ansatz. 8
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2) Bei Besoldungsverwilligungen.

Neben und außer denBestallungs= oderVerpslichtungsfporteln werden für Besol-

dungen und Hesonng lade berechnetie zu 25 Fl. inch. .. . . . Nichts,

von über 25 Fl. bis 100 Fl. inch. . . . . .2Protcnt

von über 100 Fl. . 3 Procent.

Außerdem ist (abgesehen von derClasseA. 1. a. 9 ftdie Furstliche Waisenhauscasse
der 6. Theil der Sporteln und dann noch 1 Fl. 45 Kr. an Dienergebühr zu liquidiren.

· §.62..

Dicnstgntndstücke,DicnstwohnanqenundNatunlicnüberhauptwckdcnnachdem
designationsmäßigen Werthe in Ansahz gebracht.

BeiBesoldungszulagenkommt nur der Betrag der wirklichen Zulage in Anrechnung.

3) Bei Dienstentlassungen.
Bei Dienstentlassungen wird weder s#ür 8 Abschiedsdeeret oder Rescript noch für

diePension oder das WartegeldeineSportelberechnet.Wohlaberwerden1Fl.45Kr.
für das Waisenhaus und 1 Fl. 45 Kr. Dienergebühren liquidirt; aber auch dies bleibt

außer Ansatz, sobald der Beamte ohne seinen Antrag Porr sogar gegen seinen Willen in
den Ruhestand versetzt und zur Disposition gestelltwi

Erhalt der Verabschiedete beiseiner Entlassung un höheren Titel, so kommt dafür

die vorschritsmähige Taxein Ansaßz.

-B. Bei der Regierung und deren Unterbebörden.

I) Bei den landesherrlichen Behörden. zi. * 4%%
64.

I. Für die Verleihung von Privilegi

verfönlicher #iilegeen zur Mesbstegüchen Betreibung —
eines Geschäfts 5——

bis 5.— 50
Waisenhausgebühren bis zuB 3.30—2—

2) Nealprivilegi R6 Lo : Nr 5n ;

Corporationen - 8145 5——

bie7SASRoO
Waisenhausgebühren bis zu 3s|30), 2——

— —
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3) UebertragungeinesRealprivilegiums auf andere Realitãten
is

Waisenhausgebühren bis zu

II. Für Verleihung des Rechts einer juristischen Persönlichkeit
is

Weisenhauegethren bis zu
II. Für Anerkennung eines Vereins

bis
WMassenhansgebühr bis zu

IV. Für Erlaubnißertheilungen:
1) zum Handels- und Ceneibaharte (Concessionen)

i

Daisenhausgebuhren bis zu
2) zu lolteriemäßigen Ausspielungen .

bis

Waisenhausgebühren bis zu

3) zur Uebernahme einer Agentur iin Auswanderungs- und
Assecuranz. Angelegenheiten

bis
Waisenhausgebühren bis zu

4) zu Parellirungen und D Holz
bis

) zur öffentlichen Aufführung theatralischer und ähnlicher Vor-
Wt zur Abhaltung öffentlicher Schießfeste.

is
V. Für Dispensationen:

1) von dem Verbot derVerheirathung vor zurückhelegten 24.Lebensjahre

zuewee2) in Innungssachen bis
is

Hiewon zur Waisenhauscasse 18 Kr. bez. 5 Sgr.
3) Volljährigkeits-Erklärung, Legitimation, Gelem

Wiederverheirathung, seiwhrbeeren ch chei-
dung nicht nachgelassen war çl

bis

55

Msol.l

140 1——
**
1451— 1——

1780410
3302—
115—1—

1780/= 10——
330—2—

6 +
S0—Hoe.
35 — 6

1730—|10|
330 2—

l
sI«.-.L---
nxzolxs
330I24——
145L-L—

35 T 201

%44%5/15— —

145— 11
1730—x4
58 

40— m
515.—3—
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4) andere Dispensationen . · .b»ä
l

Weisenhausgebühren
VI. Für Verpflichtungen:

1) eines Arztes
zur Waisenhauscasse

2) eines Wund= und Thierarztes . . . .

zur Waisenhauscasse
3) eines Physikus

zurWaisenhauscassee
zur Bibliothekscasse

4) eines Amtschirurgus
Waisenhausgebühren
Weisenhausgebähren

MWeisenhausgebühren
Weisenhausgebühren
Wiisenhausgebühren

5) eines Kreisthierarztes

6) eines Apothekers

7) eines Administrators einer Apotheke

8) eines Apothekergehülfen

9) einer Hebamme
10) eines Bürgermeisters

11) eines Schultbeißen

12) der E* und Schunhäßen. SiellorrtreterJß6 Hälfte der Ansätze sub Nr. 10

bis

13) zum rpe
u. eines Ausländers . . . .

Waiseuhausgebühtbcnis
b. eines Inländers . . . .

Waisenhaasgcbüthn
14) eines Geometers

Hiervon zurWeisenhauscasse 24 K.. res. 7 Ser



1859.

15) eines Communalförsters

Hiervon ur Weiseahangrasse 24 . re 7 en.
16) eines Postbeamt
17) eines Taxators

15r eines Märkersiner Leichenfrau
sensiger Besee .

FurdtcBestellungcmcsRcchtsanwatS
Watscuhausgebuhkcu

bis·

VIII. Für die Ausfertigung:

1) einer Fdbere. Nach Mahgabe des Jagdgesebes.
22) eines Reisepasses

Wird Drrielte auf nehrer Jahre 2 l iedes
Vell ccung eines Passes bis

is

3) einer Paßkarte .

49 eines WanderbuchsKol. der baaren Auslagen für dasWanderöuch
5) einch Hausirscheines nach Maßgabe der besondern Verord-

nungen.
6) eines Gewerbscheines

bis
excl. der Gewerbssteuer

7) eines Auswanderungsscheins bi
i

Indie Legalis a Fürsliche Regierungerforderlchierfür . . . . . . .-

IX. Für die Confirmation
1) einer Innung. . . .

. bis

Waisenhausgebühren von bisi

2) eines Nachtrags zur Innung bie
i

Waisenhausgebühren

—

— S

E—.
l

p-

chspc-;--—SSe———
*. ESe—

-

Ill“——.Se.

—35 —

l III-zquE
I

II

|
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3) einer Gesellenordnung hie
is

Waisenhausgebühren

2) Bei den Geweinde Behörden.

1) Für Verpflichtung eines Lnente#, Beisihers, Hau
werksschreibers, ** sonstiger Personen2)Hir ein Dienstb

3) FürVisiren osnlonnnd Wandeibchet falls die Arbeits-
zeit und Führung eingetragen wird .Außerdem benemeldiih.

4) Für einen Trauschein . · .

atscnhausgcbührcn
5) Für einen Heimathschein

Für Legalisirung von Seiten derLandesbehörde
enstboten erhalten die Heimathscheine znentgeldlich.

6) Fürein Sittenzeugniß

7) Für Genehmigung zu 2 vonSelenheiten. zu
Kunstübungen, 2c.

223
bis

8) Für Tanzscheine. Hierfür wird die festgesetzte Abgabe ent.
tet.ri

9) Sonstige Bescheinigungen

10) it. und Zuschreibungen!inden Grund,Geschoh- und Steuer-
büchern, zusamm

u. tu Suineeunchnenn,memtdieselbenüber 1750 Fl.
 1000Thlr.Wenhhabe

b. von ledigen G##ostückn und Wohnhäusfe .
bei mehr als 10Grundstücken ec. von den !#je.
und " mehr als 20 Grundstücken.

C. Bel dem Flnangcolleglum und dessen Unterbehoörden.

außerdem

1) Tachtuertrge und zwar von einer jährlichen Pachtsumme

u. 500 Fl. resp. 300 Thlr. aufwärts 1 Procent nebst je
.

Waisenhaus, und Dienergebühren.
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. von250 Fl. resp. 150 Thlr. bis 499 Fl. rosp. 299 Thlr.
11 nebstje

S

gusiatans. und Dienergebühren.e. von 100 Fl. resp. asent *i*- v% 149 n-.r.
2 Procent nebstje

Waisenhaus-= an r bül
von 50 Fl.resp.30Thir. bis *1 5r * 50Tbir

3Protenten
Walsenhnus undisDieiergebbren.
o 10 Fl. resp. 6 Thlr. bis 49 9 vesp. 20 Thir.
4 Procent nebst je
Waisenhaus- und Dienergebühren.

f. von 1 Fl. resp. 1 Thlr. bis 10 Fl. TõTon. 57
cent nebstje .

Waisenhaus= und Dienergebübren.
Der einzelne Sportelbetrag wird dadurch ernittelt, daß der

nach der Pachtsumme gesundene Procentsatz mit der Anzahl der

Pachtjahre multiplicirt wird.
ei Laaopachten und Verpachtungen auf Lebenszeit wird

eine 18 japrig Lebensdauer des Pachlers angenommen.
reicht das Gesammepachtgeld auf die ganze Dauer der

Pachtzein resp. des Zeitraums für di Laaspachter die Summe
von 18 Fl. resp. 10 Thlr. nicht, so kommen Sporteln sowie

Waisenhaus- undDienergebühren nichtin Ansatz.
Bei blossen Pachtprolongationen werden die Sporteln N. s. w.

ebenso wie bei neuen Pachtverträgen berecheet.
2) Verleih ungen von Fleischbänken und zwa

n. Neue Berleibungen (sogenannte 4% 4 BVrocent
porteln von der Kauffumme nebst je

Waisenhans- und. Dienergebühren.

“

D. Erbliche Uebertragungen .

bis

nebst je
bio

Waisenhaus= und Dienergebühren.

3) Braumalzsteuer-Fixations-Verträge 66
i

4) Chausseegelder-Abonnements-Karten 66
i

Fursil. Schwarzb. Rudolt. Gesensamml. XX.

50
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5) InihespantsicheneAngelegenheiten:für einenSchurssu

b Muthunge- und Detin ungsgebühren:
. Bei Stein= und Schieferbrüchen, dedgl Torfräbereien

bb. 8 Braunfohlengmben:
Für eine Fundgrube und 6 Maaßen und weniger
Für jede hinzukommende Maaße von der 6ten

bis 10 ten

ürjede Iünifemmen Maahe von der loten
bis2

S r jede iisstorwon - von der 20sten
bid

Für see — Maaße von der 50sten5 sten .

Bei Muthum auf vh als eine Vundgribt mid wei
Maaßen sind noch5Sgr.fürdenLehnbriefund11Sgr.3#f.

fürddas Freifahren zu entrichten.In Fürstlicher nenheryscat. werden für Loralbesichti-

# en bei gelegentlicher Anwesenheit eines Bergbeamten#r 55Sgr. berechuet.

Vergl. ".( 13 des Braunkohlenregulativsv. 27. Nov. 1838.

ce. Für andere bergbauliche nternehmungen von
1 Fundgruke und 2 Maaßen

Für jede weitere Hinzugemuthete Maaße
Wird auf Antrag des Bergunternehmers eine Dier

eines Vergbeamten außer den gewöhnlichen Nerisionen seige
wendig, so bat derselbe die nach Abschnitt V. zu berechnen-

denDiten und Transporkkosten zu vergüten.
 Für einen Gewährschein
. Für Aufnahme eines Vertrags und desseen Confirma-

tion incl. der Eintragung ins ¶egenbh ohne Rück.
sicht ams die Größe des Vertra
 Für die Verpflichtung von 4 e, Steigern.

Auflädern undZiehern.

Außerdem, wenn die Vurgichng durch Fürstiches
Vergrrich Fggeschiet. andenBergrichte

Für die Verpf ichtunge eines ii-e in .Untzeunhast

—50
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I. BeiAufnahmeeines —— in die Kuoppscheft
g. Bei Beförderung zum Steiger u. s.wh. Für Beglaubigung einer ##sonel.

und für deren Besiegelung
üür einen Ausstand
 Für Taxalion einer Grube, vorauogeseht, daß nichi

eine besondere Reise eines Vergbeamten erforderlich ist.
indem, wenn letzteres der Fall, die nach Abschnitt V.

zuberechnenden Diäten und Transporkkosten auherdem
zu vergüten sin

.

F die Taxe selbst
Für das Siegel.

Für die Abschrift

ZurBerzzehnten-Armuthscasse von jedem Verdnain
un. bei der?hehneals Junge
bb. bei der Aufnahme als Hüuer .
ccfutcmancunathsslbkchk- oder Tini-scheut
tltlbeimAvaucesstcntzumStesqek

.Matkschmaqebulmn
nu. für Legung einer Fundgrube
bb. 7Legungeiner Maaße bis 40sten
cc. fürLegung einer Maaße von 40. bis T
dil. fur jeden Winkel unter Tage .
ocntrjuenqssmkel überTage
#. für eine Markscheiderstufe

und außerdem Reisekosten nach Aoschnitk V. wenn

die Entfernung von Könitz über zwei Stunden be-
trägt, sowie serner die Vergütung baarer Aus-
lagen für Hülsfeleistung2c.

b. Bel dem Conslstorium und dessen Unterbehörden.
I. Consistorialgebühren.

d.
1) Gestattung, die Taufe eines neugebornen Kindes über 30

Tage hinaus zu verschieben, für jeden weiteren Tag.

2) Gestattung, mehr als drei ainwesendeGerauem zu biten
fur jeden uber drei

—S

115

— Dlelel–

— S.



62 1859.

3) Gestattung der Gonsimation vor rsulltem heseblich danbesähigendem Alter

4) Gestattung nur zweimaligen Ausgebots verlobter urn

5) Gestattung nur einmaligen Aufgebots

6) Gestattung einer Trauung ohne vorheriges Aufgebot

7) Gestattung der Tramng andemselben Somtag, an wicchemdas letzte Aufgebot geschieh
bie

8) Gestattung der Trauung ohne Auf-Mroet in Nothfallen am
Wochen= oder Krankenbette . .

9) Gest ****m*l? Beor sch
«

taqc Pulnusrtnnbld zum 1. birachinel.

10, Gestattung derTrauungaußerhalbddes Wohn-oder deL"“
burtsortes der Verlobten

11) Gestattung der Haustrauung

Anmerk. Liegt die Ursache des Gesuchs in Elteananl.
zeete der Verlobten, so wird die Dispensation 44145
ertheilt

12) Gestattung der Tranung verwittweter oder geschiedener Ehe-
gatten vor Ablauf der Ordnungsfrist, welche fürden wieder-

irwesen Cbemann auf ein halbee Jahr, sür die wieder-

eiratbende Chefrau auf ein Jahr fesigelebt K4. für jcdendaran fehlenden Monat

13) Gestatlung der Ehe zwischen dem Oheim und dernich

zwischen der Tante und dem Neffen, zwischen dem Groß-

oheim und der Großnichte, zwischen der Großtante und dem
Großnessen, zwischen Personen, deren eine die andere an
Kindes statt angenommenhat, desgleichen zwischen dem Wahl
(Adoptiv.) Vater oder der Wahl (Adoptiv.) Mutter und den
Abkömmlingen des Wahl (Adoptiv.) Kindes, sowie zwischen

bis

chvom Sonn-

1## 5% |

–35—10—
845— 5—
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. Manns-PS

dchltcmdchahl-(Advptivs)Eltern,unddemWahls :
(Adoptiv.) Kinde oder den Abkömmlingen des letztern 845 5 —

bis 35——920—

14) Dispensation von Beibringung der Teslimonin imegritalis (510— 2—
i 0.30 6 —

15) Gestattung eines Begräbnisses außer der gesetzlichenBeit ab 30— 1— —

Bemerkungen. Wenn nach gehörig stattgehabtem arhart -
dem GesucheumGestatlungderHaustrauung(zub95

los Krankbeit 2c. die Veranlassung giebt, soist der Snsnulh 1

liche ennchtim. inen Gesuche zu entsprechen. IndenFäl-
len sub. 1. 2. J. 7. S. 10. 11.15. ist der Superintendenk er. .

ihltgt Wunauon zu ertheilen. bat aber dem Consi-=
sorinmalehaldAnzeige zumachen. In den Fällensuh 323. 1
5. 2. 1 I. hat das Consistorium die Diopensation zu er- s .

theilen. Jndanållcnsulkdst1:1.l)abenWikUnsSkllIst 1

die Dispensation nach Auhörung des Consistoriumc zu erthei-

l

·

len vorbehalten.

ie Diopensations·Summewird,soweiteingenngsternn, ;her Ansatz vorgeschrieben ist, einerseits nachd I
Mmögen der Betheiligten, andererseits nach den *— be- 1 1!
messen, durch welchedie Sdn bedingt ist. « *)-“

Die Hälfte derDispensations-Gelderwirdan die oberherr- 1

schaftliche resp. unterberrschaftliche Waisenhanscasse abgege-
ben, die andere Hälste bei der Pensionscasse für Geistliche

verrcchnet. 1
Außer dem Ausatze der Diepensations-Gelder sindin den

Fällen, in welchen der Superintendent die Dispensa-
tion ertheilt, für denselben noch . 52 15

undinden brigen Fällen fur die P Grasssse der Geijlich 52 15—

145— 1——
anzusetzen. 11 1

16) Gcuhe für die Odinabion *5 x 1
u. der Geistlich - 1215— 171——
b. der hiltaenhenersife 515 —3——

17) GebührenfürdieVocation der - Penstonscasse . 4J0—— 215—

18) Gebühren für Einfihmg eines Geistlichen i
a. dergeistlichen Penslonscasse . 1030-—— 6——
b. dem Ginrrunaheemntondeaen . .7--«.-4-.«..
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Anmerkung. Die Ordinations-, Vocations-=undInvestitur=s
gebühren sind von der betressenden Kirchengemeinde zu ent- I
richten, außerdem trägt die Gemeinde denslosten der Reise

und Desrayirung des die Einführung besorgenden General=

I
c

l

DEVANT-s

superintendenten.
Demselben gebührt dabei ein Wagen mit zwei Pferden.
Der desfallsige baare Verlag ist jedesmal nach den lau-

senden Miethpreisen durch Oniktung zu bescheinigen. .
19) Fürein Abgangszeugniß nachbestandener Maturitätsprüfung448—
20) Für ein Abgangszeugnis nach außerordentlicher Prüfung 3——
21) Für sonstige Zeugnisse über Kemmuniss * bei greem ... .136—

ilbnuumdan .l20—

c. bei Schülern der 3 Gymmastal, und 1. Nealclasse 112—
b. bei Schülern der 4. ö5.und 6C. Gymnasial= und 2. Real- 1

tlasse 1——
22) Für Zeugnisse in Bezug auf Mittuifich. wenn sie auf l

frühere Wahrnehmungsibeziehen 124—s

23) Gebühren, welche Miiturtentenzue eutrichten, die * T l
ymnasium nicht besucht haben, im Betragev 330—
# Gymnasialbibliothek und Sporil 145—

Anmerkung. Die Gebühren sub. 19 —23fließen iin
die Casse des Gymnasialfiscus.

II. Kirchen= und Schulen- Inspectionsgebuhren
S.6

Die Kirchrechnungs. 8,.Gebührensind bei

den verschisdenen,K irchenärarien verschieden und bewendet es hierbei.
- sttatusnennurdmmttdcnnokalKirch

rechnunqusdlbhonmqutvxrbtmdxn und beruhen die diesfallsigen
Gebühren auf örtlicher Observanz. 1In anderen Kirchen, Aos Schulen-Inspections-Angelegenhei- .

ten ünden nirgends Gebühren statt, ausgenommen:
1 vorschriftsmäßigen Diäten bei nothwendigen Verrich-unnorn außerhalb der Flur des Wo

2) Botenlohn jedoch nur dann, urn 7 Üblendung eines
besonderen Boten unverieidlich w

3) Bei Einweihung einer Aiche, ainen Altars. Friedhofs.
Anhörung einer Probepredigt 7——1 4—
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für sämmtliche dabei vorkommendeHGeschfte des geistlichen
Inspectors, einschließlichderPredigt.

Anmerk. Ist an dem Orte, wo eine Localverrichtung vor-

genommen wird, kein anderes schickliches Unterkommen zu
sinden, so ist der Pfarrer verpflichtet, den mit dem Geschäft

Baeanstnage. Wohnung, Licht, Heizung und Speisung zu
Pien für erhält der Pfarrer von der Gebühr jedesbenn täglich 3 Fl. 30 Kr. = 2 Thlr.

Ul. An Cphoralgebühren in Dispensations., Che

Pacht= undKirchstuhls- Angelegenheiten erhält

der Euperintendent S. 69.
1) Für jedes Blatt einer Reginratur oder eines Protokolls .

2) . einen Termin zur Vemehmag mehrerer - ein-
eßlich des Protor olls3) hue einen Vericht

4) Für jede andere schiistliche Ausfertigung
IV. Pfarramtsgebühren in weltlichen angetegen.

n.

70.

1) Für Pfarrberichtein Roder Kicchsubls-Angelegenheiten
2) Für ein Pfarramtszeugnißin Privatsache

und wenn das Zeugniß mehr als eine Pelenbetrift,für jede

3) Ur die Vorbereitung zu einer Eidesleistung und für das
darüber auszustellende Zeugniß,

in aimtlon Nechtsachen
außerd

bis

4) Fürdie Gegenwart des Gessichenstei einer gerichtlichen
Eidesleistung einschließlich der Vorber ·In mindewichtigen rchteemurethu n.

Anmerkung. Hinsichtlich der Pfarramtsgebühren in rein
geistlichen Angelegenheiten (jurn Aolno) verbleibt es bei
den jeden Orts geltenden bisherigen Bestimmungen.

65
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Dienstbestallungen. n
Für Bestallung eines Pfarrers, Diakonus, Pfarrsubstituten mit

der Hoffiung der Nachfolge, ohne Unterschied desDienstein.
komn . I—-4-·

Für 7n eines Schullehrerooderbehurriuhstituten 38330—2——
DieseGebühren hat der Angestellte aus eigenen Mitteln

zu tragen. «

Gemelnschaftliche Bestimmungen
bezüglich der in denss.50— 70 bestimmten Sporteln.

8. r
Inden S§F. — bestimmten A si istd igemüündliche Anbrin-

gen, die gewohnliche Nachsorschung unddie len an die Oberbehörde, so-

wic deren Rescript inbegrissen. Besonders sind nur die ganz außergewöhnlichen undim

Edictalverfahren vorkommenden Handlungen zu berechnen. Hierfür, sowie für die son-

stigen sportelpflichtigen Handlungen, für welche keine Aversionalsportel bestimmt ist,
greifen die in §. 26 normirten allgemeinen Ansäsze Plat. Jedoch sind bei den Verwal-

tungs-Aemtern die- Vô 8 18. 19. 20. ausgeführten Sporteln nur zur Hälfte und die

Sportel sub Nr. 21 nach dem für die Einzelrichter normirten Betrage zu berechnen.

Außerdem hat für schriftliche Bescheide der unteren Verwaltungsbehörden 1 Fl. 45 Kr.

bis 3 Fl. 30 Kr. und für die der oberen Verwaltungsbehörden 3 Fl. 30 Kr. bis 5 Fl.

15 Kr. in Ansatz zu kommen.

Fllufter Abschuntt.

Separatgebühren.

1) Diäten und Commissionsgebühren.

§S. 72.

Für Amteverrichtungen, welche ein Fürstl. Diener außerhalbderFlurseinesAmts.
sitzes krast seines Amtes oder in Folze erhaltenen besonderen Auftrags vornimmt, kann

derselbe nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen Diãten und
Erstattung seiner baaren Auslagen in Auspruch nehmen.

Nur bei Justizbehörden sind für Annshandlungenin sportelpflichtigen Civil-

sachen, die außerhalb des Geschäffelocals der Behörde, aber in nerhalb der Flur des
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Gerichtssitzes vorgenommen werden, Veriichtungs= oder Commissions= Gebühren zu
berechnen, welche an den fungirenden Beamten ausgezahlt werden, sobald sie von dem

Zahlungspflichtigen entrichtet, bezüglich eingezogen sind.

S. 73.

An Commissionsgebühren wird je nach der Zeitdauer des Geschäfts die Hälfte oder

der ganze Betrag des dem Diener bewilligten Diätensatzes gewährt.

S. 74.

Bei mehrtägigen Verrichtungen sind täglich wenigstens sechs Stunden dem Ge-
schäfte zu widmen. Die Anfangs= und Beendigungszeit ist stets in dem Protokolle zu
vermerken.

Die Zuziehung eines besonderen Protokollführers darf nur da erfolgen, wo dies

nach gesetzlicher Vorschrist erforderlich ist oder durch den Umfang des Geschäfts geboten
wird. Bei auswärtigen Testamentsaufnahmen sind regelmäßig an Stelle einer zweiten

Gerichtsperson die im Orte bestellten Urkundspersonen zuzuziehen. Die Zuziehung
eines Dieners muß durch die Natur des Geschäfts geboten sein. (§. 92. 1) ·

§.75.
Ist einem F. Diener bei Uebertragung eines gewissen Amtes die Vornahme der

mit demselben in Verbindung slehenden Neisen ohne besondere Entschädigung, oder
gegen Bezug eines fixirten Diäten= und Reisekosten-Bauschquantums oder gegen speciell

normirte Sätze zur Pflicht gemacht, oder bestehen für gewisse Diener in Bezug auf die
Voraussetzungen und die Art und Weise des Diätenbezugs und der Transporkkosten-

vergütung bestimmte Vorschriften, so hat es bei denselben, in soweit sie durch dieses

Gesetz nicht abgeändert worden sind, sein Bewenden.
Es verbleibt demnach hinsichtlich der Vergütung des Reiseaufwandes der Beamten

des Thüringischen Zoll, und Handelsvereins, der Forstbeamten, der Superintendenten,

Schulinspeckoren, anderer Geistlichen, Kirchen= und Schuldiener, mit Ausnahme der

Gymnasiallehrer, bei den deshalb getroffenenbesonderen Bestimmungen, bezüglich beiden
herkömmlichen Säßzen, ferner rücksichtlich der Disten und Reisekosten des Justizperso-
nals in Strafsachen bei den Vorschriften der Gebührentaxe für die Verhandlungen in

Strafsachen (G. S. 1850, S. 295 ff.) und endlich rücksichtlich der Modieinalpersonen
(Physikrr, Thier, und Wundärzte und Apotheker) bei den Bestimmungen der Medicinal-

Taxe vom 16. Juli 1844 (G. S. 1844, S. 24 fl.
Färstl. Schw. Ruvolst. Gesetzsamml. XX 10
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8. 76.
Außerhalb der Fälle des §. 75 werden an Diäten vewwilligt:

I. Für die stimmführenden Mitglieder des F. Ministeriums und die Vorstände der

Landesverwaltungs und der höheren Justiz-Collegienn 5Fl. 15 Kr. =3Thlr.

II. Für die Näthe derLandesverwaltungs, und der höheren Justizcollegien, die Ober-
sorstmeister, Kreisgerichtsdirectoren, den Oberstaatsanwalt, den Chef des Militair

Commandos, die Stabsofficiere und die Hauplleutt 3Fl. 30 Kr. =2Thlr.

III. Für die Assessoren der Landescollegien, Mitglieder der Kreisgerichte, die Staats-

anwälte, die Vorstände der Justiz und Vervaltungsämter, den wirklichen Geheimen.

Secretair, die Forstmeister und wirklichen Oberforster, den Geheimen-Archivar

und Bibliothekar, die Directoren der Straf., Heil und Besserungs Anstalten, die

Superintendenten, die Lieutenants, die Militairbeamten mit Offitiergrang, den Ober-

Steuer,Controleur (soweil rücksichtlich desselben nicht der §. 75 eintritt und soweit nicht

der Diätenauswand von dem Thüringischen 7 nnd Haudelovcrcm zu - ist).
ll. 15 Sgr.

IV. Für die Secretaire der n—nt-.dhle # der deh nl7 n Lals solche
definitiv angestellten Beamten des Revisionsbüreaus, der Hauptlandescasse undLandes,

ereditcasse, die Vorstände der Rent. und Stenerämter, des Bergamtes, der Hütten-

inspeclion und die oberen Baubeamten, die Pfarrer und Diakonen, sowie die Professo-

ren und Oberlehrer des Gymnasiums undder Realschule 2 Fl. 20 Kr. — 1 Thlr. 10 Sgr.

V. Für die Seeretaire und Actnarien bei den Justik““ und Vervaltungsämtern, Au-

ditoren und Accessisen, Collegialregistratoren, Steuertcommissaire, Rent- und Steuer-

amts-Assistenten, sowie Assistenten des Nevisionsbüreaus, Forstschreiber, Cassenbeam.

ten der Unterbehörden, Bergverwalter, (Einfahrer, Kreisthierärzte, Floßverwalter

1 Fl. 45 Kr.= 1 Or1
Förster . . 2 Fl. 2 Kr. 2 Hll.=1 chrr. 55Sgr.

VI. Hüttenbeamten, Geometer mit der Verpflichtung, die Instrumente vorzuhal-

ten), Canzleiassistenten, Canzlisten, Amtsregistratoren, Accessisten der Rent. und Stener-

ämter, Copisten, Forstgehülfen, Straßenoberaufseher 1 Fl. 18 Kr. 6.Hll.— 22 Sgr. 6f.
VII. Diener der Landesrollegien, Gendarmerie-Wachtmeister, Feldwebels, Steuer-

ausseher (letztere mit der unter 1ll. rücksichtlich des Ober- Steuer Controleurs ausgespro,
chenen Beschränkung) . 56 Ar. = 16 Sgr

VIII. Diener der Unterbehorden, Gendarmen, Sergeauten, sisneun
rx. 10Sgr.
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IX. Beidiener der Unterbehörden, Corporals und gemeine Soldaten

28 Kr. = 8 Sgr.

Die Diener und Beidiener der Unterbehörden haben nur unter den in der Gebühren-

taxe für Strafsachen ausgesprochenen Voraussetzungen auf den Bezug von Diäten

Anspruch.
Die hier gewählte Reihenfolge ist ohne Einfluß auf die sonst bestehenden Rangver.

hältnisse.
Alle hier nicht namentlich genannten Diener werden wie diejenigen namentlich auf-

geführten beurtheilt, welche ihnen im Range gleich stehen.

S. 77.

Im Allgemeinen richtet sich der Distensaß nach dem Amte, welches der Diener
bekleidet und nicht nach dem etwaigen höheren Titel oder Nang.

Sind mehrere Stellen in einer Person vereinigt, so werden die Diäten nach der-

jeuigen Stelle bemessen, in welche das bezügliche Geschäft einschlägt. Auch hat der

Diener, welche die Geschäfte eincs eine höhere Dienststelle bekleidenden Dieners besorgt,

F den Diätensaß Anspruch, welcher ihm nach seinem eigenen Dienstverhältniß
gebührt.

S. 78.

Der im §. 76. bestimmte Diätensatz enthält die Vergütung für einen vollen Tagvon
21 Stunden.

Der Tag wird jedoch schon für voll gerechnet, wenn das Geschäft, mit Einschluß

der Hin, und Rückreise, nicht innerhalb 6 Stunden beendigt wird.
JürGeschäste in einer Entfernung unterpder biozueinerholben Meile vom Wohn-

orte werden den Commissarien Tagegelder nur alsdamn bewilligt, wenn sie nachweisen,

daß sie genöthigt gewesen sind, sich außerhalb ibres Wohnortes selbst zu verpflegen.
Ob dieser Nachweis geführt ist, hat die betressende vorgesetzte Behörde in jedem einzel-
nen Falle mit Rücksicht auf die Dauer des Geschäfts und die Entsernung der Orts zu be-

urtheilen.

or Iuhizbehiden werden jrdochiin solchen Fällen Commissionsgebühren berechnet.(ogl.S.
R#r utue Diäten finden statt bei Geschäften, die mit Einschluß der Hin- und

Rückreise an einem Vormittage oder einem Nachmittoge, pder in der Mittagszeit und

zwar innerhalb 6 Stunden beendigt werden: Anfang und Ende der Venichtung ist da-
10
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her in dem Protocolle stets zu bemerken. Wird dies unterlassen, so werden nur halb-

tägige Diäten vergütet.
Wird die Expedition erst Nachmittags begonnen, dauert jedoch den andern Tag

noch fort, so passiren für den Nachmittag gleichfalls nur halbtägige Diäten. Dauert

die Abwesenheit zwar über Nacht, jedoch nicht über Mittag des andemn Tages, sowird

auch für den letztern die Hälste des Diätensatzes für einen Tag berechnet.
In Fällen, wo eine Expedition, wenn gleich erst am späten Abend begonnen, über

Mitternacht hinaus dauert, doch so, daß noch in derselben Nacht vor 6 Uhr Morgens

zurückgekehrt wird, findet ein ganzer Tag Diäten, aber keine Vergütung für Nachtquar-
tier statt

Werden mehrere auswärtige Amtshandlungen in verschiedenen Angelegenheiten,
für deren jede die Kosten besonders zu berechnen sind, dergestalt vorgenommen, daß der

Commissarius oder die Commission nicht erst nach Beendigung einer Amtshandlung nach

Hause zurückkehrt, so * die Diäten unter die verschiedenen Angelegenheiten verhält-

S. 79.

Die Diäten des §. 76. erhöhen sich bei Verschickungen in das Ausland, wobei

übernachtet werden mußh, um die Hälste. Dasselbe giltbei Dienstreisen von der

brherrichfttin die Unterherrschast oder umgekehrt bei den Dienerclassen A#l bis V.
im S. 7

S. 80.

Aer denDüten können nochiin Ansah gebracht newden- 76 unter Môlbis VI

doch ** Vorbehalt der ucksichtlich einzelner Dienerclaff en des Forstpersonals)

bestehenden besondern Bestimmungen;
2) inFällenwo übernachtet werden muß,die unwermeidlichen Auslagen

für Wohmung= Haeihmg und Beleuchtung, sowiefür Trinkgelder von den Dienststellen
im §. 76 nterIundIl.

Wohunnynteryuachtinchaßhefen Heitung, Licht, Trinkgelderwird den Diener-
classen III und IV mit 1 Fl. 10 Kr = 20 Sgr, den Dienerclassen V und VI excl. der

Kreisthierärzte mit 521 Kr. = 15 Sgr. unddenDienertlassen VII bis IX mit 173 Kr.
-5 Sgr. vergütet.

3) zueschtich?#anDienercasen im 8. 76 unter l und Il fr einen Bedienten täg-lich 56 Kr.=16
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Sollte in einem einzelnen Falle für den versendeten Diener noch anderer Aufwand

entstanden sein, so wird die besondere Berechnungdesletzteren, neben den vorewähnten
Sähen, unter gleichzeitigem Nachweise der Nothwendigkeit gestattet.

S##en 44 #in ns. *8 m *88 M. zr. 1 3 re#nH. M MUat

— * V’lr * 7 I ' ! 1 1

wagen und Lohnbedienten in größeren Städten, an Porto und dergleichen.

8. 81.

Was die Transporkkosten bei den Unterbehörden (Kreisgerichte, Ver-

waltungs- und Justizämter, Rent- und Steuerämter, Bergamt) anlangt, so passiren
solche, insofern nicht die Nothwendigkeit der Amwendung von Transportmitteln im ein-

zelnen besondern Falle nachgewiesen wird, nur bei denjenigen Expeditionen, welche an

Orten vorfallen, die über1Meilevom Sitze der Behörde entfernt sind und bei denen

der fungirende Beamte selbst für sein Fertkommen sorgt. Unter dieser Voraussetzung
kann der Vorstand resp. das Mitglied und der Subalternbeamte für jeden halben Tag

je 521 Kr. — 15 Sgr. und für einen ganzen Tag je! Fl. 45 Kr. — 1 Thlr. liqmdiren.

An Onen, wo die Amtspersonen von obiger Durchschnittsberechnung nicht ohne
ihren baaren S « istderBetrag der wirklichaufgewendeten

taittuaun des Empfängers nachden laufenden Mietbpreisen
zu beschein

Für uisn Fall aber werden dem Vorstande der Kreisgerichte, der Verwaltungs-und

Justizämter, sowie den Collegialmitgliedern, in deren Wagen auch dicetwa mitfungiren-
den Unterbeamten aufzunehmen sind, zwei Pserde mit Wagen vergütet. Andere Be-
amte dürfen nur ein einspänniges Fuhrwerk liquidiren, es müßte denn unter ganz beson-

dern Umständen die Benuymg eines zweispännigen Fuhrwerks nothwendig gewesen sein.

In dem Wagen einer Gerichtscommission haben zugleich auch die Phosicats= und

etwaigen Urkundspersonen, soweit möglich, Aufnahme zu finden.

S. 82.

Hinsichtlich der Vergütung derin Dienstgeschäften der Oberbehörden aufge-
wendeten Transporkkosten gilt der Grundsab, daßin jedem einzelnen Falle nur

der wirklich gehabte Aufwand liquidirt werden darf.

Für das Maß aber, innerhalb dessen derartige Aufwände sich halten sollen, gelten
solgende Vorschriften:
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a) Wo Eisenbahnverbindung besteht und sich im einzelnen Falle als genügendes Trans-

portmittel darstellt, muß diese benutzt werden. Die Diener der in S. 76 gedachten1. Kate-
gorie haben Anspruch auf Benutzung der 1. Wagenclasse, die Diener der 2., 3., 4., 5.

Kategorie sind zu Liquidirung der 2. Wagenclasse befugt; alle übrigen sind nur berech-

tigt, die 3. Wagenclasse zu liquidiren.
Sämmtliche Diener haben Anspruch auf Erstattung der für ihr Gepäck etwa be-

zahlten Ueberfracht und die Diener sub l. bis incl. VI. auf Erstattung der Nebenkosten,

welche beim Zugehen zur Eisenbahn und beim Abgehen von derselben vorkommen.

Bei Mitnahme eines Bedienten erhalten die sub I. und ll. in §. 76 bezeichneten

Beamtennoch den Fahrpreis 3. Classe vergütet, es müßte deun sein, daßder benutzte Eisen-
bahnzug eine 3. Wagenclasse nicht gehabt hätte, in welchem Falle von dem Commissarius
die 1. Classe und für den Bedienten der Preis der 2. Classe liquidirt werden kann.

5) Insoweit keine Eisenbahn benußt werden kann, sind die Diener der 1. und 2.

Kategorie einen Wagen mit 2 Extrapost= oder Miethpferden, die der 3. (dasern die

Benutzung der Extrapost im einzelnen Falle kostspieliger sein würde) nur einen zweispän-

nigen Miethwagen, die Diener der 4., 5. und 6. nur einen einspännigen Miethwagen

zu liquidiren berechtigt. Unter allen Umständen ist indeß von sämmtlichen Dienern,
mit Ausschluß der 1., und im Fall der Mitnahme eines Bedienten, auch der 2. Kate-

gorie, stets die Beförderung mit dem Postwagen zu wählen, wo dies möglich ist.
Den Dienerclassen III. bis VI. ist nachgelassen, statt der wirklich aufgewendeten

Transportkosten die Aversionalsätze des S. 81 zu liquidiren.

S. 83.

Wer Fouragegelder oder Natural-Fourage bezieht, darf. insoweit nicht specielle
andere Bestimmungen, bei denen es sein Bewenden hat, getroffen sind, Fuhrkosten nur

in dem Falle liquidiren, wo er die Reise ihrer Natur nach mit den eigenen Perden nicht

machen kann.

S. 84.

Militairpersonen beziehen die in den §. 76 und 80 festgesetzten Diaten beziehungs.

welse Vergütungen für Dienstaufwand nur bei einzelnen Versendungen, wenn keine

Elnquarticrung statifindet.
Bei Streiscommandos obne Nachtquartier, sowie bel Märschen von und nach

Frankenhausen bewendet es bei den zeitherigen Bestimmungen.
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2) Prüfungsgebühren.
85

1) Für die Prüfung eines Candidaten der Theologiesimmtlichen Mitgliedern der
PrüfungssCommission zusammen 5 Fl. 15 Kr. = 3 Thlr.

Für die Prüsung eines Candidaten- zur Ordination un minislerio) jedem der
drei igirn der Prüfungs-Commissin 3 Fl. 30 Kr. = 2 Thlr.

3) Für die Prüsung eines Arztes . 21 Fl. — 12 Thlr. im Ganzen.

4) Für die Prüsung eine Wundarztes 7 Fl. —= 4 Thlr. im Ganzen.
5) Für die Prüfung eines Apothekers oder Provisors 7 Fl. = 4 Thlr. im Ganzen,

excl. der Auolagen für Reagentien.
) Für die Prfung eines Thierarztes. .. 7GFl. —4 Thlr. im Gauzen.

7) Für die Prüfung eines Försters, jedem der Fachmänner 3 Fl. 30 Kr.— 2 Thrr.

8) Für die Prüfung eines Adspiranten zum Mechmuge“ und Cassendienst, jedem
der Fachminner Fl. 24 Kr. resp. 1 Thlr. 12 Sgr.

9) Für die Prüfing einesForstgehülfen, **-derhuchnäuue
I. 45 Kr.—1Thlr.

10) Für die Prüfung eines Landesgeometers 7 Fl. = 5 Thlr. im Ganzen.

11) Fur die Prüfung der Rechtscandidaten und Accessisten bewendet ee bei der Vor-
schrift in den §§. 13 und 24 des Regulativs über die Prüfung, Ausbildung und Be-

Iiüh der Rechtscandidaten, Accessisten und Auditoren vom 26. April 1853,
S. 70 ff. der G. Samml. 1853.

3)Cellecturgebübren und Zählgelder.
d.

Die Sportelrendanten der Vewal und Juslizbehörden beziehen eine Collec-

turgebühr von 5 Prozent der wirklich erhobenen Einnahmen an Sporteln und Strafgel·

dern mit Ausschluß jedoch der baaren Verläge.

Werden dergleichen Einnahmen für Rechnung der Collegialgerichte durch die

Einzelgerichte eingehoben, so gebührt dem Sportular der Letzteren, welcherdie Einnahme
und Ablieferung besorgt, die eine Hälste der Collecturgebühr, wogegen die andere Hälfte
dem Sportular der Ersteren, welcher die eingehobenen Sporteln und Strafgelder

verrechnet, zufällt. Die in Bezug auf das Cassen. und Rechnungswesen des Fürstl.
Kreisgerichts zu SondershausengetrofsenenB icht berührt

Bei Auctionen von Mobilien erhält!derjenige Suboitcitenni welcher dieErste.
hungsgelder zu verrechnen hat, von 1 Fl.: 2 Kr., von 1 Thlr.: 1 Sgr.
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4) Rechnungsgebühren.
5

Inwichtigen Concurs-, Sequestrations-, Erbschafts. oder andern vewickelten gericht-
lichen Angelegenheiten werden dem Beamten, welcher die Nechnung aufstellt, für jeden
Bogen derselben 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr. bis 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr. zugebilligt.

5) Archivgebühren.
S. 88.

Der mit dem Archivgeschäfte beauftragte Subalterne erhält bei Angelegenheiten

der Privatenfür Aussuchen und Vorlegen von Acten, wenn 10 Jahre seit der letzten Ex-

pedition abgelaufen und die Acten in dem Archiv niedergelegt sind, von jedem Faseikel

14 Kr. = 4 Sgr.

6) Gebühren der Gemeinde-Beamten und Urkundspersonen.

S. 99.

Urkundspersonen, sowie Gemeindebeamte, denen die Besorgung von Auctionen,

Besichtigungen, Beschlagnahmen und sonsigenVerrichtungen sge wird, erhal-
21 Kr 6ten bei Geschäften bis zu zwei StundenDauer —6 Sgr.

auf jede Stunde längerer Dauer noch . . . .10HI:.-.JSgt

jedoch im Ganzen für den Tag nicht über . . . .)6M-16Sgk.

für schriftliche Meldungen oder Aussäze . 21K1-6Sqr

für nothwendige Wege außerhalb deskuahinne von mindesens einer halben Stunde
Entseruung 1 Kr. = 6 Sgr. bis 42 Kr. = 12 Sgr.

Fungiren Gemeindebeamte als genrbhounne oder Zeugen, so erhalten sie die
für diese bestimmten Gebühren.

Obige Ansätze finden für Gemeindebeamte in öffentlichen Angelegenheiten nicht
statt, in Gemeindeangelegenheiten nur dann, wenn die Gemeinde keine Aversionalver-

hütung giebt.
Außerdem erhalten Gemeindebeamte:

n. für ihre Theilnahme bei Landesgrenzberichtigungen pro Tag l bez. 17 Sgr.

b. fr Bescheinigungen rcksichtlich des Ankaufs von Gift 0Kr. bez. 3 Sgr.

. für Bescheinigungen bez. der Versichenung von Mobilien mit — der In.
ventur für die ersteSeite . .10Krbechgk

für jede weitere Seite . . . . ·7KrbchSgk
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d. für Bescheinigungen, welche mit Rücksicht auf das Gesetz v. 10. Juni 1856, die

Uebereignung unbeweglicher Sachen und die Verbesserung des Hypothekenwesens

betr., ausgestellt werden 10 Kr. bez. 3 SSgr.
wenn sie mehr als eine Seite füllen, für jedeweitererSeite 7 Kr. = 2 Sgr.

7) Gebühren der Snchverändioen.
8.9I. Für das Geschäft und die damit Peb#n Versäumniß bekommen

#u. Sachverständige aus dem Stande des Bauern oder des Bürgers von gerin-

gerem Gewerbe für einen vollen Tag 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.

b. Sachversländige aus boe Ständen für einen voln Tag
1 Fl. 45 Kr. 1 Thlr. bis 3 Fl. 30 Kr.=2 Thlr.

Wenn das Geschäft und die damit verbundene Versäumniß—mitEinschlußderHin-
und Zurückreise bei auswärtigen Berrichtungen — nicht über 6 Stunden, aber auch nicht

unter 4 Stunden dauert, greift die Hälfte obiger Ansätze und bei noch kürzerer Dauer,

insbesondere bei Würderung geringer Häuser und Grundstücke, ein Viertheil oder ein

Drittheil obiger Ansätze Platz.
Findet das Geschäft außerhalb des Wohnortes statt, so werden Diäten von

gleicher Hohe der Versäunmißgebühr (I.) mit Rücksicht auf die dort aufgestellten Abstu-

sungen zugebiltin.III. F acht ti wird Ein Drittheil desDiã

IV. GCün Vergütung für!Transportkosten findet nur bei 88 dn
statt, welche nachihren Berufs, und Standesverhältnissen, wenn sie in eigenen Angelegen-

heiten riisen, ebenfalls besondere Transportkosten“aufwenden würden, oder wenn eine
d. Aberauchin solchen

Fällen tiitt nur die Vergütungfür ein Neitpserd oder ein einspanniges Fuhrwerk ein.
V. Es werden für Abgabe

4) eines besondern ausgearbeiteten Gutachtens oder mesihrüchen Taxations= Auf.
satzes . «.5t-:.)qubis7J-—47lilt

2) fur eine Ueberse hung ausfrenden Sprachen für jedes Blatt 1 Fl. 10 Kr. — 20Sgr.

3) für Abgabe einer eigentlich wiseschafticen Ausarbeitung
r. 3 Thlr. bis 21 Fl. = 12 Thlr.

4) Für Abgabe einer bloßenGWumnan

n. von nicht über einer Seite 14 Kr. = 4 Sgr.
Fäürstl. Schwarzb. Rudolst. Gesetsamml. xx. 11
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b. von jeder weitern Seitte. . 34 Kr. = 1 Sgr. bis 7 Kr. = 2 Sgr.

berechnet.
Werden Staatsbeamte als Sachverständige zugezogen, so erhalten sie diesenige

Vergütung an Diäten und Transporkkosten, welche ihnen bei Reisen in Dienstangelegen-

heiten zukommt.

8) Zeugengebühren.

8. 91.

Auf ausdrückliches Verlangen ist zu gewähren
1) wenn die Zeugen an dem Orte der Vernehmung selbst oder an einem von letzterem

nicht über eine Viertelmeile entsernten Orte wohnen, vorbehältlich des Ersatzes eines

etwa zu bescheinigenden positiven Schadens su jede Stunde Versäumniß

1 Kr. Sgr. bis 14 Kr. =4Sar.
Angefangene Stunden werden fürvolle i für dieVersaunmiß an einem

Tage darf jedoch die Entschädigung auf nicht mehr
Die Höhe der Versäumnißkosten ist in jedem lzeluen Falle mit Ncksicht auf den

muthmaßlichenEnverbdesZeugenund auf die örtlichen Verhältnisse zu bestimmen.

Der Zeitauswand wird nachder Zeit, welche der Zeuge bei der Behörde zubringen
muß, bemessen.

2) Erfolgt die Zuziehung oder Vernehmung der Zeugen an einem mehr alseine Vier-
telmeile von ihrem Wohnorteentfernten Orte, so sind ihnen an Reisekosten mitEinschluß
der Versäumniß und Zehrungskosten für jede Meile der Hinreise

zu vergüten; für die Rückreise findet, wenn sie nicht an demselben Tage erfolgen konnte,

der gleiche Ansaß statt, außerdem nur die Halfte desselben.

Beträgt die Entsernung weniger alseine Meile, so wird diese für voll angenommen,
bei größeren Entfernungen werden die Reisekosten nach Viertelmeilen vergütet und es

kommen dann nicht-volle Viertelmeilen nicht in Ansatz.

Die Höhe der Reisekosten ist mit Rücksicht auf die Enwerbs, und sonstigen Verhält-
nisse der Zeugen, auf die örtlichen Preise derLebensbedürfnisse und bezüglich der Trans-

port. Mittel, innerhalb des angegebenen Satzes zu bestimmen. Insbesondere ist hier-
bei darauf Rücksicht zu nehmen, ob der Zeuge seinen Verhältnissen nach, wenner ineige-
ner Angelegenheit reiste, besondere Transpork-Kosten aufwenden oder ob er den Weg

zu Fuß zurücklegen würde. Das letzte Alnen des F. 90. greift auch hier Platz.
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9 Dienergebühren.
92

I. Für Verrichtung außerhalb des Geschäftslocals, jedoch innerhalb der Flur des

Gerichtssitzes, empfängt der Diener, welcher einen Beamten begleitet, unter denselben

Voraussetzungen, unter welchen derLebtere auf den Bezug von Commissionsgebühren
berechtigt ist, bis zu 3 Stunden Dauer eine Gebühr von 21 Kr. = 6 Sgr.,

für eine längere Dauer . 35 Kr.=10Sgr.
II. Für Versteigerungen, welche dem Diener nach §. 41 der Execut. Ord. vom

18. Juni 1854 übertragen werden, sowie für den Ansruf bei Versteigerungen, welche
ein Gerichtödeputirter besorgk, und zwar sowohl in- als außerhalb des Gerichtslocals

Kr. resp. 5 Sgr.,

dauert das Geschäft über 4 Stunden 35 Kr. = 10Sgr.

III. Für den Anschlag und die Abnahme au is und
Edietalladungen . kK--.)cgk

IV. Für 2 W4 einDiener bei einem 2
Thlr. 1 2 Sgr.n zu 83l45Kt-.)Tblk. -4Sgk.

bis 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr.: 4 7 6Sgr.

darüber hinaus. 42 Kr. 12 Sgr.
für Audweis hen c 14 Kr. 4 Sar. bis 35 Kr. = 10 Sgr.

Leistet der Schuldner bei Vorzeigung des Auspfändungs= oder Ausweisungsbefehls
sofort Zahlung oder Gehorsam, so hat er immer nur die Halste der Gebühr zu entrichten.

V. Für Einlegung einer Wache pro Tag

21 Kr.-6Sat.bis35 Kr. = 10Sar.
VI. Für Arretirung 21 Kr. — 6 Sgr.
Diein diesem führten Gebüh den nicht vorschußweise aus der Sportel.

casse, sonm, nur, wenn sie von den Zahlungopflichtigen eingegangen sind, an den
Diener

Funhalt, unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.

chehen
Rudolstadt,den 4. März 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
Dr. v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Vierles Stüch vom Jahre 1850.

 X. Verordnung
vom 4. März 1859, dads dem Stadtratbe der Residenz Rudolstadt verliehene

Recht der unmittelbaren Beitreibung ordnungomäßig ausgeschriebener
Gemeinde-Umlagen betreffend.

Wir Friedrich Gänther, von Gotter Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.

haben auf Antrag Unseres Ministeriums und auf Grund des Artikels 139 der revidirten

Gemeinde-Ordnung vom 23. April 1858 beschlossen und verordnen, was solgt:

1.

Dem Stadtrathe Unserer Residenz Stn wirddasRecht verliehen, ordnungs.
mäßig ohne C. Unserer Justiz=
und9Bewaltungs Behörden durch die in dem2Albschnittder Executions-Ordnung
vom 10. Juni 1854 (Ges. Samml. 1854, S - als zulässig erklärtenZwangs-

mittel von den Zahlungopflichtigen X
8.

Unsere Regierung wird mit der Ausführung dieser Verordnung anmit beaustragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen

Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 4. März 1859

(L. S.) Erlebrich Güntber, F. z. S.
Dr. v. Bertrab.

—PxÜN

Fürstl. Schw. Nurolll. Gelsetzsamml. XdA. 12
Ausgegeben in Audolstadt den 26. Marz 18509.
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 Xl. Ministerial-Bekanntmachung
vom 10. März 1859, das Verbot der Ansfuhr von Perden aus dem Fürsten-

thume über die Grenzen gegen das Jollvereins=Auslandbetr.

Auf Grund des §F. 3. des Zollgesetzes vom 1. Mai 1838 wird mit Höchster

Genehmigung Serenissimi die Ausfuhr von Pferden aus dem hiesigen Fürstenthume

über die Grenzen gegen das Zollvereins-Ausland bei Vermeidung der in dem Gesetze

über Untersuchung und Bestrasung der Zollvergehen von demselben Tage festgesetzten

Strafen bis auf Weiteres hierdurch verboten.

Rudol stadt, den 10. Märg 1859.

Jürstl. Schwarzb. Ministerlum.
Dr. v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

eFünstes Slück vom Jahre 1859.

 N# Xll. Gesetz,
betr. den Ansatz und die Erhebung der Gebühren der Rechksanwälte vom

25. März 1859.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzöurg 2c.

haben Uns, auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen Land-

tags veranlaßt gesunden, über den Anusatz und die Erhebung der Gebühren der Rechts-

anwälte Nachstehendes zu verordnen:

I. Ansatz, Erhebung und Nachweisung der Anwaltsgebühren.

S. 1.

Die Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte sollen künftig, sofern sie nicht
Verhandlungen in Strassachen betreffen, lediglich nach den Bestimmungen dieses Ge-
setzes und der demselben beigefügten Taxe erhoben werden.

S. 2.

Für Bemühungen, für welche in der beigesügten Taxe kein Ansaß enkhalten ist,

3. B. Notiren der Teminsverhandlungen, Eintragung der Termine in die Geschäfts-
calender, Durchlesen der gegentheiligen Schriften u. s. w. können die Anwälte nichts in

Ansatz bringen.
8. 3.

Der Anwalt kann in Civilprozeßsachen seine Desewiten erst dann fordern, wenn der

Proztß oder ein Versahren beendigt oder das Patrocinium aufgehoben worden ist, oder
wenn der Prozeß durch die Schuld seines Gewaltgebers liegen bleibet. Außerhalb des

Fürstl. Schw. Audolst. Gesetzjamml. XA. 13
Ausgegeben in Rudolstadt den 2. April 1859.
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Civilprozesses ist der Anwalt zur Einforderung seiner Gebühren im Allgemeinen schon

nach Vornahme dereinzelnen, dem Gebührenansatze unterliegenden, Handlung berechtgt.

8. 4.

Die Erhebung oder auch nur Einforderung von Gebühren nach Ansäßzen über oder

außer der Taxe oder über den von der Behörde sestgesetzten Betrag ziehl, außer der

Verbindlichkeit zur Zurückzahlung des vorschristswidrig Erhobenen, Disciplinar. Strafe
nack sich.

S. 5.
Diese Strafe richtet sich nach der Größe des vorschriftswidrig Erhobenen oder Ein-

geforderten und besteht in einem Verweise oder in einer Geldbuße von 5 Fl. bis 35 Fl.

resp. 3 Thlr. bis 20 Thlr.

Bei wiederholten Rückfällen tritt Suspension, und nach Befinden RNemotion ein.

8. 6.

Verlräge der Amwälte mit ihren Gewaltgebern über höhere Gebühren, Diäten

und Reisekosten erfordern zur Klagbarkeit die richterliche Genehmigung; doch kann das

freiwillig Mehrbezahlte nicht zurückgesordert werden.

8. 7.

Den Gegenstand der Rechtssache, in welcher der Anwalt dient, darf derselbe von

seinem Gewaltgeber weder ganz, noch zum Theil käuflich oder sonst an sich bringen.

. ."8.

DcchwaltgebekisieeqcstamhdcmAmvaltefreiwilligcincBekgütangübcr
die kaxordnungsmäßige zusließen zu lassen.

8. 9.

Jeder Vertrag, wodurch sich ein Anwalt von seinem Gewaltgeber eine Belohnung
seiner Bemühungen vor oder während des Rechtsstreites, außer den toxmäßigen Deser-

viten, bedingt—namentlichfürdenFalldesSiegs(pulmurium)oderhinsichtlicheines
Theils der im Prozesse befangenen Sache (quoln litis) — ist nichtig und berechtigt, das

bereits Gegebene zurückzufordern.
8. 10.

Außerdem muß der Anwalt das Doppelte des nach dem vorigen §&amp; vorschriftswidrig

Versprechenen oder Geleisteten als eine von seiner Diseiplinar-Behörde auszusprechende

Strafe an die Armencasse seines Wohnorts erlegen.
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8. 11.

Der Anwalt, welcher in eigener Sache einen Prozeß führt, kann die taxmähigen

Gebühren für seine eigenen Bemühungen von dem zur Kostenerstattung verpflichteten

Gegner ersetzt verlangen.
8. 12.

IsteinerPerson, welche das Armenrecht erlangt hat, ein Officialanwalt zubestellen,
so hat das Prozeßgericht solchen unter denjenigen Anwälten, welche am Orte des Ge.

richts wohnen, oder in Ermangelung solcher unter denjenigen, welche vor demselben zu

practieiren pflegen, unter Einhaltung einer gleichmäßigen Reihenfolge zu bestimmen.

8. 13.

Der Officialanwalt kann seine Gebühren nur dann fordern, wem sein Client zu

bessern Umständen gelangt oder der Gegner zu deren Erstattung verurtheilt wird. Er

ist aber mit allen Auolagen zu verschonen und sind die gleichwohl nicht zu umgehenden

nothwendigen Verläge, insoweit sie nicht von der armen Partei selbst erlangt werden

können, dem Anwalt aus der Gerichtscasse zu erstatten.

8. 14.

Wird von einem Anwalte eine Prozeßschrift zu den Acten gegeben, nachdem schon

von Seiten der Parteien das eingelegte Rechtemittel wieder zurückgenommen oder auch

die durch Vergleich oder sonst geschehene Beendigung des Rechtsstreites bei dem Prozeß

gerichte zur Anzeige gebracht worden ist, so können Gebühren dafür nur dann in Ansatz

gebracht werden, wenn er zur Zeit der geschehenen Ferligung dieser Schrift von jener

Zurücknahme oder Beendigung noch keine Kenntniß gehabt hat und dies bei eintretendem

Zweifel handgebend an Eidesstatt versichert.

15.

WodieBogenzahlder SchriftdenAnsaßbestimmt,sindeinzelne Seiten verhältniß-
mäsig zuliguidiren: Schriften von nicht einmal einer vollen Seite aber mit einem Vier-

theil des Ansatzes für einen Bogen. 4 —

Abschriften, Niederschristen und Reinschristen, die mehr als eine Seite füllen,

müssen aufder Seite wenigstens 21 Zeilen, bei Briefseiten in Quart mindestens 16Zeilen
und in jeder Zeile 12 Sylben enthalten. Außerdem sindet nach dem Ermessen des Ge-

richts eine verhältnißmäßige Ermäßigung und zwar sowohl der Schreibgebühr, als des

Ansatzes für die Abfassung selbst statt. *
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8. 16.

Wo Ansätze nach Stundender Dauer eines Geschäfts bestimmt sind, werden halbe
und mehrals halbe Stunden für voll, weniger als halbe, jedoch mit Ausnahme der an-
gesangenen ersten halben Stunde, gar nicht berechnet. Die Wege-Entfernungen, werden

nach den für die Posten geltenden Grundsähen bemessen.

S. 17.

Jede Gebührenforderung muß durch öffentliche oder durch genau geführte Privat-
acten gerechtfertigt werden. ·

Ausnahmsweise, wenn entweder der Gewaltgeber der Vorlegung der Privatacten

widerspricht, oder wenn der Sachwalter auf seine Pflicht versichert, daß solche ihm un-

absichtlich abhanden gekommen seien, können auch ordentlich geführte Deservitenbücher
zur Nachweisung dienen. Die Nichtigkeit dieser Bücher hat jedoch der Sachwalter eid-

lich zu erhärten, sobald solches der Zahlungspflichtige beantragt.

S. 18.

Baare Verläge müssen auf gleiche Weise (S. 17) nachgewiesen werden, der Betrag
derselben jedoch dann nicht, wenn solcher aus einem Gesetze oder aus der Natur der

Sache von selbst hervorgeht und mit bekannten laufenden Sätzen und Preisen überein-

stimmt.

II. Aufstellung der Gebühren-Nechnung.

8. 19.

Jede Gebhrensorderung muß sich auf eine mit dem Tage der Ausfertigung und
mit der Unterschrift des Sachwalters versehene Rechnung stützen, in welcher Ausdrücke

in fremder Sprache und Abkürzungen nicht vorkommen dürsen. Gebühren und Verläge
müssen abgesondert und bei jeder Bezugnahme auf Acten mit Auführung der Actenblätter

angesetzt werden. Außerdemist die Rechnung dem Amvalt zur Veseitigung des Mangels
zurückzugeben.

Unzulässig ist es, den Rest einer älteren Rechnung auf eine neue Liquidation zu
übertragen.

I. Feststellung der Gebühren-Nechnung.

8. 20.

Niemand braucht Anwaltsgebühren zu bezahlen, welche von der zuständigen Be-
hörde nicht festgesetzt worden sind.
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8. 21.

Wer gleichwohl Zahlung geleistet und mehr, als er ordnungsmäßig zu erlegen

schuldig gewesen, bezahlt hat, kann die durch die nachfolgende richterliche Ermäßigung
abgestrichene Summe zurückfordern.

Dergerichtli chen # itreib der D se i ßst di Feststellungder Gebühren-
Rechnung urrchunt

8. 23.

Zum Zweck der Feststellung ist die Gebhren-Rechnung in doppelten Exemplaren

zu übergeben. In Civilprozeßsachen, in welchen schriftlich verfahren wird, hat dies

mitder SchlußschriftderbetreffendenInstanz,indenmündlich zu Protocoll verhandelten
Sachen vor dergerichtlichenEntscheidung oder doch voreingetretener Rechtskraft derselben
zu geschehen.

sich.
8. 24.

Die Feststellung der Gebühren,Rechnung erfolgt
1) in allen Sachen, welche vor einer Bebörde verhandelt werden, von der Behörde,

vor welcher die mündliche oder schristliche Verhandlung stattgefunden, jedoch dergestalt,
daß bei eingewendeten Rechtemitteln die Behörde, welche darüber zu erkennen hat, auch

die Gebühren für die zu den Acten der unteren Instanz gefommenen Ausführungen der,

selben und die Gegenschriften festzustellen hat
2) in allen anderen Sachen von dem persönlichen Richter des Anwalts und zwar je

nachdem die Gebühren= Forderung 175 Fl.=100Thlr. erreicht oder nicht, im ersten

Falle von demFürstlichen Kreisgerichte, im letzteren aber von dem Fürstlichen Justizamte.

§. 25.

Bei der FeststellungistinallenFällen,auch wo die Bogenzahl den Ansat bestimmt,
der innere Gehalt der Arbeit zu berücksichtigen; daher kann, wo die Taxe einen

Spielraum zuläßt, gründliche Kürze den höheren Ansatz zulässig machen.
Aus demselben Grunde istauch jeder Ansatz für eine ossenbar ganz unnöthige Arbeit

oder Handlung zustreichen und bei bloßen Wiederholungen und unnützen Weitläusigkeiten
—jedoch nur in diesen Fällen — unter den Betrag nach der Bogenzahl herabzusehen.

Fir solche Handlungen insbesondere, welche wegen verschuldeter Versämmniß des

hichen Ordnungötrasen bis zu 17 Fl. 30 Kr.—10Thlr.nach
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Sachwalters nicht zu berücksichtigen sind, ingleichen für frivole Ankräge und Rechts-
mittel sind dem Sachwalter die Gebühren und Verläge zu streichen.

. 26.

Dagegen darf der Richter auch von Antspegen sowohl ganz übergangene Ansätze

nachtragen, als auch zu niedrige lnsabe eihhen.
Die in Folge der Feststellung bei da helien Posien vorgenommenen Abstriche

sind auch auf dem zurückzugebenden Rechnungsexemplare zu vermerken.

Gegen die Fesistellung kann sowohl der Auwalt, als der Zahlungspflichlige binnen

10 tägiger Nothfrist, von Empfang der sesigestellten Rechnung ab, Vorstellung bei der

zunächst vorgesetzten Beberde thun. Jedoch ist, wenn die erstinstanzliche Feststellung
von dem Appellationsgericht, dem Ober-Appellationsgericht oder der Regierung erfolgte,

die Vorstellung bei diesen Vehörden selbst einzureichen und von dem Collegium nach

vorgängiger Veränderung des Neferenten darüber zu entscheiden.

IV. Beitreibung der Gebührenforderung.

 S. 20.

Vor der gerichtlichen Beitreibung muß die Gebühren-Rechnung demZahlungs-
pflichtigen vom Anwalte zugestellt worden sein.

Zur Bescheinigung dieser Zustellung genügt eine Niederschrift desSachwaltersin

seine Acten, und dem Schuldner lietzt dann der Beweis der etwa behaupteten Unrichtig-
keit einer solchen Niederschrift ob.

Nach Einhändigung der Rechnung hat der Schuldner binnen längstens 4 Wochen

bei Vermeidung der gerichtlichen Veitreibung Zahlung zu leislen.

Der desfallsige Antrag kann bei dem Prozeßgerichte selbst gestellt werden.

Der Gewaltgeber kann von dem Prozeßgegner, welcher ihm zur Wiedererstattung

verpslichtet ist, dieselbe ohne weiteres im Wege des gerichtlichen Berechnungs- und

Hülfsversahrens beanspruchen.

V. Heransgabe der Ma#nalacten.

8. l.

Nach vollständiger Berichtigung der sestgestellten Gebühren hat der Anwalt die ge-
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führten Handacten seinem Vollmachtgeber auf Verlangen auszuantworten; jedoch darf
derselbe etwaigeOuittungen und sonstige ihm zu seiner Deckung gereichende Beweis-
stücke zurückbehalten.

VI. Annahme von Vorschüssen.

32

Dem zur Prozeßführung bevollmächtigten Anwalte ist es gestattet, einen angemes-

senen Vorschuß zu erfordern; in allen anderen Fällen darf nur, wenn voraussichtlich

boare Auslagen zu machen sind, der ohngesähre Betrag derselben als Vorschuß verlangt
werden.

L Schtußtestiimmng
DiesesGesetz nebst derbeicsigien nritt mit dem 1. April d. J. für alle nach

diesemTagevorkommenden Bemühungen und Auslagen der Anmällein Kraft und sind
von da ab alled insbesondere die Advokaten-

Gebührentaxe vom S. Jan. 1847, ausgehoben. Jedoch finden in denjenigen Rechts-
streitigkeiten, welche in Gemäßheit des §.2des Einführungopatentes zum Gesetz, die
Verbesserung ded Verfahrens in bürgerlichen Nechtsstreitigkeiten betr., vom 12. Nov.

1858, auch nach dem 1. April nach den bisherigen Prozeßvorschriften erledigt werden,

die zeitherigen Taxbestimmungen Anwendung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Jusiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 25. März 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
Dr. v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gebühren-Taxe
für die Rechtsanwälte.

1. Information zum Prozeß, durch mündliche Rücksprache, je nachdem eine
umständliche Besprechung mit dem Gewaltgeber oder eine mühsame Durchsicht von Ur-

kunden oder Erkundigung nach sactischen Umständen, nach Zeugen oder andern Beweis-
mitteln erforderlich ist

a) beim Einzelgericht 171 Kr. = 5 Sgr. bis 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr.,

in Sachen unter 43 Fl. 45 Kr.—25Thlr.jedochhöchstens35 Kr. — 10 Sgr.

h) beim Collegialgericht 35 Kr. = 10 Sgr. bis 5 Fl. 15 Kr. = 3 Thrr.

Der vorstehende Ansay ist in Rechtsstreitigkeiten vor dem Einzelgericht nur einmal

und zwar beim Beginn der ersten Instanz, in Prozessen vor einem Collegialgericht

jedoch zweimal, nämlich einmal im ersten Versahren und das zweite Mal im Beweis-

verfahren statthast,

2. Durchsicht öffentlicher Acten, welche zur Sache gehören, mit Aus-

zhne solcher, in denen der Anwalt vom Aufange an selbst gearbeitet hat, für jeden
Ban 1 Kr. — 5Sgr. bis zu 1 Fl. 10 Kr =20Sr.in n unter 43 Fl. a45 Kr.S25Thlr. jedoch im Ganzen nur 174 Kr. —5 Sgr.

3. Vollmacht mit Einschluß ! Formulars und der Reinschrist
5 Kr. = 10Sor. bis 52) Kr. = 15Sgr.,

in Sachen unter 43 Fl. 45 Kr. = 25u nur. . I77 Kr.= 5 Sgr.

Für ein Subslitutorium mit Einschluß der Nleinschrift 171 Kr. = 5 Sgr.

Liegt die Rothwendigkeit der Substilution in der Person des Anwalts, dann passirt ichts.
In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten sind nur gedruckte oder lithographirte Voll-

machten zulässig.

4. Für jeden nothwendigen Brief 171 Kr.— 5 Sgr. bis 527 Kr.— 15 Sgr.,
wemn derselbe aus mehreren Bogen besteht, für jeden Bogen 35 Kr. = 10 Sgr.

bis 52) Kr. = 15 Sgr.

jedoch in Sachen unter 4 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. im Ganzennicht über 35 Kr. — 10 Sgr.

Bezieht sich der Brief nur auf die Information in der Sache, so ist derselbe unter

Nr. 1 inbegriffen.
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5. Klage, schristliche, einschließlich der Surweisch
a. beim Einzelgerichte 35 Kr. — 10Sgr. bis 5 Fl. 15 Kr. = 3 Shlr.

jedochin Sachen unter 43 Fl. 45 Kr.= Thlr. nicht über
1 Fl. 10 Kr. = 2 Sgr.

b. bei einem Collegialgericcte 1| ll. 10 Kr. = 20 Sgr.

bis 8 Fl. 45 Kr. = 5 Thlr.

6. Deductions-Schriften, namentlich die processualischen Wechselschriften

im ersten Verfahren, die Beweisantretungs, und weiteren Schristen im Beweisverfahren,

die Schriften, wodurch Rechtsmittel eingewendet, ausgefübrt und widerlegt werden,

Litisdenunciations-Schristen, schriftliche uchten 1 1 jedem vollgeschrebenen Bogen
a. beim Einzelgericht .. Sgkbtoxk-lok-qk
b. beim Collegialgericht 1 Fl. 10 —20 Sgr. bis 1 di Xr. = 1Thlr.

Der Gesammtansatz darfin Sachen unter 43 Fl. 45 Tr. = 25 Thlr. nicht

521 Kr.=15 Sar übersteigen.
Anmerkung zu Nr. 5 und 6. Hat ein Anwalt bei demselben Gerichtein verschie-

denen Rechtsstreitigkeiten gleichzeitig mehrere Klagen oder Deductionsschriften

eingereicht, welche wegen Gleichartigkeit des Streitgegenstandes oder Klaggrun-

des ihrem wesentlichen Inhalte nach mit einander gleichlautend sind, so ist das

Gericht ermächtigt, die Gebühr dasr und zwar nach der Zabl der Schriften bis

auf dn d oder die Hälfte der Ansätze sub. Nr.5und 0 zu ermäßigen.
7. S liche Eingaben und Aussätze jeder Art, insofern sie nicht schon

ihren belendenn line haben, von jedem vollgeschricbenen Beg 35 Xr.= 10 Sgr.
1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.

für die Seiten verhältnißmäßig, jedoch im Ganzen nicht 8 244 Kr = 7 Sgr.

und in Sachen unter 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. im Ganzen nicht über 52# Kr.— 15 Sgr.

Für überflüssige Ueberreichungsschreiben, z. B. bei Klagen, Beweisantretungs-
schristen, passirt nichts.

8. Quittungen und Recepisse 14 Kr.=4Sgar.
Die Bescheinigung des Empfanges eigenerForderungen, sowie die Vollzichung der

Insinnationsdocumente bleibt außer Ansah.

9. Liqnidation der Deserviten und Verläge und deren mündliche oder cchnst-
liche Ueberreichung zurFeststellung .. . ..l7sz-.)Og
wenn die Liquidation mehr als einen Bogen unsaßt 35 Ar.—10Sgr.

Förstl. Schwarzb. Rudolkl. Gesetzsamml. XX. 14
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10. Rechnung zu prüfen, einschließlich Erinnerungen zu stellen, für jeden
Bogen der Rechung 528 Kr. = 15 Sgr. bis 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.

Dabei sind alle unnützen und zum Verschleif der Sache abzweckenden Monita zu
vermeiden.

11. Abfassung von Urkunden über Rechtsgeschäfte jeder Art,

als Kaus-, Tausch-, Pacht., Mieth., Alimentations- oder Leibrenten-Contracte, Chestif-

tungen, Entschichtigungen, Cessionen, Fideicommisse, Loosbriefe, Obligationen, Erb-
recesse, Rechnungen, Neverse, Schenkungen unter den Lebendigen oder auf den Todes-

sall, Verlassenschafts= oder andere weesstatoonen Testamente, Codicille, Vergleiche,
Verzichte und Verträge jeder UVrt 523 Kr. 15 Sgr. bis5Fl. 15 Xr. = 3Thlr.

Insofern jedoch die Aufnahme der Urkunde mühsam gewesen und leßtere ungewöhn-
lichstarksein sollte, so ist dem Richter erlaubt, auch einen höhern Ansatz, das Doppelte,
nach Befinden selbst das Dreifache passiren zu lassen.

In ganz besondern Fällen, wo die Ausarbeitung einer Urkunde außerordentlich

weitläufig, mühsam und mit großem Zeitverluste verbunden ist, z. B. bei Kauf oder

Pachteontracten über bedeutende Nittergüter, Testamenten, Fideicommissen und dergl.
kann mit Rückücht auf die Wichtigkeit des Gegenstandes und der gehabten Mühe, auch

allenfalls der Bogenzahl noch ein Mehreres, und zwar mit Einschluß der dabei gehabten

umständlichen Information 17 Fl. 30 Kr. = 10 Thlr. bis 35 Fl. = 20 Thlr.

zugebilligt werden.

12. Terminc, 8 derselben
* Beleihungstermit 3 Fl. 30 Kr.=2Thlr.
b. Termin zur cGufiung von Vescheiden und sonstigenBelchusen

Xr.— 10 Sar.
c. sonstige Termine und zwar

au. vor einem Einzelgerichte 35 Kr. 10Sgr. bis 1 Fl. 45 Kr.=1 Thrr.

jedoch in Rechtsstreitigkeiten unter 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. nur

35 Xr. 10 Sgr.

bb. vor einem Collegialgerichte. . 1 Fl. 10 Kr.= 20 Sgr. bis

5 Fl. 15 Kr. = 3 Thlr.

Bei Terminen, welche Vormiltags begonnen und mit einer Unterbrechung des

Nachmittags fortgesetzt werden, findet der Ansatz doppelt statt.
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Dauert eine terminliche Verhandlung ohne Unterbrechung über zwei Stunden, so
ist, wenn solches durch die öfsentlichen Acten nachgewiesen werden kann, die Hälfte

mehr anzusetzenverstattet.
Wird dagegen im Termine gleich nach seiner Eroffnung die Verhandlungvertagt,

so findet nur der niedrigste Ansaß statt.

13. Verhandlungen, mündliche jeder Art, soweit sie nicht zur Insormation
gehören und mit Ausnahme der Termins-Abwartung, z. B. für Beiwohnung und Be-

sorgung von Auctionen, Inventuren, Verpachtungen und ähnlichen Geschäften, wenn

sie nicht über eine Stunde dauern,

u. in Sachen unter 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thhr. 55 Kr. = 10 Sgr.

b. in Sachen über 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thhr. 52 Kr. = 15 Sgr.

bis 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.

bei längerer Dauerfür jede weitere Stunde
* . . ...17(n.)agr.. 35 Kr.— 10 SSgr.bis 523 I5 15 Sgr.

jedoch für den "„
nicht über 1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr.

. htnbrtgl—4hlk

Wenn ein Sachwalter on in einer schriftlichen Eingeake ekwas mündlich zu Pro-
tokoll anbringt, so darf er nie mehr ansetzen, als ihm für die schriftliche Eingabe zu be-

rechnen verstattet ist.

14. Mündliches Gutachten . 35 Kr. = 10 Sgr.

Für blose mündliche Beantwortung einfacher Anftagen nach dem Stande des Pro-

cesses u. s. w. ist nichts in Ausaß zu bringen. Schriftliche Beantwortung solcher An-

fragen fällt unter die Taxe von Briefen.

15. Zählgebühren für Empfangnahme, Rückgabe oder Weiterzahlung von

Geldsummen, wenn das (Geld im Ganzen oder doch in nicht mehr als 3 Posten bezahlt
worden, ein halb Prozent einschließlich der u#thigen Verpackung; ist das Geldim Ein-

zelnen, d. b. in mehr als 3 Posten erhoben oder auf diese Weise ausgezahlt worden,

ein Prozent.
Von Vorschüssen, welche der Anwalt von seinem Vollmachtgeber erhält, sowic von

Geldern, die ihm von demselben zur Deckung von Gerichtskosten zugestellt werden,

dürsen keine Zählgebühren berechnet werden. 11.
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16. Proxeneticum für gelungene Unterhandlungen und sonstige außerordent-
liche Dienstleistungen bei Rechtsgeschäften, insoweit die Ansätze der gegenwärtigen Taxe
namentlich unter Verhandlungen keine Anwendung leiden, für alle dabei vorkommenden

Bemühungen zusammen ein Prozent vom Geldwerthe des Gegenstandes, wenn derselbe

die Summe von 875 Fl. = 500 Thlr. nicht übersleigt; dagegen, wenn derselbe sich

höher beläust, ein halb Prozent von jedem weiteren Hundert Thaler = 175 Fl. Wo

der Geldwerth sich nicht erkennen läßt, tritt obrigkeitliches Ermessen ein.

17. Rein= und Abschriften von jedem Bogen 103 Kr. = 3 Sgr.
bei Briefbogen in Quartnur 7 Kr. -2Sgr.
und so verhältnihmäßig nach Blätten; überschiegendevolleSeiten werden für einen
halben Bogen, sonst aber gar nichtberechnel.

18. Botenlöhne

u. von Sendungen,welche durch die Post besorgt werden können, darf blos der

Postgeldewerlag angesetzt werden;
b. von Sendungen an Orte, wohin Botengelegenheit ist, nicht mehr als für Be.

nutung solcher Gelegenheiten gezahlt werdenmuß;
c. in allen andern Fällen hingegen, ingleichen wo die Dringlichkeit der Sache be-

sondere Lohnboten ersordert, passirt der desfalls nothwendige Verlag, welcher, insoweit
er sich nicht schon nach den üblichen Preisen beurtheilen und bestimmen läßt, zu beschei-

nigen ist.

19. Für Wege innerhalb des Wohnortes zur Vornahme von Hamdlungen,

welche schon mit einem Ansatze versehen sind, z. B. zur Abwartung von Terminen, zur

Actendurchsicht, Information ist nichts besonders zu berechnen; für andere auf beson-

deres Verlangen des Gerichts oder Gewaltgebers im Wohnorte oder in der Ortsflur
gemachte Wese -35 Kr. = 10 Sgr. bis 1 Fl. 10 Kr.=20 Sgr.

. Nusckosicn beinotwendigenNeuenattsicrhalbduolurdcchshns

oktesnebendemnlnfahcfukdcaTcmnnopctdassonsitgcGqchastsclsft

1) für Versäumniß, von jeder Stunde (1 Meile) Weges der Hinreise
35 Kr. = 10 Sgr.

jedoch für den ganzen Tag nie übbeerr. 3 .. 30 Kr. 2Thlr.

Anmerk. 1. Für die Zurückreise findet nur in dem Falle derselbe Ansat statt,
wenn solche nicht an dem nämlichen Tage erfolgen konnte.
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Anmerk. 2. Bei Reisen von mehr als eintägiger Dauer kritt für Versäumniß

und das Geschäft zusammen henommen auf jeden ganzen Tag (24 Stunden)
der Abwesenheit ein Ansatz von 5 Fl. 15Kr.=3Thalern ein. Für über-

schießende Stunden treten die Ansätze unter Nr. 1 für „Versäumniß“ ein.

2) An Diäten täglich 2 Fl. 371 Kr. — 1Thlr. 15 Sgr.
Dauert aber die Abwesenheit nicht rolle 6 Stunden, nur die Hälfte.

Sobald der Rechtsamwalt auswärts über Nacht bleiben muß und überhaupt bei

Neisen und Geschäften von längerer Dauer, wird der Verlag für Logis, Erleuchtung,

Heibzung und Trinkgeld noch besonders mit 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr. für jede Nacht
vergütet.

n Auch passiren bei Reisen in das Ausland, falls der Rechtsanwalt in größeren

Stüdten verweilen zs6 für jeden Tag solchen Aufenthalts in Allem 4 Fl. 221 Kr.
Thlr. Diaten

* An Tuanepontkeheen. wenn die Eutseruuig nicht * 2 Stunden (1 Meile)
beträgt 2 Fl. 373 Kr.=14Thlr.
wenn sie nehr beträgt. für. jede Stunde darüber noch

35 Kr. = 10 Sgr.

einschlüssig Wege-, Brücken- und Pflastergeld.

Ebeuso viel passirt für die Rückreise, wenn solche des Geschäftes wegen nicht an

demselben Tage erfolgen kann.

Wo eine Eisenbahn= oder Postverbindung besteht und passend benutzt werden kann,
passirt nur der zu bestreitende Aufwand und bei Eisenbahnen der Ausah für die zweite

lasse.
Anmerkung 1. Hat ein Sachwalter an demselben Orte und an Einem Tage

mehrere Termine abzuwarten oder sonstige Anwaltsgeschäfte zu verrichten, so ist
zu unterscheiden, ob nur Ein Theil — Gewaltgeber oder Gegner —oder ob

deren mehrere die Kosten dieser verschiedenen Verrichtungen zu tragen haben.

In beiden Fällen hat der Sachwalter die zu den Reisekosten gehörigen, vor-

slehend unter Zisser 2 und 3 aufgeführten Gebühren nur einmal und jedem der

ehwa vorhandenen verschiedenen Zahlungspflichtigen antheilig anzusetzen, im
letzteren Falle hingegen den Ansatz für Versäumniß — unter Ziffer1vorstehend

gedacht — mehrfach, je nach der Zahl der Personen, welche die Kosten zu tra-

gen haben, zu liquidiren.
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Anmerkung 2. Bei Abwartung auswärtiger bloßer Publicationstermine findet
niemals ein Ansatz für Reisekosten statt.

Anmerkung 3. IJ allen bürgerlichen Prozeßsachen, deren ObjektdenWerthvon
43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr. nicht erreicht, ist dem Gewaltgeber zwar gestattet,

sich eines Advokaten aus einem anderen Amtsbezirke zu bedienen; derselbe hat

jedoch in diesem Falle die Reisekosten selbst zu tragen und kann deren Erstattung
von seinem Gegner nur dann verlangen, wenn sich im Orte des Gerichts gar

kein Anwalt besindet oder ihm doch die Annahme eines solchen aus einem beson-

dern Grunde, z. B. wegen Venvandtschaft mit dem Gegentheile nicht zugemuthet
werden kann.

Anmerkung 1. In Prozeßsachen über Objecte von höherem Wertheistder Partei die

Wahl ibres Anwalts zwar aus anderen Amtobezirken, als dem ihres Wohnorts,

ebensalls geslattel, jedoch kann dieselbe vom Gegner, wenn der Wohnort des

Amralts vom Sitze des Gerichts über 6 Stunden entfernt ist, nur die Erstat-

tung der Reisekoslen auf 6 Stunden beanspruchen und muß den Mehrbetrag je-

densalls selbst tragen.
Anmerkung 5. Die in dem einen Landestheile wohnenden Anwälte müssen zu

Abwartung von Terminen vor Gerichten des anderen Landeolheiles einen in

diesem letzteren Landestheile wohnenden Anwalt bevollmächtigen und können

Reisekosten von ihrem Vollmachtgeber nur in dem Fall, wenn ihnen die Reise

durch ein Specialmandat aufgetragen worden ist, vom Gegentheile aber in
keinem Falle beanspruchen.

Anmerkung 6. Bedientsich Jemandmit besonderer Genehmigung der zuständigen
Behorde eines ausländischen Advokaten, so brauchen die Neise= und Zehrungs.
kosten von dem Gegner nicht erstallet zu werden, selbst dann nicht, wenn andem

Onte des Gerichts keine oder nicht genug Advokaten wohnen.

Anmerkung 7. Im Fall ein Advokat bei einem auswärtigen Gerichte einen Ter-

min nicht selbst, sondern durch einen in seinem Wohnorte oder doch nicht im Orte

des (Ferichts wohnenden Advokaten abwartet, so dürsen, wenn dieser leßtere

die diesfallsige Reise blos wegen Abwartung dieses Termins unternimmt, aller-

diunge die gewöhnlichen Reisekosten in Ansatz gebracht werden, wogegen, wenn

derselbe dabei auch noch eigene Geschäfte zu besorgen hat, wegen des im Auf-

trage eines Andern abzuwartenden Termins nur die Termins-, keineswegs aber

auch Neisekosten passiren.
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Anmerkung 8. Wenn ein Advokat bei einem auswärtigen Gerichte mit Genehmi-

gung der zuständigen Behörde, ohne solche jedoch vor seinem Erscheinen beson-
ders ausgewirkt zu haben, einen Termin nicht zu dem hierzu bestimmten Tage,

sondern vorher oder auch nachher abwartet, so sind ihm bloß die Gebühren für

9 Termin, nicht aber auch Reisekosten zu verwilligen.

Halten und Führen der Privatucten s der —i.7 Kren 9 jeden Band bis zu 25 Blatt . · r.--2 Sgr.

darüber bis zu 100 Blatt ... . . . l7z Kr. = 5 Sgr.

über 100 Blatt 35 Kr.—10Sar.
jedoch in Sachen unter 43 di. 45gr. —25 Thlr. im Ganzen nur 171 Kr. = 5 Sgr.

Inhalts-Verzeichniß.

Ansatyz, Erbebung und Nachweisng der Anwaltsgebühren. §s. 1—is.

U. Aufstellung der Gebühren. Nechnung. 8. 19.

LII. Festflellung der Gebühren= Rechnung. §. 20—28.

IV. Beitreibung der Gebühren. §. 29 u. 

Herausgabe der Handacten. W'

VI. Annahme von Vorschüssen. E. 32.

VII. Schlußbestimmung. §. 33.

Gebühren-Taxc.

—
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Gesetzsammlung

für das Fürstenthum Schwarzurg. Rudolstadt.
Scchus Jl vom Jahre 1859.

 NXIII. Mirnisterial-Bekanntmachung
vom 22. März 1859, die Erweiterung der Abfertigungs-Befugnisse des

Fürstl. Reußischen Steueramtes zu Gera betreffend.

Nach einer Mittheilung des Fürstl. Reuß. Plauischen Ministeriums zu Gera ist
dem dortigen Fürstlichen Steneramte vom 18. d. M. an die Befugniß

1) zur zollamtlichen Absertigung der auf der Eisenhahn ohne Grenzabfertigung

mit Ansagezettel und Ladungsverzeichniß eingehenden Güter,
2) zur Abfertigung von Begleilscheinen I.

ertheilt worden, was hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Rudolstadt, den 22. März 1859.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.

Färstl. Schw. Nudolst. Gesetzsamml. Xx 15
Kuögegeben in Rudolftadt den 16. April 1850.



96 1859.

&amp; XIV. MinisterialBekanntmachung
vom 7. April 1859, die Erweiterung der Abfertigungsbefugnis des Herzogl.

Sächsischen Steneramtes zu Meiningen betreffend.

Nach einer Benachrichtigung des Herzoglich Sächsischen Staats-Ministeriums
zu Meiningen ist dem dortigen Steueramte die enveiterte Besugniß zur Erledigung von

Begleitscheinen 1 und zur Ausfertigung von Begleitscheinen 1 und II vom l. dieses Mo-

nats an beigelegt worden, was hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Rudolstadt, den 7. April 1859.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.

.X XV. Ministerial-Bekanunntmachung
vom 8. April 1859, die seit dem Jahre 1831 im Fürstenthum stattgefumenen

Münzaneprägungen betreffend.

Der im Artikel 24 des Wiener Münzwertrags vom 24. Januar 1857 getroffenen

Verabredung gemäß bringen wir hiermit zur össentlichen Kenntniß, daß seit dem Jahre

194! bis jetzt für das Fürstenthum ausgeprägt und in Csirculation gesetzt worden sind:

A. wegen der Färstlichen Oberherrschaft:

I. an Courant Münzen:

1.000 Fl. — Kr. - n 2 Gulden= Stücken; aà .
163,;)00 „ — „ „ in 1 Gulden-Stücken in dobrn 1194 1 18
15.)4 —6 t Gulden-Stücken *“*Ze

* in Scheidemünze:

1) in Silberscheidemünze:

W450 Fl. — Kr. — Hllr. in 6 Kreuzer-Stücken) in den Jahren 1840 —1846
—, l„ in 3Kreuzer-Stücken nach dem 27 Fl. Fuße.

45%i*—Kr.—Hllr.
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2) in Kupferscheidemünze:

8.000 Vl.— Kr. sdW ’ 1 Kreuzer-Stücken
6.0 „ "„ 4 Kreuzer-Stücken in den Jahren 1840—1858.
50——.,au ne Stücken

14.127Fl. — Kr. —Hllr.

99

B. wegen der Fürstlichen Unterherrschaft:

I. an Courant-Münzen:

20,400 Thlr. . Sgr. — Pf. in Vereins-Zwei-Thaler,StückenindenJahren

1840 und 1845 nach dem 14 Thlr. Fuße.

II. in Scheidemünze:

)I) in Silberscheidemänze:

1014 Thlr. 27 Sgr. — Pl. in! und Silbergroschen im Jahre 1841 nach dem
16 Shaler Fuße.

2) in Kupferscheidemünze:

1. 105 Thlr. 19 Sgr.—Pf. in 3, 2 und 1 Pfennig, Stücken im Jahre 1842

C. für das ganze Fürstenthum.

An Courant. Münzen:
16.560 Thlr. — Sgr. — Pf. in Ein-Vereins-Thaler-Stücken im Jahre 1858

auf die erste Münzperiode nach dem 30 Thlr. Fuße.

Rudolstadt, den8. April 1859

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.
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 X70I. Ministerial-Bekanntmachung
 vom 11. April 1859, die Aufhebung der Weimarischen Bankstelle in der

Residenz Rudolstadt betreffend.

Der Verwaltungsrath der Weimarischen Bank hat mit Genehmigung des hiesigen
Gouvernements beschlossen, die in der Residenz Rudolstadt auf Grund landesherrlicher

Concession errichtete Bankstelle in Ermangelung entsprechenden Geschäftsumfanges mit
dem 15. April d. J. wieder aufzuheben, was anmit öffentlich bekannt gemacht wird.

Rudolstadt, den 11. April 1859.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzurg- Rudolstadt.

FSiebeates Stäch vom Jön 18509.

K XVII. Bekanntmachung
des F. Conssstoriums, die anderweite Verheirathung verwittweter oder geschiedener

Personen betreffend, vom 13. April 1859.

Im Anschluß an die Vorschrift in Art. XVI. der Successionsordnung von 1. Nov.

1760 (S. 51. der Nachträge zur Proceßordnung), sowie an die für die Fürstliche Unter.

berrschaft unter m 17. Mai 1780 erlassene und unterm 22. März 1805 und 8. Februar
drögleichen an die für den oberherrschaftlichen

Laneestheil unterm 28. Juni 1844 (Ges. SS.1844, S. 23.)veröffentlichte Bekannt

machung werden die Geistlichen des Fürstenthums bei Vermeidung strenger Verantwor.

tung wiederholt angewiesen, verwittwete oder geschiedene Personen, welche in eine
zulässige weitere Ehe treten wollen, für den Fall, daß Kinder aus der vorangegangenen

Ehe leben, nicht eher aufzubieten und zu krauen, bis von denselben durch ein von dem.

jenigen Einzelgerichte, welches ihren persönlichen Gerichtsstand bildet, gehörig ausge-
stelltes Zeugniß nachgewiesen worden ist, daß sie sich mit ihren Kindern aus der vorher.

hegangenen Ehe rücksichtlich ihrer Bermögensverhältnisse abgefunden, zu dem Ende auch

zur Negulirung der künftigen Erbverhältnisse ordentliche Ehepakten errichtet und, was
die Fürstliche Unterherrschaft betrifst, die in den Statuten vorgesehene Theilbietung

mit ihren Kindern vollzogen haben oder daß eine solche Abfindung und Regulirung im

einzelnen Falle sich nicht nöthig macht.
Rudolstadt, den 13. April 1859.

Fürstlich Schwarzb. Consistorium.
v. Bamberg.

Fürstl. Schw. Nurolst. Geseblammi. XI.
Ausgegeben in Rudolstadt den II. Mai 18550.
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 XVIII. Bekanntwachung
der Fürstl. Regierung vom 29. April 1859, die nach dem Gothaer Vertrage vom

 15. Juli 1851 zur Ausstellung von Eheronseusen bercchtigten Behörden betr.

Die zu dem Gothaer Verlrage vom 15. Juli 1851 (Ges. S. 1851, S. 51) ver-

einigten Regierungen haben sich zu einer gegenseitigen Bezeichnung derjenigen Behörden
verpflichlet, die in den einzelnen Staaten zur Ausstellung von Eheconsensen (Trauscheinen)

bei Verheirathungen ihrer Angehörigen im Auslande berechtigt sind.

Nachdem die desfallsigen Mittheilungen von den nachbenannten Negierungen ein-

gegangen sind, so werden dieselben hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Preußen.

ZurErtheilung der Bescheinigungen, daß Preußische Unterthanen zu ibrer gültigen
Verheirathung im Auslande einer Erlaubniß ihrer Heimathsbehörden nicht bedürsen,
sind die Königlichen Provinzial-Regierungen und das Polizei-Präsidium in Berlin
befugt.

sis Sachsen.

Im Künigreiche Sachsen sind die szmmtlichen Königlichen Gerichtsämter, sowie

die Stadträthe diejenigen Behörden, welche, ohne jedoch an eine besondere, ausdrück-

lich vorgeschriebene Form rücksichtlich der Fassung der bezüglichen Atteste gebunden zu
sein, zu bescheinigen haben, daß der Verehelichung eines Sachsen im Auslande ein

Hinderniß nicht entgegenstehe. Diese Bescheinigungen bedürfen behuss ihrer Gültigkeit
der Legalisation Seitens der betreffenden Königllchen Kreisdirection.

Hannover.

Zur Ausslellung der Ehe-Conseuse (Trauscheine) sind im Königreiche Hannover
die Obrigkeiten (unteren Verwaltungsbehörden) ausschließlich zuständig. Die Obrig.
keiten sind inden Stadtgemeinden, auf welche die revidirte Städte, Ordnung vom 24. Juni

1858 Anwendung sintet, den * 9. selbsisändigen Städten, die Magistrate, in den
kadte unddFlecken. aufwelchedas vorbezeichnete

Geseh keint Amemmg kurst 8 Köôniglichen Uenitr.An die S en

herrlichen Herzoglich en gs Aemter, im zer des Landes sht wie
Kirchspielsgerichte.
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8 Die selstsländigen Städte des Königreichs sind gegenwärtig folgende, nämlich im
ezirke

1) Der LanddrosteizuHannover:Hannover,Hameln,Eldaasen,Mün-
der, Pattensen, Bodenwerder, Neustadt am NRübenberge, Wunstorf

und Nienburg:;

2) der LanddrosteizuHildesheim:Hildesheim,Goslar,Peine,Göt.
tingen, Moringen, Münden, Nordheim, Eimbeck, Osterode und Du-
derstadt;

3) der Landdrostei zu Lüneburg: Lüneburg, Celle, Harburg, Uelzen,
Winsen a. d. Luhe, Burgdorf. Gishorn, Lüchnom und Dannenberg:

4) derLanddrostei 45 Stade, Verden, Buxtehude, Otterndorf
und Bremervoerde

5) der Landdrostei z Osnabrück: Osnabrück, Luakenbrück, Melle und

Lingen;
6) der LanddrosteizuAurich:Aurich, Emdon, Leer, Norden, und Esens.

7) der Berghauptmannschaft zu Clausthal- Elausthal.
Eine Legalilation oder so L g der d fj A Magistrate

ial -R Landdrestei oder Berghaupt-

mannschaft)bei der Ausstellung der Trauscheine ist zu derenGaliigreitnicht erforderlich.

Kurhessen.

Diebetreffenden Bescheinigungen sind von den Regierungs-Commissionen, dom
Polizei-Directionen und den Landrathämtern auszustellen.

GroßberzogthumHesson.

Zur Ausstellung der Eheconsense (Trauscheine) sind die Großherzoglichen Kreis
ämter befugt. Da übrigens nach der für die Provinz Aheinhessen bestehenden Grsetz

gebung bei Verehelichungen keinerlei Heirathsconsens oder Heirathsschein erforderlich

ist, währenddies allerdingsin den beiden andernGrohherzeglichen Provinzen der Fall
ist, so werden eigentliche Heiraths- Consense in denin Rede stehenden Fällen durch die.

Grohherzoglichen Kreigämter der Provinz Rheinhessen nicht ausgesiellt, hier vielmehr
ähnliche Bescheinigungen in. Anwendung gekracht werden, wiessie in dergleichen Fällen

nach Nr. 13 des Schlußsprotocolles vom, 25. Juli 1854.,zu Nr. 3 des-Vertragsvonden
Preußischen Behörden ausgestellt werden.
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Sachsen-Weimar.

Zur Ausstellung der Trauscheine sind im Großherzogthume die Gemeindevorstände

besugt.
Sachsen-Meiningen.

Im Herzogthume sind zur Ausstellung der Eheconseuse (Trauscheine) oder der an

deren Stelle tretenden Bescheinigungen besugt: die Herzoglichen Verwaltungsämter,

die Magisträte der Städte Meiningen, Salzungen, Hildburghausen, Eis-
feld, Sonneberg, Saalfeld, Pößneck und die Bürgermeister= Acmter zu Wa-

sungen, Römhild, Themar, Heldburg, Ummerstadt, Schalkau, Grä-
senthal, Lehesten, Camburg und der Stadtrath zu Crannichfeld.

Sachsen-Altenburg.
Zur Ausstellung der zum Zwecke der Trauung im Auslande erforderlichen Trau-

scheine sind sämmtliche zur Ausstellung von Heimathscheinen berufene Heimathsbehörden
(Gerichtsämter, delegirte Actuariate, Stadträthe) versassungemäßig competent. Diese
Trauscheine bedürfen, wie die Heimathscheine, zu ihrer Gültigkeit stets noch der Be-

glaubigung der Herzoglichen Landesregierung, welche Behörde überdieß in besonderen
Fällen auch selbst Veranlaslung nimmt, derartige Bescheinigungen auszustellen.

Braunschweig.

Zur Ausstellung der Trauscheine sind im Herzogthume für die Städte deren Ma-
gistrate und für das übrige Land die Herzoglichen Kreisdirectionen besugt.

Anhalt- Bernburg.
Für das Herzogthum sind die Herzoglichen Kreisämter zu Bernburg, Bal.

lenstedt und Coswig diejenigenBehörden, velchendie F zur Ausstellungder Eheconsense (Trauscheine) oder der and

Nassau.

Im Herzogthume sind die sämmtlichen Herzoglichen Aemter die zur Ausstellung
der Checonsense (Trauscheine) zuständigen Behörden.

Schwarzburg-Sondershausen.
Zur Ausstellung der Eheconsense (Trauscheine) sind im Fürstenthume die Fürstl.

Landräthe befugt.
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Reuß älterer Linie.

Im Fürstenthume sind zur Ausstellung der Eheconsense (Trauscheine) in den Städten
die Stadträthe, fürldas plalte Land die betreffenden Gerichtsbehörden, in Ansehung
der Fürstlichen Beamten die Fürstl. Landesregierung und der Geistlichen und Lehrer das
Fürstliche Consistorium nach der Verordnung vom 17. Januar 1859 ermächtigt.

Schaumburg-Lippe.
Die Eheconsense (Trauscheine) werden für das Fürstenthum nur von der Fürfll.

Regierung selbst ausgestellt.
Lippe.

Zur Ausstellung der Eheconsense (Trauscheine) oder der an deren Stelle tretenden

Bescheinigungen sind im Fürstenthume befugt: 1) die Magisträte in den Städten

Detmold, Lemgo, Blomberg, Horn, Salzuflen, Barntrup und Lage,
sowie in dem Flecken Schwalenberg, und 2) die Aemter des Landes.

Hessen-Homburg.
Im Amte Homburg istdas Verwallungsamt daselbst zur Ausstellung derjenigen

Bescheinigung, auf Grund welcher eine Trauung stattfinden darf, competent, während

in dem Oberamte Meisenheim die Bürgermeister der Fünf Bürgermeistereien Mei-

senheim, Becherbach, Merxheim, Meddersheim und Standernheim
als Civilstandsbeamte (welchen zugleich die Schließung der Civilehe zusteht) die gesetz-

lichen Erfordernisse des Abschlusses einer Ehe zu prüfen haben, ohne daß das Vorhan-
densein dieser Erfordernisse noch durch einen besondern Trauschein beurkundet wird.

Bremen.

Im Bremischen Gebiete sind der Polizeidirector der Stadt Bremen, die Land-

herren des Gebiets am rechten und am linken Weserufer und die Aemter Vegesack

und Bremerhaven zur Ausstellung der Trauscheine befugt.

Hamburg.
Zur Ertheilung und Ausstellung der erforderlichen obrigkeitlichen Eheconsense sind

ausschließlich solgende Hamburgische Behörden besugt: Die Weddebehörde für die Stadt,
die Patronate der beiden Vorstädte St. Pauli und St. Georg, die beiden Landherren=

schasten der Gebiete der Marsch-und der Geestlande und das Amt Rihebüttel.
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Frankfurt a. M.

Zux gülligen Ausstellung der Eheconsense (Trauscheiye) für die Angehörigen der
Stadt sind die Stadteanzlei, für die Angehörigen der Landgemeinden das Landverwal-

tungsamt die besugten Behörden.

Rudolstaczt, den 29. April 1859.

Fürstl. Schwarzb. Reglerung.
Dr. v. Bertrab.

Verninger.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achtes Stüch vom Jahre 1859.

 XIX. Gesetz,
bekreffend die Einführung des Preußischen Scheffels und des Preußischen Quarts

in der Fürstl. Unterherrschaft, vom 20. Mai 1859.

WirFriedrich Günther, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzburg 2c1
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und auf Grund des §. 25 des Grundge-

setbes vom 21. März 1854 (Ges. Samml. 1854, S. 35) was solgt:

S. 1.

Am 1. Octbr. 1859 tritt in der Fürstl. Unterherrschaft für den Privat- und ge-

werblichen Verkehr an die Stelle des bisher gebräuchlichen sogenannten Nordhäuser

und Mühlhäuser Schesfeis der Preußische Scheffel als ausschliehliches Fruchtgemäß.

Nu#bezüglich der abzugebenden Zinsfrüchte wird das zeitherige Gemäß nochbeibehalten.
8. 2.

Der neue Scheffel enthält Dreitausend zweiundsiebenzig Cubikzoll Preupisch undiist
Zwei und zwanzig Joll im Lichten weit. Neun Schessel sind demnachSechzehnCubik-
suh Preußisch. Der Scheffel wird in Sechzehn Mehen getheilt. Die Metze enthält
demnach Einhundert zwei und neunzig Cubikzolle Preußisch, oder Neun Metzen sindEin

Cubiksuß.
S. 3. #

Als ausschließliches Gemäß für Flüssigkeiten gilt vom 1.October 1859ab in der
Fürstlichen Unterherrschaft dasPreußische Quart. Dasselbe ist gleich Einer Drittel
Metze hält Vier und sechzig PreupischeCubikzoll.

· .dt.G Hoc.
Famllechwsluost eschiqmm Ausgegeben in Rudolstadt den 28. Mai 1859.
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8. 4.
Abgesehen von dem nur für die Abgabe von Zinsfrüchten beibehaltenen s. g. Nord-

häuser und Mühlhäuser Scheffel (§. 1) dürfen andere als diesem Gesetze entsprechende
Gemäße weder von einem Aichamte gestempelt, noch von öffentlichen Behörden und

Beamten bei ihren Geschäften oder von Privatpersonen im Verkehr angewendet werden.

 5.

Das Größenverhältniß der auf früheren Verbindlichkeiten beruhenden Leistungen
wird durch das neue Gemäß zwar nicht geändert, jedoch sind dergleichen Verpflichtun-

gen nach vorgängiger Reduction unter Anwendung des neuen Gemäßes zu erfüllen.
. 6.

Alle den gegenwärtigen Bestimmungen entgegenstehenden Bock#rsta, Local-
statuten und Obserwanzen treten mit dem 1. October 1859 auher Krast

8. 7.

Unser Ministerium ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.

Insiegel.
So geichehen

Rudolstadt, den 20. Mai 1859

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
Dr. v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

XX. Verordnung
vom 20. Mai 1859, betr. die Ausführung des Gesetzeo von demselben Tage

über die Einführung des Preußischen Scheffels und des Preusischen Quarts

in der Fürstl. Unterherrschaft.

Zur Ausführung des Gesetzes vom heutigen TTageüber die Einführung des Preu-
Kischen Scheffels und des Preußischen Quarts in der Fürstl. Unterherrschaft wird auf

Grund des §.7 desselben und mit Rücksicht auf §. 2 des Geseßes vom 9. März 1855

(G.S.1855,S. (8 mit höchster Genehmigung Serenissimi verordnet was folgt:
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Abschnitt I.

Ailchungsbehörden.

S. 1.

Die durch die Verordnung vom 8. October 1858 (Ges. Samml. 1858, S. 187)

errichteten Aichämter
Frankenhausen und Schlotheim

haben die Besorgung der Alichungsgeschäfte rücksichtlich der durch das Gesetz vom heuli-

gen Tage für die Fürstl. Unterherrschaft eingeführten Gemäße zu übernehmen. Die
beiden Aichämter haben ihre Vorkehrungen so zu trefsen, daß sie das Aichen der Gemäße
spätestens am 15. Juli d. J. beginnen können.

S. 2.

Die Vorschriften der S§. 3, 4, 5, 7, und 9 der Verordnung vom 8. Oct. 1858

gelten auch für den durch die gegenwärtige Verordnung den Aichämtern Schlotheim
und Frankenhausen zugewiesenen neuen Geschäftszweig.

8. 3.

Die Aichämter sind berechtigt, für das Aichen und Stempeln der Gemäße die in

der beigesügten Tage festgesehten Gebühren zu erheben.

8. 4.
Dem Landrathsamte in Frankenhausen wird in Vertretung der Fürstl. Regierung

übertragen:
1) die Aufbewahrung der Urgemäße;
2) die Aichung der von den Aichämtern zu haltenden Normalgemäße;

3) die Controle über die sortdauernde Richtigkeit der Normalgemäße der Aichämter.

Abschnitt .

Polizelliche Strafbestimmungen.

8. 5.

Sämmtliche Gemäße, welche im inländischen öffentlichen oder gewerblichen Verkehr

gebraucht werden, müssen den gesehlichen Vorschristen entsprechen und von einem in-

Undischen Aichamte gestempelt srin. (§.4 des Gesetzes vom heutigen Tage). Handel-
und Gewerbetreibende dürsen auch ein mit dem Stempel eines inländischen Aich-

amtes nicht versehenes Gemäß von der Art, wie es zum Einkauf ooer Berlauf von
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Waaren in ihrem Geschästsbetriebe dient, nicht einmal besihen. Zuwiderhand-
lungen sind stets mit Confiscation der verbotenen Gemäße und überdieß das erste Mal

mit einer Geldbuße von 10 Sgr. bis 5 Thlr., in Wiederholungsfällen mit einer Geld-

buße bis zu 10 Thlr. bezüglich oulspreche de Ocsangnißtat zu bestrafen.
Der Gebrauch unrichtiger Gemäßeim slentlichen oder gewerblichen Verkehr d. h.

solcher Gemäße, welche zwar geaicht, durch Abnutzung oder Beschädigung aber unzu-
treffend geworden sind, wird das erstemal mit 1 Thlr. bis 5 Thlr., in Wiederholungs-

fällen bis zu 20 Thlr. Geldbuße oder verhältnißmäßigem Gefängniß bestraft. Außer-
dem tritt die ConfiscationderunrichtigenGemäßeein.

In dieselbe Strafe verfallen Handel, und Gewerbetreibende, auch wenn sich ihnen

ein Fall des wirklichen Gebrauchs der unrichtigen Gemäse nicht nachweisen läßt.

§. 7.

Der Gebrauch falscher oder ungeaichter und zugleich unrichtiger Gemäße in ge-

winnsüchtiger Absicht, oder die Fälschung gestempelter Gemäße ist nach den Bestimmun-
den des Strasgesetzbuches zu beurtheilen.

lbschnitt AIll.

Achungs-Verfahren.

A. Allgemeine Bestimmungen.

8. 8.
Beidem Fürstl. Landrathsamte in Frankenhausen werden Urgemäße aufbewahrt,

nach welchen die von den Aichämtern zu haltenden Normalgemäße geaicht werden. (.4.)

Die IF. 14. 15. und 16. der Verordnung vom 8. Ockober 1858 gelten auch rück.

sichtlich des neuen Gemäßes.

#B. Besondere Bestimmungen.
1) bei Getraide-Maßen.

8. 10.

Die Gestalt des Scheffels und seiner Unterabtheilungen muß zirkelsörmig sein und
zwar mit folgenden Durchmessern:

bei dem ganzen Scheffel 22 Zoll Durchmesser,
177“ « h alben 7“ 7“ *
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bei dem viertel Scheffel 12 Zoll Durchmesser,
7„der ganzen Metze » »

77 7 halben 14 54 1 u

„ „ viertel „ 4 „ „

„ „ achtel « 34 „

Bei hölzernen Gemäßen sind jedoch unbedeutende Abweichungen von diesem Durch-

messer nachzulassen.
S. 11.

Die hölzernen Scheffel müssen am Rande und am Boden beschlagen und außerdem

noch im Durchmesser mit einem Steige versehen werden. Dieser Steig muß aus der

Mitte des Scheffel# von einereisernen Stange unterstützt und daran gehörig besestigt sein,
so daß er bei dem Aufsegen des Streichbolzes nicht höher oder niedriger als der Rand

des Scheffels steht. So lange diese waagerechte Nichtung des Steiges mit dem Nande
des Scheffels nicht bewirkt ist, darf der letztere nicht geaicht werden.

8. 12.

Zum Ueberschlagen oder Ausmessen des Schesselmaßes, welches durch einen Bött-
cher unter Leitung und Beihülfe des Aichmeisters geschehen kann, m mockene Hibe auf

folgende Art anzuwenden.

Ueber die Mitte des Normalscheffels siellt man einen auf vier Füßen ruhenden,

viereckigen hölzernen Trichter, dessen obere guadratförmige Oeffnung 28 Zoll und die
untere vier Zoll in jeder Seite groß ist.

Die untere Oeffnung ist mit einem eisernen Drahtgitler und unter demselben mit

einem hölzernen Schieber versehen. Sie steht vom Boden des zu prüfenden Scheffels

14 Zoll hoch entsernt. Man schüttet bei verschlossenem Schieber elwas mehr als einen

Scheffel Hirse in den Trichter, öffnet hierauf den Schieber ganz, läßt die Hirse ruhig

und bei sorgfältiger Vermeidung jeder Erschütterungin den Normalscheffel rein ablaufen,
und seht ihn, nachdem er behutsam abgestrichen worden, zur Seite. Hierauf stellt

man den zu aichenden Schessel unter den Trichter, schüttet die Hirse aus dem Normal-

scheffel in den Trichter bei verschlossenem Schieber, offnet diesen und läßt den Inhaltin

den zu prüfenden Scheffel ein.

Läßt das Streichholz Raum übrig, so zeichnet sich der Aichmeister oder der Bött.

cher, wie viel von dem Rande dieses zu großen Scheffels abgenommen werden muß. Ist
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dieses geschehen, so wird die Prüfung des Inhaltes so oft wiederholt, bis Ueberein-
stimmung mit dem Normalscheffel entsteht.

Nach diesem Verfahren wird der Scheffel dem Schlosser zum Beschlagen gegeben

und nach dem Beschlagen nochmals auf obige Art untersucht. Hat sich der Raum durch

den Beschlag vermindert, so wird sovd als unothig von den innern Wänden oder vom
Boden abgenommen, understd er

l W. V. 9 * VU

Bei hölzernen, mit Eisen bischagtn r wird ein größerer Stempel

dreimal inwendig auf den Voden und ein kleinerer dreimal oben unmittelbar auf den Rand

eingebrannt.
Bei kupfernen, eisernen 2c. Maßen wird der Stempel in das Metall selbst ein-

geschlagen; nur darf der Inhalt der Gemäße durch das Stempeln nicht verändert werden.

Damit die möglichste Uebereinstimmung der hölzernen Hohlmaße mit den Normal-

gemähen erreicht werde, sind nur solche zur Aichung anzunehmen, deren Holz gehörig

ansgetrocknet ist.
S. 15.

Das Nürstliche Landrathsamt Frankenbausen bedient üch des Aichungsstempels der
Fürstl. Regierung mit dem Fürstl. Wappen — dem Doppeladler — und den Buch-

staben F. S. E. (F. 4). Die Aichämter wenden dieselben Stempel an, welche für die

Waagen und Gewichte gebraucht werden. (§. 15 der Verordnung vom 8. Okt. 1858.)

2) Vei den übrigen Hohlmassen mit Ausschluß der Gläser.
S. 16.

Bei der Aichung von blechernen, zinnernen u. s. w. Hohlgemäßen für Naß

und Trocken mit Ausnahme der Getraidemahe (5§. 8 ff.) sind nachstehende Vor-

Ibisn zu befolgen:
1) Die Aichämter haben sich, abgesehen von den erforderlichen Normal-Maßen

mit viereckigen (guadratischen) Stücken Spiegelglas zu versehen, deren Seite ungefähr
einen halben Zoll mehr beträgt als der Durchmesser des jedesmaligen NormalMaßes.

2) Alle zur Aichung übergebenen Gemähe aus Blech müssen am obern Nande

einen umgelegten Bund haben, mit welchem das Gemäß gerade abschneidet, ohne daß

an dem Bunde gefeilt isl. Gemäße, die nicht nach dieser Vorschrift angefertigtsind,
dürfen zur Aichung nicht angenommen werden.

3) Unterhalb des Bundes und sehr nahe demselben müssen die Gemäße, der Stem-
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pelung wegen, mit einem Zinntropfen versehen sein. Gemäße, an denen dieser Zinn·
tropfen fehlt, braucht das Aichamt nicht anzunehmen.

4) Die Prüfung der Hohlgemäße, sowohl für „Nah“ als für „Trocken“ geschieht
mit Wasser, und zwar mit Brunnen, oder Regenwasser, welches letztere jedoch im

Allgemeinen vorzuziehen ist. Das Wasser muß mäßig erwärmt sein, weil es dadurch
dünnflüssiger wird, leichter das Metall netzt und das Anhängen von Lustblasen ver-
mindert.

5) In das zu prüfende Gemäß wird zuerst Wasser gegossen, welches man mit

einem geeigneten Holzstabchen umrührt und dann wieder ausgießt, so daß nur noch die

Wände beueßzt bleiben. Alsdaun wird das Gemaß auf einem möglichst waagerechten

Tisch in einen flachen Blechteller gestellt.
6) Nun gießt man Wasser in das Normal.Maß und fährt, ehe es ganz voll ist, mit

dem vorerwähnten Holzstäbchen an der Wand des Gesäßes herum, um etwaige Luft-

blasen zu entfernen. Das Normal-Maß wird darauf so vollständig mit Wasser gefüllt,
dah nach dem Ausschieben der Glasplatle nirgends größere Lustblasen unter derselben

zu sehen sind.

7) Jett wird das Normal Mah, nach allmählig abgezogener Platte vorsichtig

in das zu prüsende Gemäß ausgeleert, bis nichts mehr abtropft. Durch Ausschiebung
der Glasplatte überzeugt man sich, ob das zu prüsende Gemäß mit dem Normalmaße

gleichen Inhalt habe oder nicht. Daß bei dem Ueberfüllen etwa in denBlechteller gelau.

senes Wasser nachgegossen werden muß, versteht sich von selbst.

8) Bei Zweifeln über die Zurerlässigkei: der Prüsung, ist dieselbe unbedingt zu

wiederholen, was bei nur einiger Uebung leicht und schnell geschehen bann.

9) Unrichtig befundene Gemähe werden dem Eigenthümer ungestempelt wieder

zurückgegeben, weun nicht bei blechernen Gemässen das Aichamt kleine Abweichungen

durch geeignete Hammerschläge auf dem Voden sofort abändert.

3) Bei den für den Ausschank von Vier rc. zu verwendenden Gläsern.
S. 17.

Es dürfen nur solche Gläser zur Aichung angenommen werden, bei denen nach

Aufnahme des gesetzmäßigen QuantumsFlüssigkeitüber dem Spiegel der letzteren ein
ehwa 1 Zoll breiter Rand — der mit einem eingeschlissenen oder eingebrannten farbigen

Striche bezeichnet sein muß — leer bleibt.

Bei der Normirung der Glasgemäße ist folgendes Verfahren einzuhalten:
Jedes Glas wird mit der linken Hand über einen Blechteller gehalten; mit der
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rechten Hand wird aus einem nebenstehenden Kübel das Normalmaß voll Wasser ge-

schöpft und rasch in das Glas eingegossen, bis nichts mehr abtropft. Sollte bei dem

Uebersüllen etwas Wasser in den Blechteller gelaufen sein, so muß dieses, wie sich von

selbst versteht, nachgegossen werden. Alle so behandelten Gläser werden alsdann in

einer Reihe auf einen möglichst waagerechten Tisch gestellt und das in ihnen befindliche

Wasser wird mit einem geeigneten Holzstäbchen umgerührt.

Diejenigen Gläser, welche sich hierbei als unrichtig herausstellen, sind sofort zu
confisciren.

Nudolstadt, den 20. Mai 1859.

Fürstl. Schworzb. Ministerium.ab.ertr

rif
für die Aichämter der 5an kun herschaft bei Aichung

der Getraidemaße.

Gebühren für
Benennung der Maße. Justirung und Stem- Prisung und v notbig Stempe-

velung · ng der bere instirten Maße.

ein ganzer ** 15 Sgr. — Pf. 10 r. — Pf.ein baer 10 "—–— 6 h nr
ein viertel 7 „:„ — „ 4 — m

eine ganze Mehe 4 „ — "„ 2 „ —"„

eine halbe Mehe 3 „ — „ 2 „ — „

eine Mentlnehe 2 „ —,„ 1 „ 3 „

eine Achtemegn. 1 6, 1 —

. der Hohlge Pise *mßm. Blech, Binng;1 Quartmaß er - r. 6Pf.

 1 1%
1 » —» 8 * — u 6 «

jls » ·-» 8 « —« 6 «

* « —» 6 “ — 4 «

XI » -« 6 7. — 4

Für jedes Quart oder
1 ZQuartmaß von Glas —Sgr. 3 Pf.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Neuntes Slüch vom Jahre 1859.

—.44“

 NX1XI. Gesetz
vom 27. Mai 1859, betreffend die Vertheilung, Tragung und Vergütung der

Militairlasten.

Wir Friedrich Gänther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c#.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und im Hinblick auf §. 25. des Grundge-

setzes vom 21. März 1854, was folgt:

8. 1.

Die Militairlasten werden als allgemeine Landeslasten angesehen und sind,
insofern sie nicht von auswärtigen Staaten zu bestreiten, oder aus besonderen Gründen

bestimmten Bezirken, Aemtern oder Unterthanen obliegen, z. B. bei militairischen Exe-
cutionen, aus der Landescassezuvergüten,von den Unterthanenaber

sowohl in Friedens-wie in Kriegszeiten nach den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes
einstweilen zu übernehmen.

S. 2.

Zu den Militairlasten, auf welche sich gegenwärtiges Geset bezieht, gehören:
1) die Einquartierung durchziehender und cantonnirender einheimischer

oder anderer Truppen, mit oder ohne Verpflegung:;

2) die Gestellung der auf Märschen oder für sonstige militairische Zwecke erforderlichen
Transportmittel, sowie der Ersatz von Verlusten, die nachweislich ohne Verschulden

der Eigenthümer oder deren Beauftragtebei Leistung von Spannfuhren 24. an Anspann=

vieh, Schiff und Geschirr vorgekommen sind;
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. X. 18

Ausgegeben in Rudolstadt den 1. Juni 1859.
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3) die Ueberweisung, Einrichtung und Unterhaltung von Wachtlocalen, Magazinen
und Lazarethen, sowie von andern für die Truppen oder für militairische Zwecke erfor-

derlichen Räumen, die sonstige Verpflegung kranker oder verwundeter Militairpersonen

und deren Beerdigung;
4) die Natural. und FFourage-Lieferungenaudie Truppen und andie Mägczine;

5) die Leistung von Botengängen und Handarbeiten zu militairischen Zwecken;

6) die Kriegscontribution an eine feindliche Macht.

Hierbei wird durchgängig vorausgesetzt, daß die Leistung ordnungsmäßig, d. h.

in Folge desfallsiger Anordnung der wusisen Behörden, erfolgt ist.

Die Vertheilung der Mllitairlasten 3% sich nach den Verhältnissen und militairi-

schen Rücksichten.
Insoweit dergleichen nicht entgegenstehen, sollen die Militairlasten, mit Vor-

behalt endgültiger Ausgleichung aus der Landescasse (6. 19.), auf die einzelnen Amts-
bezirke, nach deren Größe undLeistungsfähigkeit, und indenselben wieder auf die Stadt-
und Landgemeinden, sowie auf die Gutsbezirke vertheilt werden.

Die einem Amtobezirke zugewiesenen Militairlasten werden auf die einzelnen Ge-
meinden und Gutsbezirte nach Mahgabe ihrer Leistungsfählgkeit vertheilt.

8. 4.

Die Vertheilung der den Gemeinden oder Gutsbezirken zugewiesenen Militairla-

sten erfolgt innerhalb derselben mit Rücksicht auf das Vermögen und Einkommen der

imauerBei Vertheilung einzuguartierender Truppen ist auf den Naum und die Beschaffen-
heit der Wohnungen geeignete Nücksicht zu nehmen und hiernach bei Aufstellung der

Einquarlierungsrollen eine Abstusung in Classen zu bewirken.

Im Falle der Abwesenheit auf längere oder kürzere Zeit hat jeder Einquartierungs-
poflichtige dafür zu sorgen, daß die ihn während seiner Abwesenheit treffende Einquartie-
rung vorschriftsmähige Aufnahme und Verpflegung sinde, auch die von ihm getroffene

Einrichtung der Gemeindebehörde anzuzeigen.

S. 5.

Ein Jeder, welcher in dem Orte oder Bezirke, wohin Truppen zur Einquartierung

mit oder ohne Verpflegung gewiesen werden, oder wo die im 8. 2 M3 gedachten Be-

dürfnisse vorliegen, Räumlichkeiten zur Versügung hat, ingleichen Jeder, welcher zur
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G#l#i##d anlpbrr- fardarli AaM s-

besitz. istslarheirigch
8 6.

Die Stellung der Boten in Militgir-Angelegenheiten und der Handarbeiter er-

folgt nach den rücksichtlich solcherLeistungenfürdie Gemeinden gesetzlich oder observanz-
mäßig bestehenden Normen. (Art. 136, 137 der rev. Gem. Ordn.)

ten fürmilitdinsche * zurBenutung!

Alle zeither von einzelnen Personen, Häusern oder Gütern in Anspruch genommenen Be-

sreiungen von den Militairlasten (T. 2) werden hierdurch aufgehoben. Befreit bleiben nur

1) die Mitglieder des Fürstlichen Hauses für sich, für die der unmittelbaren Be-

nutzung des Landesfürsten überwiesenen Grundbesitzungen, so wie für Gebäude, welche
den Gliedern der Fürstlichen Familie zu längerem oder kürzerem Aufenthalte dienen;

2) die zu den Dienstverrichtungen der öffentlichen Behörden und Beamten, sowie

die für den allgemeinen Gottesdienst, den öffentlichen Unterricht, ingleichen für andere

öffentliche Anstalten bestimmten Näumlichkeiten, die össentlichen Krankenhäuser die Ar-

menhäuser, die Hospitäler, Gesangenhäuser und Strafanstalten.
Rücksichtlich der unter Nr. 2 benannten Näumlichkeiten tritt eine Ausnahme von

dieser Befreiung im Falle dringenden Bedürfnisses dann ein, wenn an dem Orte, wo

sich die Gebäude besinden, alle anderen Näume vollständig in Anspruch genommen sind.

Wir behalten uns vor, in Kriegszeiten die Hausstände verheiratheter Officiere

und Unterossiciere Unseres Contigents, die mit demselben zur Verwendung

gegen den Feind ausgerückt sind, von der Uebernahme der durch dieses Gesetz geregelten
Militairlasten zu befreien.

8. 8.

Jeder, welcher Anspannvich, d. h. Pferde oder Ochsen oder Kühe hält, ist zur

Mitleistung der Militair-Spann-Fuhren bezüglich zur Stellung reauirirter Reityferde

verpflichtet.
Die Stellung eines Pferdes ist der Stellung von zwei Ochsen odervierKühen gleich

zu achten.
. V.

Vollig befreit von ileising der Viiliigit · Spaunsuhren und Stellung der Reit.
pferde sind ausnahmewe

1) die Besitzer von Uienshsenen, rücksichtlich solcher; *
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2) die Postanstalten, jedoch nur rücksichtlich der contractmãßig fr den Postdienst zu

haltenden Pferde.
Auch können zu solchen Leistungen

3) die den Gliedern des Fürstlichen Hauses gehörigen Wagen= und Reit-Pferde nicht
requirirt werden.

8. 10.
Die obere Leitung der Vertheilung der Militairlasten steht Unserer Regierung zu.

Dieselbe ordnet entweder selbst oder durch Beaustragte die Vertheilung der Lasten

auf die einzelnen Bezirke, nach Befinden auch auf die Gemeinden und Gutobezirke an,

und bestimmt das Erforderliche hinsichtlich der Einrichtung und Füllung von Magazinen,

der Herstellung von Wachtlocalen und Lazarethen, sowie hinsichtlich anderer nöthig

werdender Vorkehrungen.

S. II.
Die Vertheilung der einem Antttezur zugewiesenen Militairlasten auf die ein-

zelnen Gemeinden und Gutsbezirke erfolgt, sofern nicht Unsere Regierung deshalb einen
besonderen Commissär ernannt oder selbst Bestimmung getroffen hat, durch das Ver-

waltungsamt. Dasselbe kann zu seiner Unterstützung Abgeordnete aus den Gemeinde-
behörden der Städte und ländlichen Gemeinden mit berathender Stimme zuzichen. Ein

solcher Abgcordneter erhält für Versäumniß und etwaigen Transport eine billigmäßige
Entschädigung nach dem Ermessen der Behörde.

8. 12.
Die Vertheilung der Militairlasten in den Gemeinden, sowie die zeitige Anschaf-

fung von Fourage und Lebensmitteln liegt den Vorständen der Gemeindebehörden, in
selben, unter Aufsicht der vorgesetzten Staatsbehörde,

bezuglich dazu ernannter Commissäre ob. Die Bürgermeister und Schultheißen haben
sich der Beihülfe einer angemessenen Anzahl von Gehilfen zu bedienen, die zu diesem

Geschäste von den Stadt= und Gemeinderäthen, bezüglich von der Gemeindeversamm-

lung, bestimmt werden.

k-»

.13.

Für die Vertheilung der einzuquartierenden Truppen und der zu stellenden Traus-

vortmittel sind in allen Orten Einquartierungs- und Spannrollen auszustellen, welche

nach deren Feststellung den Einquartierungs= und Spannpflichtigen bekannt gemacht,
zugleich auch acht Tage lang zu Jedermanns Einsicht an einem in ortsüblicher Weise zu
veröffentlichenden Orte ausgelegt werden.
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Diese Einquartierungs- und Spannrollen sind von Zeit zu Zeit einer Revision

und, wo nöthig, Berichtigung hinsichtlich neu hinzukommender Leistungepflichtiger

oder sonstiger vorgekommenerVeränderungen zu untenwerfen.
DieRollen sind nach ihrer Voll gsämt itzutheilen, welche

hieraus Uebersichten für den Bezirk wrri haben.

8. 14.

Die Behörden sind befugt, alle zur Vertheilung der Militairlasten erforderlichen
Einrichtungen für den Amtsbezirk bezüglich die Gemeinden zu treffen.

Dieselben haben dahin zu wirken, daß, soweit als thunlich, immer eine möglichst

cleichmähige Vertheilung der Militairlasten stattfinde und eine Ausgleichung herbeige-
führt werde, wenn die Kräfte der zunächst herangezogenen Gemeinden oder Einzelner

nicht, oder wenigstens nicht auf die Dauer, ausreichen sollten.

8. 15.

Der Gemeindevorstand ist, ohne daß dadurch Belästigungen für andere Gemeinden
herbeigeführt werden dürfen, befugt, vorübergehende Leistungsunfähigkeit oder Hin-
dernisse, z. B. Niederkunst der Hausfrau, Todesfälle im Hause, schwere Krankheit in
der Familie, vorbehältlich der Nachleistung in Natur oder nach dem Geldwerthe zu be-

rücksichtigen, auch die durch die Eingquartierungs- und Spannrollen gebildete Reihen-
solge, so ost es nach Maßgabe des Bedürfnisses von ihm für zweckmähig erachtet wird,

zu unterbrechen. Niemand darf sich einstweiliger Mehrübernahme von Militairlasten

nach Anordnung des Gemeindevorstandes weigern.
Der Anspruch auf volle Eutschädigung des nachgewiesenen nothwendigen Aufwandes

an die Gemeinde ist aber in dem Falle vorbehalten, wenn der Einspruch später für be-

gründet crachtet wird.
S. 16.

Zu den Bedürfnissen unter §. 2, J5 3 sind zunächst öffentliche Gebäude, wenn

daznu geeignete vorhanden sind, zu nehmen; sind aber dergleichen nicht vorhanden, so
bestimmt die betreffende Behörde diejenigen Privatgebäulichkeiten, welche dazu abge-
geben werden müssen.

Nalural-Lieferungen sind in Friedenszeiten in der Regel durch von den Staats-

oder Gemeindebehörden abzuschließende Lieserungsverträge zu beschaffen. In Kriegs-
zesten können solche Lieserungen denjenigen auferlegt werden, welche sich im Besitze der

in Fragestehenden Gegenstände befinden. Bei der Auflage von dergleichen Lieferungen
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ist auf möglichste Vertheilung unter die Besiter der zu liefernden Gegenstände nach Ver-
hältniß der Größe des Besitzes und mit Berücksichtigung des eigenen Bedürfnisses der

Ersteren, sowie auch auf ausreichende Cntschädigung zu sehen.
17.2.

Den Verfügungen der auSführenden Behörden ist stets ohne Aufschub Folge zu lei-
sten. Die Behörden sind berechtigt, Säumige oder Widerspenstige durch Strafauflage
hierzu anzuhalten, nach Befinden auch das zu Leistende mit Zwang, wenn nöthig mit-

telst militairischer Exerution, von denselben zu erheben oder auf ihre Kosten anderweit zu

beschaffen.
Wenn abwesende Leistungepflichtige keine Einrichtung getroffen haben, nach wel-

cher die sie während ihrer Abwesenheit treffenden Militairlasten vorschristemäßig gelei-

stet werden (§F. 1), so ist derGemeindevorstand berechtigt, auf Kosten des Pflichtigen
das Erforderliche anzuordnen.

Sofern Gemeindendieihnen auferlegten Beträge nicht gehörig leisten sollten, sind
die betrefsenden Staatsbehörden befugt, dieselben zu erheben und, da nöthig, durch

Exeention beizutreiben.
Der durch Anwendung von Zwangsmaßhregeln erwachsende Aufwand wird gleich-

sall im Benwaltunge##cge cxecmivish belgetrieben.

8. 18.
GegenVerfügungen und sonstige A ts · und Gemeinde-Behörden

findet binnen acht Tagen von dem aenninn -an, wo derSoerchnKenntniß davon

erlangt hat, Bernfung im geordneten Instanzenzuge statt, jedoch ohne aufschiebende
Wirkung.

Für die im §. 2 benannten Militairlasten wird eine Vergütung nach billiger Taxe

ausder Landescasse geleistet, soweit nicht die betrefsenden Truppen selbst eine Vergütung

bezahlt haben.
Die Bestimmung der Taxe und dessen, was dasür zu leisten ist, findet von Zeit

zu Zeit im Verordnungswege statt und wird öffentlich bekannt gemacht.

Insoweit die Vergütung nach diesen Taxen nach der Natur der Verhältnisse nicht

eintreten kann, hat der Betheiligte den Betrag seiner Leistung oder Beschädigung zu

berechnen und durch den Gemeindevorstand unter Zuziehung von Sachverständigen,

welche das Verwaltungsamt bestimmt, feststellen zu lassen, vorbehältlich der Ermäßigung
durch die dazu berufenen Staatsbehörden.
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§. 20.

Die vollständige und endgültige Ausgleichung der Militairlasten durch Vergütung
von Seiten des Staats erfolgt wo möglich 6 Monate nach dem Schlusse des Calender-

jahres, in welchem sie entstanden sind.

Unser Ministerium hat wegen gehöriger Liquidirung und Bescheinigung der Mili-
tairlasten und periodischer Vorlegung der Liquidationen die erforderlichen Anordnungen
zu treffen.

Die Vergütung wird von dem Verwaltungsamte bei der Regierung spätestens mo-

natlich, nach dem Ermessen des Ministeriums auch in kürzeren Fristen liquidirt.

Dasselbe ist berechtigt, denjenigen, welche die Vergütung getragener Militairlasten
beanspruchen, die Anmeldung und Bescheinigung ihrer desfallsigen Forderung binnen

einer ausschließlichen, jedoch nicht kürzer als 4 Wochen zu bestimmenden, Frist, auf-

zugeben.
Den bezüglichen Liquidationen müssen die vollständigenQuittungen des Militairs

resp. der Magazinverwaltungen beigesügt sein, worauf die Negierung, nach geschehener
Nevision und Feststellung derselben, über die licuidirten Beträge Vergütungs-Aner-

kenntnisse ausgestellt.
Sind Bescheinigungen von Seiten des Militairs nicht zu erlangen gewesen, so

kann von der Staatsbehörde das Zeugniß des Gemeindevorstandes, daß die in Frage

stehende Leistung wirklich erfolgt sei, als genügend angesehen werden.
In den Vergütungs--Anerkenntnissen sind die verabreichten Gegenstände, sowie

die Vergütungsansäße dafür, anzugeben.
Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Fürstl. Insiegel

beidrucken lassen.

o geschehen

Rudolstadt, den 27. Mai 1859

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
Dr. v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zehntes Stäch vom Jahre 1899.

———-

 XXII. Verordnung
der Fürstl. Regierung, betreffend das Verbot des Tabackrauchens r. in Wal-

dungen, vom 12. Mai 1859.

Zur möglichsten Verhütung von Waldbränden wird mit Höchster Genehmigung
Seronissimi auf Grund des Gesetzes vom 9. März 1855 (Ges. S. 1855, S. 48) Fol-

gendes verordnet:
J.

Das Rauchen von Taback aus Pfeifen ohne Deckel oder von Cigarren, sowie das

Wegwerfen von noch glimmenden Tabacks- oder Cigarrenresten oder von brennendem

Zunder in Waldungen, ausgenommen auf den durch solche führenden Chausseen, Land-
straßen oder gebauten Communicationswegen, ist für die Zeit von 15. April bis zum

lehten September jeden Jahres bei einer Geldstrafe bis zu 3 Fl. 30 Kr.—2Thrr.
oder entsprechender Gefängnißstrafe verboten.

Bei einer gleichen Strase ist der Gebrauch von Streichzündhölzchen innerhalb der

Waldungen, ausgenommen auf den durch dieselben führenden Chausseen, Landstraßen
oder gebauten Communicationswegen, ohne Nücksicht auf die Jahreszeit, gänzlich

untersagt.
Rudolstadt, den 12. Mai 1859.

Färstl. Schwarzb. Regierung.
Dr. v. Bertrab.

« Dominan-

Fürstl. Schw. Nudolst. Gesetzsamml. XX. 19
Ausgegeben in Rudolstadt den 11. Juni 1850.
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 XXIII. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 25. Mai 1859, die Ertheilung eine# Privilegiums für

den Mechanikus Henry Burden zu Troy in den vereinigten Staaten Amerika's

auf eine neu erfundene Maschine zur Anfertigung von Hufeisen betr.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi ist dem Mechanikus Heury Burden zu
Troy in den vereinigten Staaten Amerika's ein Privilegium auf eine von ihm neu erfun-

dene Maschine zur Anfertigung von Hufeisen in der durch Modell und Beschreibung

nachgewiesenen Zusammensetzung, und ohne Jemand in der Benutzung bekannter Theile

zubeschränken, auf fünf nach einander folgende Jahre, von heute ab für den Umfang des

hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung erlheilt worden, daß ohne seine Zustimmung

Niemand befugt sein soll, diese von ihm ersundene Maschine in denhiesigenFürstl. Lan-
den einzuführen und in Anwendung zu bringen.

Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die Aus-

sführung und Anwendung der fr. Erfindung in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen
Jahresfrist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit und Eigenthümlichkeit

der Ersindung im Sinne der nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstl. Ge-

heimeraths-Collegiums vom 12. April 1843 bei Ertheilung von Erfindungspatentenin

den deutschen Zollvereinsstaaten zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgeseßt.
Die unterzeichnete Fürstl. Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung

hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 25. Mai 1859.

Fürstlich Schwarzb. Regierung.
Dr. v. Bertrab.

K. A. Nater.
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A XXIV. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 25. Mai 1859, betreffend die Ertheilung eines

Mivilegium für John Leigh zu Manchester auf ein erfundenes Verfahren,

um vegetabilische Gewebe und Garne, sowie auch wollene Zenge mittelst ge-

wisser Substanzen zu planiren, zu steifen und überhaupt zu appretiren.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi ist dem John Leigh zu Manchester ein
Privilegium auf ein durch Beschreibung nachgewiesenes, von ihm neuersfundenes Ver-
fahren, um vegetabilische Gewebe und Garne, sowie auch wollene Zeuge mittelst gewis-

ser Substanzen zu planiren, zu steifen und überhauptzuappretiren,auffünf nach einan-
der solgende Jahre, vom heutigen Tage an gerechnet, für den Umfang des hiesigen

Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt worden, daß Niemand ohnedessen Zustimmung
das bezeichnete Verfahren in den hiesigen Fürstlichen Landen anzuwenden befugt sein soll.

Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die Au-

wendung des fr. Verfahrens in demhiesigenFürstenthume nicht binnen Jahresfrist nach-
gewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit und Eigenthümlichkeit der Ersindung im

Simee der nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstl. Geheimeratho-Collegiums
vom 12. April 1843 bei Ertheilung von Erfindungspatenten in den deutschen Zollver-

einsstaaten zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.
Die untexzeichnete Fürstl. Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung

hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 25. Mai 1859.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Dr. v. Bertrab.

K. A. Vater.
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XXV. Ministerial-Bekauntmachnng
vom 8. Juni 1859, das Verbot der Ausfuhr von Schlachtvieh betreffend.

NachdemdieAusfuhr von Schlachtvieh, und zwar von Rindvieh, Schweinen,

Hammeln, anderem Schaafvieh und Ziegen von der Königlich Baverischen Regierung

über die westliche Zollgrenze (vom Hauptzollamtsbezirke Zweibrücken bis zum Hauptzoll-
amtsbezirke Lindau, beide eingeschlossen.) ferner von Seiten der Königlich Würktember-

gischen und Großherzoglich Badischen Regierungen über ihre Zollgrenzen verboten wor-

demistund auch die Königlich Preußische Regierung dieser Maßregel hinsichtlich der äuße-
ren Zollgrenze (gegen das Zollvereinsausland) im Westen der Monarchie sich angeschlos-

sen hat, so wird auf Höchslen Befehl Serenissimi und auf den Grund des §. 3 des Zoll-

gesetzes vom 1. Mai 1838 die Ausfuhr von Schlachtvieh (Pos. 39.b— der II. Ab-

theilung des Vereins-Zolltarifs) aus dem Fürstenthume über die vorbezeichneten Grenzen

des Zollvereins nach dem Zollvereins-Ausland bei Vermeidung der in dem Gesete über
Untersuchung und Bestrafung der Zollvergehen vom gleichen Tage festgesetzten Strafen

bis auf Weiteres hierdurch verboten.
Zugleich werden die dlesselllgen Staaksunterthanen vor dem del Uebertretung des

Verbotes sie treffenden Schaden und Nachtheil gewarnt.

Rudolstadt, den 3. Juni 1859.

Fürstl. Schwarzb. Miuisterium.
Dr. v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Elstes Stüch vom Jahre 1859.

XXVI. Verordnung
vom 17. Juni 1859, die Declaration des F. 36 des Sportelgesetzes vom

4. März 1859 betreffend.

Wir Friedrich Güncher, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwaczburg .p,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums zu Beseitigung entstandener Zweisel, was

folgt:

Der in F. 36 des,Shortelgerten vom 4. Märzd.J. unter II. b vorgeschriebene
Sporielsatz von 5 Fl.1 =3Thlr.bis zu 14 Fl.=8 Thlr. findet auch auf Ent-
scheidungen des 5renlse bei Berufungen gegen kreisgerichtliche Zwischenbe-

scheide (§. 136. Nr. 2 des Gesehes, die Verbesserung des Verfahrens in bürgerlichen

Rechtsstreitigkeiten betreffend, vom 12. November 1858) Anwendung.

DieWirksamkeit dieser Vorschrist erstreckt sich auf alle diejenigen Fälle, in welchen
die Kostenliquidation dem Zahlungspflichtigen noch nicht zugestellt worden ist.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen

Jusiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 17. Juni 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, JF. z. S.
Dr. v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Fürstl. Schw. Rudol. Sichsemm. XX. 20
Ausgegeben in Nudolstade den 23. Jum 1860.



128 1859.

 XXVII. Verordnung
der Fürstl. Regierung, betreffend die Aufbewahrung, den Verkauf und den

Transport von Schießpuluer, vom 21. Juni 1859.

Zur möglichsten Vermeidung von Unglücksfällen, welche durch Unvorsichtigkeit
bei dem Transporte, der Aufbewahrung und dem Verkaufe von Schießpulver entstehen

können, verordnet Fürstliche Regierung mit Höchster Genehmigung Serenissimi und auf
Grund des F. 2 des Gesetzes vom 9. März 1855 (G. S. 1855, S. 48) Folgendes:

1.

Niemand darf mit Schießpulver handeln, ohne dazu die Berechtigung durch Con-
cession zum Materialwaarenhandel oder durch besondere Verleihung erlangt zu haben.

2.

DerVerkauf von Schießpulver bei Licht, sowie an Unbekannte, Schulkinder, Lehr-
linge oder an solche Personen, von denen ein vorsichtiger Gebrauch nicht vermuthet wer-

den kann, ist verboten.
3.

Alle Gewerbetreldende, welche sich iill vrm Beikaust von Schießpulder befassen,

sind gehalten, der Polizeibehörde auf deren Verlangen diejenigen Bücher vorzulegen,

aus denen sich der Ankauf und Absatz dese2u r entnehmen läßt.

WermitSchießpulver handelt,d si seinem Kaufladen einen Vorrath von höchstens

zwei Pfunden und außerdemin seinen Hause eine Quantität von böchstens zehn Pfunden
halten. Dieser letztere Vorrath mußin einem abgesonderten, mit keinem Nauchfange
in Verbindung stehenden und beständig unter Verschluß zu haltenden Local, welches sich
im Bodenraum befindet, und zwar in festen, vollkommen dichten, stets mit einem Deckel

versehenen Gefäßen aufbewahrt werden. Größere Mengen Pulver sind außerhalb der

Ortschaftenin einem Raume, von dessen Sicherheit die Ortöpoligeibehörde sichüberzeugt

hat, aufzubewahren.
5.

Privatpersonen dürfen ohne besondere polizeiliche Erlaubniß im Hause nicht mehr
als höchstens zwei Pfund Pulver halten, welche in dichten, festen, unter Verschluß be-
findlichen Behältnissen, entsernt vom Feuer und vor unbefugtem Zugange gesichert,

aufzubewahren sind. In der auf vorgängigen Nachweis des Bedürfnisses zu ertheilen-
p P he ist h

Srnn W "# s - qu-
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weise gestattete Gewichtsquantum nebst den dabei für erforderlich erachteten besondern
Anordnungen anzugeben.

6.

Bei der Verpackung und Verladung von Schießpulver ist die größte Vorsicht anzu-

wenden. Namentlich dürfen die Tonnen, welche Pulver enthalten, nicht geschoben und
gerollt, sondern nur gehoben und getragen werden. Auch dürfen sie nicht auf die bloße

Erde, sondern müssen stets auf Decken gelegt werden.

7.

Pulvertransporte dürfen nur am Tage stattfinden. Jeder Pulverwagen muß mit

einer kleinen schwarzen Flagge versehen sein, damit die Beladung mit Pulver schon von

sern für Jedermann keuntlich wird.
Es darf mit Pulverladungen nur im Schritt gefahren werden. Der Gebrauch

eisemmer Hemmschuhe ist untersagt und nur der Gebrauch hölzerner zulässig. Mehrere
Pulverwagen müssen wenigstens 150 Schritkte von einander entfernt bleiben.

Sollte die Ladung auf dem Transporte lose geworden sein oder das Pulver streuen,

so ist nicht weiter zu fahren, bevor diesem Uebelstande abgeholfen worden ist.

8.

Jedem Pulvertransporte von mehr als einem Centner ist ein besonderer Führer

beizugeben, der wenigstens 25 Schritte vor dem Wagen vorauszugehen und alle dem-

selben begegnenden Personen zur Beseitigung brennender Tabackspfeisen und Cigarren,

sowie sonst zur Vorsicht aufzufordern hat. Dieser Aufforderung ist unweigerlich Folge
u leisten. ·

Wederder Fuhrmann eines Pulverwagens noch die außerdem dazugehörigen Leute
dürfen während des Transports Taback oder Cigarren rauchen.

9.

Steigt während des Fahrens ein Gewitter auf, so muß der Transport dasselbe wo

möglich ineiner ganz sreien Gegend, von bewohnten Gebäuden wenigstens 300 Schritte
entfernk, abwarten.

« 10.

Kommt ein Pulvertransport an Städte oder Dörfer, so istmindestens 300 Schritte
von den ersten Häusern Halt zu machen, der Polizeibehörde die Ankunft zu melden,

und von derselben die Bestimmung darüber einzuholen, ob durch den Ort oder um den-

selben herum gefahren und was sonst für Vorsichtsmaßregeln, z. B. Abschliehung oder

Auslöschung offener Feuerungen 2., beobachtet werden sollen.
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Sollten Hindernisse aufstoßen, welche einen längeren Aufenthalt nothwendig machen,
so dürfen die mit Pulver beladenen Wagen nicht in dem Orte Halt machen, sondern müssen
umkehren und die Wegräumung des Hindemisses außerhalb abwarten.

. 11.

Kommt während des Transports eine Reparatur an einem mit leichter Mühe vom

Wagenzutrennenden Theile vor, z. B. an einem Nade, anderDeichsel unddergleichen,
so ist der beschädigte Theil mit Vorsicht abzunehmen und zu dem Handwerker zur Aus-

besserung zu bringen. Istdie Reparaturaber der Art, daß der Wagen zur Schmiede ge-

bracht werden muß, so ist das Pulver vorher abzuladen und einstweilen außerhalb des

Ortes an einem von der Ortspolizeibehorde anzuweisenden Platze so sicher und vorsich-

tig als möglich aufzubewahren. Die Kosten dieser Maßregel trägt der Transportführer.
12

Kein mit Pulver beladener Wagen darf auf dem Transporte vor einer Schenke,

Schmiede oder einem andern Hause anhalten. Ist es nothwendig, ein Pferd beschlagen
oder den Beschlag anziehen zu lassen, so darf dieses nicht am Wagen geschehen, vielmehr
muß letzterer wenigstens 300 Schritte abwärts von der Straße und von Gebäulichkeiten

aufgefahren, das Pferd abgesvannt und zur Schmiede gefübrt werden.

In allen solchen Fällen muß ein Wächter bei dem Wagen bestellt werden, dessen
Weisungen zur Verhütung von Unglückssällen Jedermann Folge zu leisten hat.

Gelangt der Pulvertransport in die Nähe des Nachtquartiers, so iß die betreffende
OrtspolizeibehördeumAuweisungdesPlatzes zur Ausstellung für die Nacht anzugehen.
Die Kosten für Aufstellung von Wachen hat der Transportführer zu tragen.

Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Anordnungen unterliegen, soweit sie
nicht unter die Bestimmungen des Strafgesetzbuches fallen, einer Geldbuße bis zu 87 Fl.

30 Kr. = 50 Thlr, oder verhältnißmäßiger Gefängnißstrafe.

Die Polizeibehörden und Gendarmen haben die genaue Befolgung dieser Verord-

nung zu übenvachen und elwaige Contraventionen ungesäumt zur Anzeige zu bringen.

Rudolstadt, den 21. Juni 1859.

Färstlich Schwarzb. Regierung.
De. v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

"Bwölsles Stüch vom Jahre 1859.

.. XVIII. Nachtrag
zu dem Bauregulative für die Fürstlichen Gebäude vom 30. Sept. 1858,

d. d. 5. Angust 1859.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 1.
verordnen zur Beseitigung eines entstandenen Zweisels auf Grund des §. 4 des Bau-

regulatios vom 30. Sept. 1853 (Ges.-Samml. 1853, S. 261 ff.) hiermit, daß der

Anstrich der äußern Seiten der Fenster und Hausthüren auf herrschaftliche Rechnung

zu übernehmen ist, wogegen die Erneuerung und Erhaltung des Anstrichs der innern

Seiten der Fenster und Hausthüren sowie der Anstrich der Übrigen Thüren lediglich
Sache der Bewohner der betreffenden Fürstl. Gebäudt verbleibt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 5. August 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

Scheidt. v. Bamberg.

Fürsll. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XX. 21
Ausgegeben in Rudolstadt den 27. August 1850.
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 XXIX. Verordnung
vom 19. August 1859, das dem Stadtrathe zu Frankenhausen verliehene

Recht der unmiktelbaren Beitreibung ordnungsmäßig ausgeschriebener

Gemeinde-Umlagen betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzburg rc#.
haben auf Antrag Unseres Ministeriums und auf Grund des Artikels 139 der revidir-

ten Gemeinde-Ordnung vom 23. April 1858 beschlossen und verordnen, was folgt:

8. 1.

Dem Stadtrathe zu Frankenhausen wird bis auf Weiteres das Recht verliehen,

ordnungsmäßig ausgeschriebene Gemeinde-Umlagen unmittelbar und ohne Concurrenz
Unserer Justiz und Venvaltungs-Behörden durch die in dem 2. Abschnitt der Executions-

Ordnung vom 10. Juni 1854 (Ges.-Samml. 1854, S. 138 ff.) für zulässig erklärten
Zwangsmittel von den Zahlungspflichtigen beizutreiben.

8. 2.

Unsere Regierung wird mit der Ausführung dieser Verordnung aumit beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen

Insiegel.
So geschehen

Andolstadt, den 19. August 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

Scheidt. v. Bamberg.
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 XXXBekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 16. August 1859, die Ertheilung eines Privi-

legiums für Lewis Wells Broadwell zu New-Orleaus in Amerika auf

eine verbesserte Methode, Mahlsteine zuzurichten, betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Seronissimi ist dem Lewis Wells Broadwell zu

New-Orleans in Amerika ein Privilegium auf eine verbesserte Methode, Mahlsteine

zuzurichten, in der durch Beschreibung und Zeichnung nachgewiesenen Weise auf fünf
nach einander folgende Jahre von heute ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums

mit der Wirkung ertheilt worden, daß ohne seine Zustimmung Niemand befugt sein

soll, diese von ihm ersundene Methode in Amvendung zu bringen.
Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschenzubetrachten,wenndieAusfüh-

rung und Anwendung der fraglichen Erfindung im hiesigen Fürstenthume nicht binnen
Jahresfrist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit und Eigenthümlichkeit der

Ersindung im Sinne der nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstlichen Geheime-
raths-(Kollegiums vom 12. April 18.13 bei Ertheilung von Erfindungspatenten in den

deutschen Zollvereinsstaaten zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.
Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nachach-

tung hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 16. August 1859.

Füärstlich Schwarzb. Regierung.
Scheidt.

K. A. Bater.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzurg= Rudolstadt.

Drththules S4 vom Zuhtt 1859.

XXXI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. September 1859, den zwischen den Zollvereinsstaaten und der Argen-

tinischen Konföderation abgeschlossenen Freundschaft#-, Handels= und Schiffabrts=

Vertrag betreffend.

Der zwischen den Zollvereinsstaaten und der Argentinischen Konföderation unterm

19. September 1857 abgeschlossene Freundschafts., Handels- und Schiffahrts-Vertrag

wird, nachdem derselbe allseitig ratificirt worden ist, in derdeutschen Uebersetzung nach-

stehend öffentlich bekannt gemacht.
Rudolstadt, den 2. September 1859.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.

Freundschafts-, Handele 4 Schiffahrts-Vertrag
Mreußen und den übrigen Suanen des Zollvereinetzeinerseits

und der

Argentinischen Konföderation andererseits.

Seine Majestät der König von Preußen sowohl für Sich, als in Vertretung der

Ihrem Zoll= und Steuer-Systeme angeschlossenen souverainen Länder und Landestheile

nämlich des Großherzogthumes Luxemburg, der Großherzoglich Mecklenburgischen
Enklaven Rossow, Neteband und Schönberg, des Grohherzoglich Oldenburgischen

Fürstenthumes Birkenseld, der Herzogthümer Anhalt-Dessau-Köthen und Anhalt-Bern-
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XKX. 22

Aushegeben in Rudolstadt den 17. Sept. 1850
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burg, der Fürslenthümer Waldeck und Pyrmont, des Fürstenthumes Lippe und des

Landgräflich Hessischen Oberamtes Meisenheim, als auch im Namen der übrigen Mit-

gliederdes deutschenZoll,undHandels-Vereines,nämlichderKroneBayern,derKrone
Sachsen, der Krone Hannover undder Krone Württemberg, des Großherzogthumes Ba-
den, des Kurfürstenthumes Hessen, des Großherzogthumes Hessen, zugleich das Land-
gräflich Hessische Amt Homburg vertretend, der den Thüringischen Zoll- und Handels-

Verein bildenden Staaten, namentlich des Großherzogthumes Sachsen, der Herzog-

thümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg und Gotha, der

Fürstenthilh hwarzburg.Rudolstadt und Schwarzburg. Sondershausen, Reuhälterer
und Reuf jüngerer Linie, des Herzogthumes Braunschweig, des Herzogthumes Olden-
burg, des Herzogthumes Nassau und der freien Stadt Franksurk einerseits, und Seine

EEcellenz der Präsident der Argenlinischen Konsöderation andererseits, von dem Wunsche

beseelt, die Freundschafts-, Handels, und Schiffahrts-Beziehungen zwischen den Staaten
des Zollvereines und der Argentinischen Konföderation anszudehnen und zu brsestigen,

haben es für Fweckmäßig und augemessen erachtet, Unterhandlungen zu eröffnen und

zu gedachtem Behufe einen Vertrag abzuschließen und haben zu dem Ende zu Bevoll-

mächtigten ernannt, nämlich:
Se. Majestät der König von Preußen

den Herrn Herrmann Herbort Friedrich von Gülich, Allerhöchst.Ihren

Geschäftsträger und Gencral-Consul, und

Se. Excellenz der Präsident der Argentinischen Kon föderation
den Herrn Dr. Bernabe Lopez, Ihren Minister der auswärtigen Angelegen-

eiten,

welche, nachdem sie ihre Vollmachten sich mitgetheilt und solche in guter und gehöriger

Fomm befunden haben, über nachstehende Artikel übereingekommen sind:

Artikel I.

Zwischen den Staaten des ZollvereinesundderenUnterthaneneinerseits und der

Argentinischen Konsöderation und deren Bürgern andererseits soll fortdauernde Freund-

schaft bestehen.
Artikel 2.

Zwischen den Staaten des Zollvereines und sämmtlichen Gebieten der Argentini-

schen Konsöderation soll gegenseitige Freiheit des Handels Statt finden. Die Unter-
thanen und Bürger der vertragenden Theile sollen mit ihren Schiffen und Ladungen frei
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und in aller Sicherheit nach allen denjenigen Plätzen, Häsen und Flüssen eines oder des

anderen Theiles kommen dürsen, deren Besuch anderen Ausländern, oder den Schiffen

oder Ladungen irgend einer anderen fremden Nation oder eines anderen sremden Staates

gegemwärlig gestattel ist, oder künstig gestattet werden moöchte, sie sollen in dieselben
einlaufen und in irgend einem Theile derselben bleiben, sich daselbst aufshalten, Häuser
und Waarenlager zum Zwecke ihres Aufenthaltes und ihres Handels miethen und be-

nußen, und mitrohen Erzeugnissen, Manufaktur, und Fabrik, Waaren aller Art, soweit
es die Gesetze des Landes gestatten, Handel treiben dürsen, und sie sollen überhaupt

in allen ihren Angelegenheiten den vollständigsten Schutz und die vollständige Sicherheit
genießen, wobeisie jedoch den allgemeinen Gesetzen und Gebräuchen desLandes unter-
worfen bleiben.

In gleicher Weise soll es den Kriegs., Post, und Passagier-Schiffen der verlra-

gendenTheile gestattet sen, frei undsicher in alle Häsen, Flüsse und Plätze zu kommen,
deren Besuch anderen Kriegsschiffen und Packekbooten gestaltet ist oder künftig gestattet

werden möchte, und sie sollen in dieselben einlaufen, darin vor Anker gehen, daselbst

verbleiben und sich wieder ausrüsten dürsen, wobei sie jedoch den Gesetzen und Gebräu-
chen des Landes untenvorfen bleiben.

Artikel 3.

Die beiden vertragenden Theile kommen dahln überein, daß jede Begünstigung und

Besreiung, so wie jedes Vorrecht und jede Immunität in Handels= oder Schiffahrks=
Angelegenheiten, welche einer derselben den Unterthanen oder Bürgern einer anderen

Negierung, eines anderen Volkes oder Staates gegenwärtig bereits zugestanden hat, vder
künftig zugestehen möchte, bei Gleichheit des Falles und der Umstände auf die Unter-

thanen und Bürger des anderen Theiles ausgedehnt werden soll, und zwar unentgeltlic,

wenn das Zugeständniß an jene andere Regierung, Volk oder Staat unentgeltlich ge-

macht worden, oder gegen Leistung einer entsprechenden Ausgleichung, wenn dasZu-
geständniß bedingungeweise erfolgt war.

Artikel 4.

Es sollen auf die Einfuhr von Natur- und Gewerbs-Erzeugnissen, der. änder eines
der verlragenden Theile in die des anderen Theiles keine höhere oder andere Abgaben

als diejenigen gelegt werden, welche von gleichartigen Natur, oder Gewerbs-Etzengnis-

sen andererLändergegenwärtig vder künstig zu entrichten sind; auch sollin den Ländern

keines der vertragenden Theile die Ausfuhr irgend welcher Gegenstände in die Länder
des anderen Theiles mit anderen oder höheren Zöllen und Abgaben, als mit denjenigen
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belegt werden, welche bei der #Ausfuhr gleicharliger Gegenstände nach anderen fremden
Ländern zu entrichten sind; eben so wenig soll die Einfuhr oder Ausfuhr irgend welcher
Gegenstände, die das Natur, vder Gewerbs. Erzeugniß der Länder eines der verlragen-

den Theile sind, aus oder nach den Ländern des anderen Theiles mit einem Verbot be-

legt werden, welches nicht gleichmäßig auch auf die gleicharligen Erzeugnisse jedes an-
deren fremden Landes Auwendung findet.

- rtifel 5.

An Tonnengeldern, Leuchtthurmgebühren, Hafenabgaben, Lootsengebühren,und
Bergegeldern, in Fällen der Havarie und des Schiffbruches, sowie an örtlichen Ab-

gaben, sollen in den Häsen eines jeden der vertragenden Theile von den Schiffen des

anderen Theiles keine anderen oder höheren Auflagen als diejenigen erhoben werden,

welche in denselben Häfen auch von den eigenen Schiffen zu entrichten sind.

Artikel 6.

Bei der Einfuhr und Ausfuhr von Waaren und Erzengnissen aller Art aus den

Staaten des Zollvereines nach den Gebieten der Argentinischen Konföderation, inglei-

chen aus den Gebieten der letzteren nach den Staaten des Zollvereines, sollen dieselben

Abgabengezahlt und dieselben Rückzölle und Prämien bewilligt werden, die Ein, oder
Ausfuhr mag in Schiffen eines Staates des Zollvereinesoder der Argentinischen Kon-
söderation erfolgen.

Arti . ..

Die vertragenden Theile sind darüber einverstanden, alle diejenigen Schisse als
Schiffe respeckive einesStagtesdes Zollvereines und der Argentinischen Konföderation
zu betrachten und zu behandeln, welche von den zuständigen Behörden mit vollständig

ausgefertigten Pässen oder Beylbriesen versehen sind, und dechalb, nach den zur Zeit
in den beiderseitigen Ländern bestehenden Vorschriften, von dem Lande, dem sie bezieh-

ungsweise angehören, vollständig und bonn lice als nationale Schisse betrachtet werden.

Artikel 8.

Alle den Zollvereinsstaaten angehörige Kaufleute, Schiffsführer und andere Per-

sonen sollen volle Freiheit genießen, in sämmtlichen Gebieten der Argentinischen Kon-

söderation ihre Handels= und sonstigen Geschäfts-Angelegenheiten selbst zu führen, oder
die Führung derselben nach eigener Wahl anderen Personen, alS Mäklern, Geschäfts-

führern, Agenten oder Dolmetschern zu übertragen; und sie sollen nicht gehalten seyn,
in diesen Eigenschaften andere als solche Personen zu verwenden, deren sich auch die
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Bürger der Argentinischen Konföderation bedienen, oderdenselben, andere Löhne und
Vergütungen als diejenigen zu zahlen, welche in gleichen Fällen von den Bürgern,der
Argentinischen Konföderation gezahlt werden. Käufern und Verkäufern soll es in allen

Fällen frei stehen, nach eigenem Gutbefinden zu handeln und den Preis der Erzeug-
nisse, Güter und Waaren, welche sie in die Argenkinische Konföderation ein, oder aus

derselbenausführen, zu bestimmen, wennsiedie Gesetze und die hergebrachten Gewohn.
heiten des Landes dabei beobachten. Die Bürger der Argentinischen Konföderation

sollen in den Staaten des Zollvereinesdieselben Rechte und Privilegien genießen. Die
Unterthanen und Bürger der verlragenden Theile sollen vollständigen und vollfommenen
Schut für ihre Personen und ihr Eigenkhum erhalten und genießen und zur Verfolgung

und Vertheidigung ihrer Rechte freien und offenen Zutritt zu den Gerichtshösen in den
beiderseitigenLändern haben und es soll ihnen frei stehen, in allen Fällen sich derjeni-

gen Advokaten, Sachwalter oder Agenten zu bedienen, die sie hierzu für geeignet crach-

ten, und sie sollen hierin dieselben Rechte und Privilegien genießen, wie die eingebor.
nen Unterthanen und Bürger.

Artikel 9. «

anlllemIvasdtchafetholtzctdasBcladtndekSchme,dIeStebuhutdn
Waaren, Güter und Effecten, sowie die Enverbung von Eigenthum aller Art und jeder

Benennung und die Verfügung darüber mittelst Verkaufes, Schenkung, Tausch, Tesla-
ment oder sonst, sowie was die Gerechtigkeitspflege betrifft, sollen die Unterthanen

und Bürger der vertragenden Theile gegenseitig die nämlichen Privilegien, Freiheiten
und Rechte genießen, wie die Unterthanen und Bürger der meistbegünstigten Nationen.

Sie sollenin keiner dieser Beziehungen mit höheren Auflagen oder Abgaben als denjeni-
genbetroffen werden, welche von den eigenen Unterkhanen und Bürgern zu entrichten

sind, wobei sie sich jedoch, wie sich von selbst versteht, den örtlichen Gesetzen und Anord-

nungendes betreffenden Landes zu unterwerfen haben. Verstirbt ein Unterthan oder

Bürger eines der vertragenden Theile in den Gebieten oder Staaten des anderen Thriles

ohne Testamenk oder letztwillige Verfügung, so soll der Goneral- Konsul oder Konsul
des Staates, welchem der Verstorbene angehörte, oder in Abwesenheit desselben dessen

Stellvertreter, soweit die Gesetze des Landes dieß gestatten, das Recht haben, an der

Besißnahme der Verwaltung und der gerichtlichen Liquidation der Verlassenschaft des

VerslorbenenimInteresse der Gläubiger oder der gesetzlichen Erben Theil zu nehmen.
Entstehl hierbel eine Differenz über die Erbschast oder ber Eints oder Einige

der Güter, aus denen sie besteht, oder über ein Guthaben odereinel Schuld der Erb-
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schaft und kann diese durch Schiedörichter nicht geschlichtet werden, so fällt sie der Ent-
scheidung der Gerichte des Landes anheim.

Artikel 10.

Die Unterthanen der Zollvereinsstaaten, welche sich in der Argentinischen Kon-

söderation, und die Bürger der Argenkinischen Konsöderation, welche sich in den Zoll-

vereinsstaaten wohnhast. aushalten, sollen von allem und jedem unfreiwilligen Militair.
Dienst zur See und zuLandc, von Zwangsanlehen, Requisitionen und Kriegs-Kontri-

butionen befreit bleiben. Auch sollen sie unter keinerlei Vorwand gezwungen werden,

höbere gewöhnliche Auflagen, Requisitionen oder Abgaben, als diejenigen zu zahlen,
welche von den eigenen Unterthauen oder Bürgern zu entrichten sind.

Artikel 11.

Es soll jedem vertragenden Theile freistehen, zum Schutz des Handels Konsuln
zu bestellen, welche in den Staaten oder Gebieten des anderen Theiles residiren; bevor

jedoch ein Konful seine amtlichen Funktionen ausübt, soll derselbe in der gewöhnlichen

Form Seitens der Regierung, an welche er gesendet worden, bestätigt und zugelassen

werden, und ein jeder der vertragenden Theile kann nach eigenem Ermessen von der Re-

sidenz der Konsuln einzelne besondere Plätze ausschließen.
Die Archive und Dienstpapiere der Konsulate der vertragenden Theile sollen als

unverletlich betrachtet und es soll kein öffentlicher Beamter und keine Ortsbehörde unter

irgend einem Vonvande berechtigt seyn, dieselben in Beschlag zu nehmen oder zu beein-

trächtigen.
Die Konsull der Argentinischen Konföderarion sollenin den zum Zollvereine gehö-

rigen Staatenalle Vorrechte, Befreiungen und Abgabefreiheiten genießen, welche den,
den meistbegünstigten Nationen angehörigen, Konsuln desselben Ranges gegenwärtig
zugestanden sind oder künftig werden zugestanden werden, und in gleicher Weise sollen
die Konsuln der ZollvereinsstaatenindenGebieten der Argentinischen Konföderation

nach der strengsten Reciprocität alle Vorrechte, Befreiungen und Abgabesreiheiten genie=

ben, welche in der Argentinischen Konfoderation den Konsuln der meistbegünstigten Na-
tion gegenwärtig zugestanden sind vder künftig werden zugestanden werden.

Artikel 12. v v

Zu größerer Sicherheit des Handels zwischen den Staaten des Zollvereines und

der Argentinischen Konföderation wird vereinbart, daß, wenn zu irhendeiner Zeit eine
Unterbrechung dor freundschaftlichen Handelsbeziehnugen oder unglücklicher Weise ein
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Bruch isch d d Theil die U und Bürgereieines

jeden derselben. welchesichiin den Gebieten oder Staaten des anderen Theiles wohnhast
aufhalten, das Vorrecht geniesten sollen, ohneirgend eine Störung daselbst zu verbleiben,

und ihr Gewerbe oder ihre eschafun, fortzuseten. so lange sie sich friedlich verhalten
G sch chen, undes sollen ihre Essekten und

i Eigenthum. es mag solches Privat. Personen oder dem Staat anverlaut worden
seyn, weder der Beschlagnahme oder Sequestration unterliegen, noch anderen Ansprü-

chen als solchen untenworsen seyn, welche auch an gleichnamige Essekten und gleichna-

miges Eigenthum gemacht werden, das den Landeseinwohnern der respectiven Staaten
ehört.
* Artikel 13.

Die Unterthanen der Zollvereinsstaaten und die Bürger der Argentinischen Kon-

söderation, welche sich beziehungsweise in den Ländern des anderen Theiles aufhalten,

sollen in ihren Häusern, Personen und in ihrem Eigenthume den vollen Schutz der Re-

gierung genießen.
Sie sollen ihres religiösen Glaubens wegen in keiner Weise gestörk, belästigt oder

gekränkt werden, sondern volle Gewissensfreiheit genießen,wobei sie sich jedoch eben
so wenig in die Religions-Angelegenheiten und die Gebräuche des Landes, in welchem

sie leben, zu mischen, sondern dieselben zu respektiren haben.

Hinsichtlich der Feier des Gottesdienstes nach dem Ritus und den Gebräuchen ihrer
Kirche, sei es in ihren eigenen Privat-Häusern, sei es in ihren eigenen besondern Kirchen
und Kapellen, hinsichtlich der Befugnih zur Erbauung und Unterhaltung solcher Kirchen

und Kapellen, endlich hinsichtlich der Besugniß zur Anlegung, Unterhaltung und Be-

nußung von eigenen Begräbnißpläten, sollen den Unterkhanen und Bürgern eincs je-
den der verlragenden Theile, welche sich in den Ländern und Gebicten des anderen Thei-

les aufhalten, die nämlichen Rechle und Freiheiten zustehen und der nämliche Schutz

gewährt werden, wie den Unterthanen und Bürgern der meistbegünstigten Nation.

Artikel 14.

Der gegenwärtige Vertrag soll für die Dauer von acht Jahren, von dem Datum

desselben an gerechnet, und dann ferner bis zum Ablaufe von zwölf Monaten bestehen,

nachdem einer der vertragenden Theile dem anderen die Anzeige gemacht hat, daß es

seine Absicht sei, denselben nicht weiter sorlzusetzen, wobei jeder der vertragenden Theile

sich das Recht vorbehält, demanderenTheilediese Anzeigebei Ablauf der gedachten acht-
jährigen Frist oder zu jeder späteren Zeit zu machen.
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UÜUnd# wirdhiermit wischen ihnenvereinbart daßmit n- der Monate
sacn hänzlch aufbören und endigen sollen.

Artikel 15.

Der gegenwärtige Vertrag soll von den vertragenden Theilen ratifizirt und es sollen
die Natifikationen innerhalb des Zeitraumes von zwei Jahren am Sitze der Regierung

der Argentinischen Konföderation ausgewechselt werden.

Zu Urkunde dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den Vertrag unter,
zeichnet und ihre Siegel beigefügt in der Stadt Parana den neunzehnten September
Ein Tausend Acht Hundert und Sieben und Fünfzig.

(hez.) Herrmann Herbort Friedrich von Gülich.
(gez.) — Lopez.

(I. S.)

.K XXXII. Ministerial-Bekanntmachung

vom 16. September 1859, die Aufhebung des Verbotes der Auvfuhr von

Schlachtvieh betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Berenissimi wird das durch die Ministerial-Be-

kanntmachung vom 3. Juni d. J. (Gesetz Samml. Seite 126) angeordnete Verbot

der Ausfuhr von Schlachtvieh aus dem Fürstenthume über die südlichen und west

lichen Grenzen des Zollvereines hiermit wieder aufgehoben.

Rudolstadt, den 16. September 1859.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Vierzehntes Stuck vom Jahre 1859.

 XXXIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 24. October 1859, das im Herzogthume Nassan erlassene Gesetz wegen

Besteucrung des im Inlande bereiteten Bieres betreffend.

Im Herzogthume Nassau ist durch Gesetz vom 23. Juli d. J. das im Julande be-

reitete Bier mit einer Steuer belegt und in Folge dessen demnächst weiter bestimmt wor-

den, daß vom 1. d. M. ab von dem dahin eingehenden Biere eine Uebergangsabgabe

im Betrage von Einem Gulden zwanzig Kreuzer für die Ohm zu 80 Maß (160 Lirres)

entrichtet werden und die Erhebung und Controlirung dieser Abgabe durch die auch zur

Erhebung der Branntweinsteuer bestellten Behörden erfolgen soll, was hiermit zur

öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Rudolstadt, den 24. October 1859.

Frstl. Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Rudolsl. Gesetsamml. XX. 23
Ausgegeben in Rudolstadt den 5. Nov. 1859.
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M XXXIV. Gesetz
wegen Abänderung des Vereins-Zollkarifs vom 2. November 1859.

Wir Friedrich Günther, von Gotted Gucden, Fürst zu Schwarzburg 2r.

Die Regierungen der zum Zollvereine gehörenden Staaten sind übereingekommen,

den seit dem 1. Januar 1857 gültigen Zolltarif in einzelnen Bestimmungen abzuändern

und zu ergänzen.

Demzusolge verordnen Wir hierdurch, daß nachstehende Abänderungen und Zu-
sähe zu diesem Tarife, welcher im Uebrigen in Kraft bleibt, vom 1. Jannar 1860

an in Wirksamkeit treten sollen.

I. Erste Abtheflung des Tarifes.

Den Gegenständen, welche keiner Abgabe unterworfen sind, kreten sol-

gende, bisher in dem Tarife nicht namentlich ausgeführte Artikel hinzu:
zu Position 5. künstliche Düngungsmittel auf besondere Erlaubniß;

* Kofiton 7. Eis, kohes;u Position 27. Asphalt, Vergtheer und Cement (mit Harzen und anderen Ma-
wuitlin präparirter Mastik Cement).

II. Zweite Abeheilung des Tarlfes.

1) Alle Geldsätze werden in Thalern nach dem 30 Thalerfuße, ausschließlich mit der

Eintheilung in Dreihigstel, und in Gulden und Kreuzern nach dem 523 Guldenfuße

angegeben.
2) Position5„. erhält den Zusatzz „Anmerkung zun. Nicinusöl, in Fässern ein-

gehend, wenn bei der Abfertigung auf den Centner ein Pfund Terpentinöl oder ein

Achtelpfund Nosmarinöl zugesehzt worden, trägt die allgemeine Eingangsabgabe.“
3) Position 6 d. erhält den Zusaß: „gewalzte und gezogene schmiedeeiserne Nöh-

ren zu Gas= und Wasserleitungen“.

4) Position 10 c. ist zu setzen: „gemnstertes, massives weißes Glas“, austatt:

„gemustertes weißes Glas“.
5) Position 20 sind die Worte: „Schreibsedern aus Stahl oder aus Metallkom=

position“ zu streichen und es soll der letzte Satz lauten: „ingleichen Waaren aus Ge-

spinnsten von Baumwolle, Leinen, Seide, Wolle, welche mit Bein (einschließlich
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Sasein und Fischbein), Eisen, Glas, Holz, Horn, Leder, Lederkuch, Messing,
Papier, Pappe, Porzellan, Stahl oder Steingut verbunden sind, z. B. Tuch- oder

Zeug-Mützen in Verbindung mit Leder, Knöpfe auf Holzformen, Klingelschnüre und

dergleichen mehr“.

6) InBeziehung auf die Bestimmungen in der Position II. 21 u. nebst Anmer-

kung ist zu setzen:

„#. 1) Lohgare oder nur lohroth gearbeitete Häute, Fahlleder, Sohlleder,

Kalbleder, Satktlerleder, Stiefelschäfte, auch Juchten, ingleichen sämisch

und weihgares Abder. auch Pergament
1 Centner 6 Thlr. oder 10 Fl. 30 Kr.

2) Gummiplatten und mehr oder weniger gereinigte Guttapercha; Gummi-

säden außer Verbindung mit anderen Materialien; Kratzenleder, auch
künstliches, für inländische Kratzenfabriken auf Erlaubnißschein unter Kontrole

1 Centner 3 Thlr. oder5Fl. 15 Kr"“

7) Position 21. b. Anmerkung soll lauten: „Halbgare, sowie bereits gegerbte,
noch nicht gesärbte oder weiter zugerichtete Ziegen= und Schaf-Felle werden gegen die

allgemeine Eingangsabgabe eingelassen“.

8) Position 21 c. ist zu setzen: „,andere grobe Gummi. Fabrikate“, anstatt: „andere
nicht lackirte Gummi. Fabrikate außer Verbindung mit anderen Materialien“.

9) Position 21 . ist zu setzen: „von lackirtem Leder und Pergament, sowie Waaren

von lackirkem, gefärbtem oder bedrucktem Gummi“, anstatt: „von lackirtem Leder,

lackirtem Gummi und Pergament". 6

10) Position 25 b. . ist dahin zu fassen:

„Hese aller Art mit Ausnahme der Wenhese“
11) Position 25 8. in der letzten Spalte für Tara ist zu setzen

„16in Fässern und Töpfen, sowie in Kübeln von we Holze.

I1 in Kübeln von weichem Holze“.

12) Position 25 h. ist zu setzen: „auch eingeschmolzenes und leschmolzent Fett,
mit Ausnahme von Talg“, anstatt: „auch ungeschmolzenes Fett“

13) Position 25 m. F. sind in der tetztrn Spalte für Tara die Worte: „oder

Säcken“ zu streichen.
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14) Position 20 soll lauten:

beim beim

Eingange Ausgange Eingange! Ausgange

„Oel, in Fässern ciugchend Thlr. Sgr. Tblr. Ser. .Sl..
aJ Baumöl 1 Cir. 110 UU„

Anmerkung1. ane in
Fässern eingehend, wenn bei

Prihsekunrnhoniden vene
ver- en und Terpentinoln Achtelpfund Ros-

ninn zusela worden . 1 Ctnr. rei

b) anderes Oel. . . . 1Ctnr. —

Anmerkung 2. Sogenaunte
elkuchen, als gurchikel bei

r l I l ON S

ingleichen Mehl aus joichen
Kuchen und Nückstinden 1 Csur. — 1——–

15) Position 27. u. sind die Worte: „und Pappdeckel“ zu breichen; dagegen istin

der Anmerkung hinter dem Worte: „Pack-Papier“ einzuschalten: „sowie von Pappdek-
keln und Preßspähnen“.

16) Position 30. u. anstatt der Bestimmungen unter a. 1 und2 ist die folgende

aufzunehmen:
a) Gefärbte Seide und Florettseide, .-

serner Garn aus Baumwolle und beim Eingange
—.—.———„

Seide 1 Centner 8 Thlr. —Sgr. od. 14 Fl.4

Die Tara von

16 in Fässern und Kisten,
9 in Ballen

bleibt unverändert.

17) Position 30. b. und c. ist zu setzen: „Bänder, Borten und Tülle“, anstatt:
„Bänder und Borten“.

un Position 36. ist zu setzen: „Fett von Rind= und Schafvieh“, anstatt „Thier=

* Position 36. a. ist der Abgabensatz beim Eingang für Talg vom Centner auf

1/ — Sgr. oder 1 Fl. 45 Kr. zu ermäßigen; daneben fällt die Vergütung für
ara weg.
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20) Position 37. sind die eingeklammerten Worte: „Mineraltheer und anderer“

zustreichen.
21) Position 40. ist anstatt des Wortes: „Wachsleinwand zusehen: „Wachstuch“.
22) Position 40. b. soll es heißen: „Malertuch und Ledertuch“, anstatt: „und

Malertuch“. f

23) Position 42. u. ist zuzusetzen: „alter Bruchzink“.

III. Fünfte Abtheilung des Tarifes.

1) Zisfer II. ist dahin abzuändern:
„Der dem Tarif zu Grunde liegende, im Zollvereine mit Ausnahme des König-
reichs Bavern und des Kurfürslenkthums Hessen als allgemeines Landesgewicht

eingeführte Zoll-Centner istin 100 Pfunde getheilt und es sind von diesen
Zoll-Pfunden

1120 — 1000 Bayerischen Pfunden,

2000 = 1000 Rheinbayerischen Kilogrammen,

935NR## — 1000 Kurhessischen Pfunden,
Demnach sind gleich zu achten:

Zoll-Pfunde:
28 = 25 Bayerischen Pfunden,

2 = 1 RNheinbayerischem Kilogramm,

14 = 15 Kurhessischen Pfunden,

und Zoll. Centner:
28 25 Bayerischen Centnern zu 100 Pfunden,

2 = 1 Mheinbayerischem Quintal zu 100 Kilogrammen,

36 = 35 Kurhessischen Centnern zu 110 Pfunden.“

2) In .à# Ill. sind die Worte: „(14 Ggr.)“ und „(3 Ggr.)“ zu streichen.

3) Die Bestimmung unter 3ô## IV. . 2. im ersten Absahe wird dahin abgeändert:

„Werden Waaren, für welche eine Tara-Vergütung zugestanden ist, blos
in einfache Säcke von Pack= oder Sackleinen gepackt, zur Verzollung gestellt,

so wird eine Tara-Vergütung von 2 Pfund vom Centner bewilligt. Bei einer

Vexrpackung in Schilf= oder Strohmatten oder ähnlichem Material können

4 Pfund vom Centner für Tara gerechnet werden, insoweit nicht in der

zweiten Mheiiung eine geringere Tara-Vergütung für Ballen vorge-
schrieben
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Im zweiten Absatze sind „2 Pfund“ anstatt „4 Pfund“ zu sehen.
Der dritte Absatz ist dahin zu ändern:

„Bei Waaren, für welche der Tarif eine 2 Pfund übersteigende Tara für
Ballen vorschreibt, ist es, wenn Ballen von einem Bruttogewichte über

8 Centner zur Verzollung angemeldet werden, der Wahl des Zollpflichtigen

überlassen, entweder sich mit der Tara-Vergütung für 8 Centner zu be-

Snügen, oder auf Emmittelung des Nettogewichts durch Verwiegung an-

zutragen.“
4) Unter X V. ist zu setzen: „Bänder, Borten und Tülle“, anstatt: „Bänder

und Borten.“

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz eigenhändig vollzogen und mit
Unserem Fürstlichen Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen

Rudolstadt, den 2. November 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, JF. 3. S.

Dr. v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

eFöns#ehntes Stück vom Jahre 1859.

XXXV. Gesetz
vom 11. November 1859, die Nichterhebung der Classen= und e(lassificirten

Einkommensteuer auf das Jahr 1860 betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg et.
verordnen hiermit auf Antrag Unseres Ministeriums, was folgt:

F. 1.
Die Classen- und klassisicirte Einkommen-Steuer wird auf das Jahr 1860

nicht erhoben.
8. 2.

Unser Finanz-Collegium wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beaustragt.

Urkundlich unter Beidrückung Unseres Insiegels und gewöhnlicher Unterschrift.
So geschehen

Frankenhausen, den 11. November 1859.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

Dr. v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Förftl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XX. 24
Ausgegeben in Mudolstadt den 20. Nov. 1859.
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X XXXVI. Ministerial-Bekanutmachung
vom 11. November 1859, den Beitritt des Kaiserlich Königlich Oesterreichischen

Gonvernements zur Paßkarten-Convemtion betreffend.

Der über den Gebrauch der Paßkarten abgeschlossenen Convention (Ges.S.1851,

Seite 10) ist die Kaiserlich Königlich Oesterreichische Regierung für den ganzen Um-

fang des Kaiserstaates vom 1. Januar 1860 ab beigetreten.

Rudolstadt, den 11. November 1859.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.

 XXXVII. Verordnung
vom 18. November 1859, die Abgabe der Gesetzsammlung an Behörden

und Beamte betreffend.

Zur Beseitigung verschiedener Unzuträglichkeiten, die bei der Abgabe der Gesetz-
sammlung an Behörden und Beamte mehrfach emstanden sind, sehen Wir Uns

veranlaßt, Nachfolgendes zu bestimmen:

Es verbleibt bei der zeitherigen Einrichtung, nach welcher an sämmtliche landes-

herrliche und gemeinschaftliche Behörden, an die Kirchen und Gemeinden, sowie an

die bei dem gemeinschaftlichen Appcllationsgerichte zu Eisenach und dem gemeinschaft-

lichen Ober-Apellationsgerichte zu Jena angestellten Beamten die Gesetsammlung
kostensrei abgegeben wird.

Die in dieser Weise abgegebenen Exemplare der Gesetzsammlung werden Eigen-
thum der betreffenden Behörde, Stelle, Kirche und Gemeinde, nie aber Privateigen-

thum eines einzelnen Beamten.
. 2.

Ebenso, wie die landesherrlichen und gemeinschaftlichen Behörden und die Kirchen

sind auch die Gemeinden zur ordnungsmäßigen Aufbewahrung der ihnen vewilligten

Freiegemplare der Gesetzsammlung verpflichtet. Wahrgenommene Unregelmäßigkeiten
haben nach Befinden den Verlust des Frei.Exemplars zur Folge.
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5. 3. .

Den Mitgliedern und Beamten des Fürstlichen Ministeriums, der Landesver-

waltungs-Collegien und des Kreisgerichts Rudolstadt, welche zeither je ein Freiexemplar
der Gesetzsammlung für ihre Person erhalten haben, verbleibt natürlich das Privat-
Eigenthum an den in dieser Weise bezogenen Jahrgängen; — vom 1. Januar

1860 ab sind aber die Vorstände und Mitglieder, sowie die Secretäre und Actuarien

des Fürstlichen Ministeriums, der Regierung, des Finanz.Collegiums, des Consisto-

riums, der Kreisgerichte, der Landrathsämter, der Justizämter und Amtscommissionen,

endlich auch die Auditoren und Arccessisten verpflichtet, sich je ein Exemplar der

Gesetzsammlung für ihre Person und auf ihre Kosten zu halten.

Der Abonnements-Preis der Gesesammlung beträgt

1) mit dem Nudolstädter Wochenblatte (welches o##cl. Postausschlag jährlich 48 Kr.
und bei der Ausgabe auf feinem Papier 1 Fl. 12 Kr. kostet) 173 Kr.,

2) ohne Wochenblatt 523 Kr. für den Jahrgang.

Rudolstadt, den 18. November 1859.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.





1859. 153

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Sechzehates Stäck vom Jahre 1850.

X XXXVIII. Verorbnung
vom 25. November 1859, die Competenzverhältnisse der Bergbehörden.v.u.

end.

Wir Friedrich Gnther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg ot.

haben in Folge der neueren Geseßgebung eine Revision der bestehenden Beslimmungen

über die Competenzverhältnisse Unserer Vergbehörden und insbesondere über die Zu-
ständigkeit Unserer Verggerichte, sowie chber das von denselben zu beobachtende Ver-

sahren vornehmen lassen, und verordnen nach dem Resultate derselben auf den Antrag

Unseres Ministeriums, was folgt:

J. Gompetenzverhältufe im Alllgemelnen.
8.1

Die Zuständigkeit des FürstlichenBergamtes zu Könih und des mit demselben

verbundenen Berggerichts erstreckt sich auf den ganzen Umfang des Fürstenthums.

Der dem Fürstlichen Justizamte zu Frankenhausen mititelst Höchster Resolution
vom 26. September 1838 ertheilte Auftrag zur Ausübung der Berggerichtsbarkeit in

dem unterherrschaftlichen Landestheile wird hiermit zurückgezogen.

Das Berggericht hat jedoch in Rechtssachen, bei welchen der Fürstlichen Unter-

herrschaft angehörige Personen oder Sachen betroffen werden, regelmäßig diejenige

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsomml. XX. 25
Ausgegeben in Rudolstadt den 3. Dec. 1859.
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unterhensschaftliche Gerichtsstelle, in deren Bezirke jene Personen oder Sachen sich befiu-
den, zur Vornahme der auf die Instruction der Sache bezüglichen Handlungen, wie
zur Abhaltung von Terminen, Abforderung von Erklärungen, Vornahme von Besich-

tigungen, desgleichen auch zur Vollstreckung der Hülfe u. s. w. zu requiriren. Gleiche

Nequisitionen erläßt das Berggericht bei größeren Ontsentfernungen auch an die Gerichts-

stellen der Oberherrschaft.

II. Zuständigkeit des Berggerichts in streitigen Bergsachen
und das Verfahren in solchen.

8. 2.

Das Berggericht hat als korum specialo causno die erstinstanzliche Leitung und

Entscheidung aller streitigen Bergsachen, ohne Rücksicht aus die Höhe des Werths der-
felben (5. 3 des Gesetzes vom 1. Mai 1850, die Aufhebung des privilegirten Gerichts-

standes betreffend, Ges.-Samml. 1850, S. 360). Eine freiwillige Erstreckung dieser

Gerichtsbarkeit ist unstatthaft. Die Rechtsstreitigkeiten, deren Gegenstand den Werth
von 175 Fl. = 100 Thlr. nicht erreicht, werden nach Maßgabe der für das Ver-

sahren vor den Einzelgerichten bestehenden Vorschriften verhandelt (S§. 64 ff. des

Gesetzes, die Verbesserung des Verfahrens in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten betref-
fend, vom 13. November 1858 — G. S. IB58, S. 253 —), wogegen bei Streit-

objecten im Werthsbetrage von 175 Fl.=100Tatr. und darüber die das Verfahren

vor den Collegialgerichten regelnden Vorschristen Anwendung finden (§. 40 ff.ebendaf.).

Die Ermittelung des Werths des streitigen Gegenstandes erfolgt nach Maßgabe
der Vorschristen im §. 22 des Gesetzes über die Zuständigkeit der Gerichte 2. 2c.

vom 1. Mai 1850 (S. 352 ff. der G. S.) und in den §§. 1—3 des gedachten

Gesetzes vom 13. November 1858 (G., S. 1858, S. 253).

S. 3
InConeursprocessen wird beimBerggeichte ein Specialconcurs über die dem

Gemeinschuldner gehörigen Bergtheile und dessen sonstiges Bergeigenthum zur Be-
friedigung der Berggläubiger eingeleitet und nur diejenige Specialmasse, welche zu

dieser Befriedigung nicht erforderlich ist, an die Hauptmasse abgeliefent.
Wenn auherhalb des Concurses die Subhastation von Bergeigenthum auf

Requisition einer andern Behörde erfolgt, so hat das Berggericht den Erlös eben-

falls nur nach Abzug der Bergschulden an die requirirende Behörde abzuliesern.
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SF. 4.

Nach Maßgabe der §§. 12, 16, 21 des Gesetzes über die Zuständigkeit der

Gerichte 2c. vom 1. Mai 1850 (Ges.-Samml., Seite 352 ff.) und der S§. 136 ff.

des Gesetzes, die Verbesserung des Verfahrens in bürzerlichen Rechtsstreitigkeiten
betrefsend, vom 13. November 1858 (Ges.= Samml. S. 25 ff.) gehen die Berufungen

gegen Desinitiventscheidungen und Zwischenbescheide des Berggerichts bei Beschwerden,

deren Gegenstand den schätzbaren Werth von 432 Fl. — 25 Thlr. nicht erreicht, an das

Kreisgericht zu Rudolstadt, welches in letzter Instanz entscheidet. Erreicht der Gegen-
stand der Beschwerde den Werth von 437 Fl. = 25 Thlr., aber nicht von 175 Fl. =

100 Thlr., so ist für dergleichen Berufungen und zwar mit Ausschluh jeder weiteren

Berufung das Appellationsgericht zuständig.

Bei Beschwerden, deren Gegensland den Werth von 175 Fl. = 100 Thlr.

erreicht, oder unschätbar ist, bildet das Appellationsgericht ebenfalls die Berufungs.
Instanz; es ist jedoch solchenfalls gegen dessen Entscheidung die Oberberufung nur

dann ausgeschlossen, wenn von ihm die Entscheidung des Berggerichts bestätigt wird.

Im Uebrigen sinden die Vorschriften der §§. 136 — 140 des Gesetzes vom

13. November 1858 auf streitige Bergsachen ebenfalls Anwendung.

S. 5.

Die Zulässigkeit von Nichtigkeitsklagen, sowie die Zuständigkeit zu deren Ver-

handlung und Entscheidung, desgleichen die Anfechtbarkeit der in solchen Klagsachen

erkheilten Entscheidungen wird nach den §#. 14| fi. des Gesetzes vom 13. Nov. 1858

und den S5. 11, 17 und 21 des Gesetzes vom 1. Mai 1850 über die Zuständigkeit

der Gerichte 2c. beurtheilt. Es sind demnach Klagen über Nichtigkeiten, welche das

Versahren oder die Entscheidung des Berggerichtes zum Gegenstande haben, beim

Kreisgerichte zu Rudolstadt, über Nichtigkeiten, welche bei diesem Gerichte vorkommen,
beim Appellationsgerichte und über Nichtigkeiten, welche das Verfahren oder die

Entscheidungen des lepzteren Gerichts betreffen, ebenfalls bei dem Appellationsgerichte

in erster Instanz anzubringen.

— ·S

S. 6.

Für das Hülfsverfahren sind die Vorschriften der Executions-Ordnung vom

18. Juni 1854 (Ges. Samml. Seite 138 ff.) mahgebend.

25“
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III. Zuständigkeit des Bergamtes und des Berggeriches bei

Gegenständen der freiwilligen Gerichtsbarkeit und das
dabel zu beobachtende Verfahren.

S. 7.

Rechtsgeschäfte auf den Todesfall sind der Zuständigkeit der Bergbehörden

entzogen.
Dagegen sind Rechtsgeschäfte unter Lebenden, welche sich auf Bergsachen be-

ziehen, der alleinigen Zuständigkeit der Bergbehörden unterworfen (F. 3es Gesetzes
über Aushebung des privilegirten Gerichtsstandes vom 1. Mai 1850 (G.,S. S. 360).

8. 8.

Schurf-, Muthungs- und Beleihungssachen gehören vor das Bergamt. Bei

der Beleihung von Bergeigenthum ordnet dasselbe die Rechisverhältnisse mit dem

Erwerber, entscheidet darüber, ob und in welchem Umfange die Abtretung, Ueber-

lassung oder Belastung von Grundeigenthum zu bergbaulichen Zwecken zu ersolgen

hat, regulirt die Absindung mit dem Grundeigenthümer, gibt aber, wenn diese

Regulirung auf gütlichem Wege nicht gelingt, die Sache zur weiteren Erledigung
an das Berggericht ab. bewirkt ferner den Eintrag in das Bergbuch (§§. 11 f..)
und fertigt, insoweit dies nicht von der AKfoortirenden höheren Stelle geschieht,

die Beleihungsurkunde aus.

8. 9.

Dem Berggerichte steht die Aufnahme und Bestätigung von Verträgen über
bereits verliehenes oder concesslonirtes Vergeigenthum, die Zuschreibung

solchen Eigenthums bei Besitzveränderungsfällen, die Belaslung desselben mit Hypo-
theken und Dienstbarkeiten zu. Es sind dabei die Vorschriften der Gesetze vom

6. Juni 1856, die gerichtliche Uebereignung unbeweglicher Sachen betreffend (S. 163ff.
der Ges.=Samml.), und über die Verbesserung des Hypothekenwesens (S. 173 flf.

der Ges. Samml.), sowie der Ausführungs Verordnung vom 20. Jumidess. Jahres
(S. 209 fl. d. G.-S.), insoweit nicht die Natur der Sache oder specielle Berggesetze

eine Abweichung von diesen Vorschriften nothwendig machen, zur Anwendung zu

bringen. Es ist jedoch das Vergamt ebenso berechtigt, als verpflichtet, Anträge
auf Uebereignungen und Hypothekenbestellungen, welche in Abwesenheit des Berg-
richters angemeldet werden, an- und aufzunehmen und sind dieselben alsdam dem

Berggerichte zur weitern Verhandlung vorzulegen.
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8. 10.

Unter Wegfall des zeitherigen Gegenbuchs wird beim Berggerichte ein Hypo-

thekenbuch geführt, welches unverzüglich neu anzulegen ist. Die Uebertragung der

Hypotheken in dies neue Buch erfolgt nach Maßgabe der Vorschriften im §. 88

des Hypothekengesepes vom 6. Juni 1856 und §F. 41 der Aussührungs-Verordnung

vom 20. Juni dess. Jahres.

Das Geschäft der Umschreibung der Hypotheken in das neue Buch muß spate-

stens bis zum 1. April 1860 vollendet sein.

8. 11.
Beim Vergamte kommt das Lehusbuch, welches zeither über das unmittelbar

verliehene Bergeigenthum geführt wurde, in Wegfall. Dasselbe wird nunmehr mit

dem Gegenbuch vereinigt, beim Bergamte als Lagerbuch geführt, daselbst aufbewahrt,
und erhält den Namen Bergbuch.

enthält darin ein besonderes Folium. Dasselbe umsaßt 3 Rubriken.

S. 12.

Das Vergbuch wird nach dem beiliegenden Formulare geführt. Jede

13.

In der mittleren Rubrik wird die Bergbauberechtigung unter Angabe des

Namens der Grube, der Lage, Größe, Grenzen, der dazu etwa gehörigen Berech-

tigung und der verliehenen Mineralien 2c. genau verzeichnet.

8. 14.

Die linke Rubrik ergibt den Besitzer und den Besitzwechsel, sowie den Besitz-

titel, bestehe dieser mun in der unmittelbaren Erverbung (Verleihung), oder in der

mittelbaren Enverbung (Kauf, Tausch, Erbfall).

S. 15.

Die rechte NRubrik gibt einen kürglichen Nachweis über die auf das Grubenfeld

eingetragenen Hypotheken, sowie die darauf übernommenen Dienstbarkeiten und der-

artigen Lasten.

Den Einträgen ist ein Hinweis auf bie bezuglichen Acten des Bergamtes und
Berggerichts, bei Hypotheken auch auf das Folium des Berghypothekenbuchs beizusügen.
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8. 17.

Ist das Grubenfeld ins Freie gefallen, so wird das Folium des Bergbuchs als

erledigt abgeschlossen. Wird ein solches Feld später wieder verlichen, so ist auf dem

neu anzulegenden Folium auf das frühere erledigte hinzuweisen.

8. 16.

Zu dem Bergbuche ist ein alphabetisches Negister über die Namen der Gruben,

und ein desgleichen über die Grubenbesitzer zu führen.

Das Berggericht hat vor Aussertigung von Urkunden über irgend eine Hand-

lung der sreiwilligen Gerichtsbarkeit, welche die Uebertragung, Verpfändung oder
sonstige Belastung von Bergeigenthum betrifft, sich mit dem Bergamte in Verbindung.
zu sehen. Dem letzteren sind auch alle Concepte zu solchen Urkunden vorzulegen,
damit der vorgekommene Fall zu dem Bergbuche notirt und die betreffende Stelle

dieses Buches nach Band und Seitenzahl auf dem Concepte vermerkt wird. Dieser

Vermerk ist der Aussertigung der Urkunde selbst einzuverleiben.

Berufungen gegen berggerichtlicheVerfügungen in Sachen der freiwilligen Ge-

nichtsbarkeit gehen nach Maßgabe des §. 13 des#esetzes vom 1. Mai 1850 (S. 355

d. G.= S.) an das Kreisgericht zu Rudolsladt.

IV. Straf= und Polizeigerichtsbarkeit. Bergpolizel.
Dieiplinarsachen.

8. 21.
Die den Bergbehörden früher zugestandene Straf= und Polizeigerichtsbarkeit

wird in Gemäßheit der Vorschristen der Straf-Prozeß. Ordnung von den ordentlichen
Gerichten des Landes ausgeübt.

Das Vergamt kann jedoch nach Artikel4des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz=
buche und zur Stras= Proceß-Ordnung die auf Grund berggesetlicher Bestimmungen
verfallenen Geldbußen einfordern, sowie in Gemäßheit des Geseyes vom 9. März 1855
(S. 48 der G.-S.) Ge= und Verbote mit Strasandrohungen im Bereiche der Berg-

polizei erlassen.
Die Vorschriften über den Umfang und die Behandlung der Diseiplinarsachen

erleiden hierdurch keine Aenderung.



1859. 150

V. Ansatz und *= von Kosten, sowie Führung

der Cahe ngejchãft e.
Beim Berggerichte findet der B derserichilichen und außergerichtlichen Kosten

nach den für die ordentlichen Gerichtsbehörden des Landes gegebenen Vorschriften mit

der Maßgabe statt, daß in streitigen Sachen, deren Gegenstand 175 Fl. = 100 Thlr.

erreicht oder unschätzbar ist, die für das Kreisgericht normirten Sätze maßgebend sind.

Die Buchung und Einziehung von Kosten, sowie die Verrechnung der bei der berg-

gerichtlichen Sportelcasse vorkommenden Ausgaben geschieht nach den Bestimmungen

der Verordnung vom 10. December 1852 (S. 251 ff. der G.-S.) und der Verordnung
vom 18. Januar 18506 (S. 72 ff. der G., S.).

Es soll jedoch dem Berggerichte nachgelassen sein, die desfallsigen Ausgalebelege

statt einvierteljährlich, nur alljährlich mit den Lieserscheinen, den Sportelbüchern und

dem verbliebenen Baarbestand und zwar längstens bis zum 1. April des nächstfolgenden

Jahres bei der Fürstl. Regierung einzureichen. Der Bergrichter ist zugleich Sportel.
Cassen.Venwalter und als solcher zu den nach der Verordnung vom 1 1. April 1851

(S. 19 der G., S.) den Sportelrendanten zugebilligten Collecturgebührenbezügen be-
rechtigt.

VI. s—“:
Die nächsie dienstliche Aussicht über * Berggericht steht demKrisgerihte zu

Andolsadt zu. Die Aussichtsbehördefür das Bergamt bildet das FürstlicheFinanz-

Collegium.

VII. Schlußbestimmung.
. 24.

Gegemwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1860 in Krast.

Urkundlich unter Unserem Färstlichen Insiegel und Unserer eigenhändigen

Unterschrist.
So geschehen

Frankenhausen, den 25. November 1859.

(L. S.) Friedrich Gänther, F. z. S.

Dr. v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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 e)grenztan..
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 .Maßec.

 e)mitderVerleihungiistalsZu- behördasRechtzurFührung
Stollen-Hülfsbaues2c.

verbunden.
 S.21.acl.desBergamtes.

 Thuringisam31.Juni1837. Fol.38desHyp.-Buchs. AlsDienstbarkeitistdieVerpflich. tungzurDurchführungvonWas- sernderGrubeGottesgabeüber- nommenwordenam1.April1838.
 S.1.aci.desBerggerichts.diHypothekvon600Thlr.istge- lõscht,den11.August1840. Fol.38desB.Hyp.Buchs. IndasFreiegefallenam1.Juni

1859.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzurg.Rudolstadt.

Sschwwehne Süa vom Zuhrt 1850.

M XXXIX. Verordnung

vom 9. Derember 1859, betreffend die Abänderung der Verordnung güber die

Errichtung einer Pensions-Anstalt für Wittwen und Waisen vom 2. März

842 (Ges.-Samml. 1842, S. 57).

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg .

haben, da der in der Verordnung vom 2. März 1842 (Ges., Samml. 1842, S. 57)

§. 24 bestimmte Zeitraum von 10 Jahren als zu kurz erschien, um in demselben

eine sichere Grundlage für eine mit den Statuten der Pensionsanstalt für Wittwen

und Waisen vorzunehmende Nevision zu gewinnen, erst jetzt die vorbehaltene ge-
naue Prüfung der grundsäßlichen Bestimmungen der Anstalt eintreten lassen können.

Als Nesultat dieser sorgsältigen Untersuchung hat sich ergeben, daß es, ohne
den Bestand der Anstalt zu gefährden, auch zur Zeit noch nicht thunlich ist, die
Wittwen-Gehalte und Waisen-Unterstützungen zu erhöhen. Dagegen hat sich die

Näthlichkeit der Aufnahme einer neuen Beitrags und Pensionsclasse, sowie ver-

schiedener anderer Modisicationen der Statuten herausgestellt und haben Wir deshalb

beschlossen, zusätzlich zu der Verordnung vom 2. März 1842 zu bestimmen, was
olgt

solgt Art. 1.

Zu F. 3 alin. 1 der Verordnung.

Auch die Mitglieder des Gendarmerie-Corps können der Pensions, Anstalt bei

treten, ohne jedoch zum Beitritt zwangsverpflichtet zu sein.

Färstl. Schw. Rudolst. Gesetzsfamml. XX. 26
Ausgegeben in Rudolstadt den 17. Der. 1859.
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Art. 2.

Zu 8. 3 alin. 2.
** **r7' - k--

Sollten des beigebrachtenG
Bedenken ausstoßen, ob der Aufzunehmende rücksichtlich, seinesgurennenanan den

Anforderungender Statuten entspricht, so ist dasselbe berechtigt, das Obergutachten eines
Physikus oder des Mitgliedes Unserer Negierung für Medirinalsachen einzuholen und

von dem Ausfalle desselben die Aufnahme in die Pensionsanstalt abhängig zu machen.

Art. 3.

Zu F. 4 ulin. 1. 2. 3.

An die Stelle der Vorschrift im §. 4 ulin. 1. 2. und 3. der Verordnung tritt sol-

gende Bestimmung:

Die Anstalt theilt sich in vier nach Beitrag und diesem entsprechender Pension

verschiedene Classen ab. Die Beiträge
in der 1. Classe sind jährlich 3 Fl. 30 Kr. oder 2 Thlr.

77 7 2. « « « 1 0 77 30 14 11 6 77

„ 3 21 „— „ „ 12 „

31 „ 30 „ „ 18 „

In Fallen, wo das Alter des Mannes dasjenige der Ehefrau um mehr als volle

5 Jahre übersteigt, ist zu dem jährlichen Beitrage, noch ein jährlicher Zuschlag, der in

einemSchbze des ierichen beilrage. besteht, zu 51 —mie der 1. Classe—Fl. Hoder—Thlr.1
2. » „ „ „ — „

3.," 3 „ 30 „ „ 2 „ „

4., 5„ 15 „ „ 3 „ »

DieseZuschlagosummcerhöhtstchfükjedcvollchahk,umwelchcdaisAltckch
Mannes dasjenige der Chefrau noch weiter übersteigt, jedesmal um ein Sechstheil,

so daß, wenn z. B. der Mann volle 20 Jahre älter als die Frau sein sollte, der

Jahresbetrag sich erhöht:
in der l GastauföFlöOär.odcrzThlk10 Sgr.
« « 7° *“ 30 I!* 1# 10 11 11
„ „ 3 » « 35 2"„ 3„„ 7 20  *

4. „ „ 52 „„ 30 „ „ 30 „ — „
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Art. 4.

Zu 8. 4 alin. 6.
Andie StellederVorschriftim S. 4alin.6derV d e Bestimmung:
Die Entrichtung der Beiträge unter P derkinene hat in

halbjährigen Vorauszahlungen am l. Jannar und 1. Juli zu erfolgen und beginnt

für jedes Mitglied, je nachdem dasselbe im ersten oder zweiten Quartale des Halbjahres
beitragspflichtig wird oder seinen Beitritt erklärt, mit dem laufenden oder dem nächst-

solgenden Semester, also mit dem dem Eintritte voraufgehenden vder zunächstfolgenden

1. Januar bezüglich 1. Juli. Bei besoldeten Dienern werden die an die Pensionscasse

zu gewährenden Leistungen sofort an den am 1. Jannar und I. Juli sälligen Beseldungs-

bezügen gekürzt; andere Mitglieder haben die Beiträge für das laufende Halbjahr
späteslens bis zum Schluß des MonatsJanuarbezüglich Juli zu entrichten, widrigen-

salls dieselben sosortdurch Execution auf dem Verwaltungswege beigetrieben werden.
(Verordnung vom 2. März 1855 — Ges.= Samml. S. 47 — und Exceutionsordnung

vom 10. Juni 1854 — Ges.-Samml. S. 138 — §§. 77 fl.)

Art.
Zu K. *

Der §. 6 der Verordmung erhält nachfolgende Erläuterungen und Zusätze:
Mitgleder der Anstalt, welche, ohne zum Beitritt zwangsverpflichtet zu sein,

derselben freiwillig beigetreten sind, werden rücksichtlich der Fortdauer der Theilnahme

den zwangsverpflichteten Mitgliedern gleichbehandelt.
Mitgliedern der Anstalt, die nicht zu Unseren besoldeten Dienern gehören, kunn

bei unterbleibender Entrichtung von zwei halbjährlichen Beiträgen die Verwarnung ge-

stellt werden, daß im Falle der Nichtberichtigung der Rückstände innerhalb bestimmter

Frist ohne Weiteres ihr Austritt aus der Pensionsanstalt werde angenommen werden.

Der Verlust derstaatsbürgerlichen Rechte (Gesetz vom 1. Mai 1850 — G., Samml.

S. 364 —) hat die Entsernung aus der Pensionsanstalt ohne Weiteres zur Folge.

Art. 6.

u §. 7 alin. 2 und 3.

Bei dem Uebertritt in eine höhere Classe werden Wittwer, welche keine oder doch

keine pensionsberechligten (minderjährigen) Kinder besihen, den unverheiratheten —

und Wittwer mit pensionsberechtigten (minderjährigen) Kindern den verheiratheten

Theilnehmern gleichbehandelt.
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Art. 7.

Zu 8. 8.

An die Stelle des§.8der Verordnung tritt nachfolgende Bestimmung:
Die Beiträge verheiratheter Mitglieder aus dem Militairstande mit Einschluß der

Militairbeamten erhöhen sich für die Zeit eines Feldzugs, an welchem dieselben Theil

nehmen, von der Zeit des Ausmarsches des auf den Kriegsfuß gestellten Conkingents aus

der Friedensgarnison bis zu dessen Nückkehr in dieselbe, um die Hälfte, so daß statt

der gewöhnlichen halbjährigen Beiträge
in der 1. Classe 2 Fl. 377 Kr. oder 1 Thlr. 15 Sgr.
, „ 2., 7„, 521„„ „ 4„ 15 „

, „ 3. „ 15„ 45 „ „ 9 „ — „

„ „ 4. „ 23„ 37 „„ „ 13 „ 15 „

halbjährig zu entrichten sind.

War -neben dem gewöhnlichen Beitrage auch Zuschlag zu entrichten, so wird auch

dieser erhöht.
Art. 8.

Unterläßt ein sich verheirathendes Mitglied der Anstalt die vorschriftmãßige An-
zeige und Einreichung der Zeugnisse, und können die im §. 9 der Verordnung nachge-

lassenen Zwangemittel gegen dasselbe nicht in Anwendung gebracht werden, weil Antritts-
und Zuschlagsgeld in dem eben vorliegenden Falle nicht entrichtet zu werden braucht, so

ist das Curatorium berechtigt, die eingetretene Säumniß durch Ordnungsstrafen zu

rügen und die Nachbringung der Zeugnisse durch erhöhte Strasen aufzugeben.
Verheirathete Mitglieder haben von dem eiwanigen Tode ihrer Ehefrauen Anzeige

zu machen; im Falle ihrer Wiederverheirathung haben sie rücksichtlich der Anzeige die-

selben Pflichten, welche den zu einer Ehe schreitenden unverheiratheten Mitgliedern

obliegen.
Den Ehefrauen verstorbener Mitglieder liegt die schleunige Anzeige von dem er-

solgten Tode ihrer Ehemänner ob. Ebenso haben sie bei einer ekwanigen Wiederwerhei-
rathung das Curatorium von dieser in Kenntniß zu seßzen.

Art. 9.

Der Schlußinhalt des §. 11 der Verordnung wird dahin abgeändert:
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Z. B. jede Classe zählte 50 Theilnehmer und 665 Fl. oder 380 Thlr. Zinsen

wären zu bertheilen 0 müßten von dieser Summe
5 Fl. oder 180 Thlr. an die 4. Classe25 « » «»« «

105»»60»»«2-»
35», 20 « »«' 1. “

zur Deckung des resp. Bedarfs abgegeben werden. Sollte vielleicht nicht für alle vier,

sondern nur für drei Classen ein Zuschuß zur Bestreitung der halbjährlichen Pensionen

erforderlich sein, so ist ebenfalls der eben angegebene Maßstab bei Vertheilung der aus

dem Stammvermögen gewonnenen Zinsen zu Grunde zu legen.

Art. 10.

ZuK.12, alin. 1 und 3.
Die Pensionen betragen fedricht

für die 1. Classe 21 Fl. oder 12 Th#r.
„ „ 2. „, 63„ „ 36 „

v„ „ 3. „ 126„ „ 72

„ 4., 189 „, 108.

und sind in ihrenhalbjihrigenBeträgen üusig nichtersi im Mai und November, son-
dern sofort an den Fälligkeitsterminen, am 1. Jannar resp. 1. Juli, zu erheben.

Art. 11.

Zu K. 13, alin. 2.

Die Waisenpension hört außer den in §. 13 der Verordnung bezeichneten Fällen
auch dann auf, wenn der Pensionsberechtigte eine mit Besoldung verbundene seste

Anstellung in Unserem Dienste erhält und die Besoldung mindestens den doppelten Be-

trag der Pension erreicht.

"

Art. 12.

Zu E. 14, Schlußsat
Wo die Strafe doppelter Zahlung nicht zur Anwendung gebracht werden kann,

tritt eine vom Curatorium zu bestimmende Ordnungsstrafe an deren Stelle.

Art. 13.

Zu §. 16, Saß l.
An die Stelle des ersten Satzes des F. 16 tritt folgende Bestimmung:
Wenn eine Wittwe, sei es allein oder in Gemeinschaft mit leiblichen Kindern, mit
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stindern aus einer frheren durch den Tod der Ehefran aufgelösten Ehe concurrirt, so
werden, insofern nicht der Vormund der aus der früheren Ehe abstammenden Kinder aus

dem Grunde, weil dieselben bei ihrer Stiefmutter erzogen werden, in die Darreichung

der vollen Pension an lettere einwilligt, unter Hinzurechnung von zwei Kopftheilen für

die Wittwe Kopstheile gebildet und der Wittwe die auf sie und ihre leiblichen Kinder

fallenden Kopftheile zugewiesen, die anderen, auf die Stiefkinder sallenden Kopstheile
aber diesen überlassen.

Art. 14.

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Jannar 1860 in Wirksamkeit.

Urkundlich unter Unserem Fürstlichen Insiegel und Unserer eigenhändigen Unter-
rist.

So geschehen
Rudolstadt, den 9. December 1859.

(L. S.) Friedrich Gänther, F. z. S.

Dr. v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Ichtzehntes Slüch vom Jahre 1859.

 XL. Verordunng
der Fürstl. Regierung und des Fürstl. Consistorimms vom 23. Derember 1859,

die Anzeige eingetretener Todcofällc und die Begräbnisse betr.

Mit Höchster Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten haben Wir den Erlaß

bezüglich die Erneuerung nachstehender Bestimmungen über die Anzeige bei eingetre-
tenen Todesfällen und die Begräbnisse beschlossen und verordnen demgemäß, wat folgt:

I. Anzeige eingetretener Todesfälle.

8. 1.
Bei einem Todesfalle sind die nächsten anwesenden Verwandten oder, in deren

Ermangelung, die Dienstboten, der Hauswirth oder die Hausgenossen des Verslorbe=

nen oder diejenigen, welche sonst zunächst von dem erfolgten Ableben Kenntniß erhalten

haben, verpflichtet, binnen längstens 12 Stunden unter Angabe der Todesart dem Orts-

vorstande und dem Pfarrer des Kirchspiels, in welchem der Tod erfolgt ist, Anzeige zu

machen, oder durch die Leichenfrau, bezüglich den Leichenbesteller bewirken zu lassen.
Rücksichtlich der Eintragung des Todesfalles in das Kirchenbuch verbleibt es bei

den bezüglichen Vorschriften des Reglements über die Führung der Kirchenbücher.

8. 2.

Sobald Jemand verstorben ist, unter dessen bekannten Intestaterben sich Unmün-

dige oder diesen gleich zu achtende oder von dem Orte entfernte Personen befinden, oder

von dessen Nachlasse die Erbschaftsabgabe zu entrichten ist, so haben die nach §. 1 zur

Anzeige verpflichteten Personen auch das Gericht, welchem der Verstotbenefürseine

Person unterworfen war, salls dasselbe sich amSterbeorte besindet, ven dem Todes-
Fürstl. Schw. Nudolst. Gesetziammi. XX.

Ausgedeben in Rudolstadt den 31. il 1850.
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falle in Kennkniß zu setzen. Befindet sich das Gericht nicht an demselben Orte, so
liegt dem Ortsvorstande die Versiegelung, die Benachrichtigung des Gerichts und die

Besorgung des sonst Erforderlichen ob. (Vormundschaftsordnung vom 13. April 1818

88. 1 und 2.

Wegen Ermittelung der Erbschaftoabgabefälle bewendet es bei der gesetzlichen Ver-

pflichtung der Geistlichen, am Schlusse jeden Jahres den Gerichten diejenigen Personen,

welche in ihren Parochieen ohne Leibeserben verstorben sind, anzuzeigen und dabei die

bekannten oder muthmaßlichen Erben namhaft zu machen. (Gesetz vom 12. Februar

1840 — Gesetz-Samml. 1840, S.44.—§. 22.)

Der Orksgeistliche hat mit darüber zu wachen, daß der Leichnam eines Menschen,
der nicht nach dem alltäglichen Laufe der Dinge nach vorausgegangener Krankheit ver-
storben ist, erst dann begraben wird, wenn die Ortspolizeibehörde oder der Physikus,

bezüglich der denselben vertretende Arzt, der Staatsanwalt oder der Einzelrichter einen

Beerdigungsschein ertheilt hat. (Verordnung über das bei Todesfällen 2c. zu beobach-

tende Verfahren vom 7. Februar 1851, Gesetz-S. 1851, S. 5 fl.)

8. 4.

Der Kirchen- und Schulvorstand und vorzugsweise der Geistliche hat darauf zu

sehen, daß die Leichenfrauen ihren Verpflichtungen gehörig nachkommen, und ebenso
neben und mit der Orts-Polizeibehörde darüber zu wachen, daß die zur Verhütung des

Lebendigbegrabens und wegen der Lebensrettungsversuche erlassenen Verordnungen ge-

hörig befolgt werden.
5S. 5.

Wenn Jemand an einer ansteckenden Krankheit verstorben ist, so muß das Aus-

stellen der Leiche zur Schau und das Oessnen der Särgeim Hause oder auf dem Fried-
hofe gänzlich unterbleiben.

II. Zeit des Begräbnisses.

8. 6.

Vor Ablauf von 72 Stunden nach dem Eintritte des Todes darf eine Beerdigung

nicht stattfinden, wenn nicht in den in der Instruckion für die Leichenwärterinnen vor-

gesehenen Ausnahmefällen ein die frhere Beerdigung gestattendes Zeugniß eines Arzted,
Wundarztes oder auch der betreffenden Leichenwärterin beigebracht worden ist.
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S. 7.
Beerdigungen dürfen in den Sommermonaten (April bis September) nur in der

Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends und in den Wintermonaten (October bis

März) von 8 Uhr Morgens bis 4 Uhr Nachmittags stattfinden.

An den Sonn- und Festtagen dürfen Vormittags keine Beerdigungen vorgenommen
werden.

8. B.

Bei Todesfällen in Folge ansteckender Krankheiten hat die Beerdigung des Abends
stattzufinden.

S. 9.
Die Dispensation von den Vorschriften wegen der Tageszeit der Beerdigung hat

der Superintendent zu ertheilen. Die Höhe der Dispensationsgebühren ist durch §. 67

Nr. 15 des Sportelgesetzes vom 4. März 1859 (G., Samml. S. 63) bestimmt. Außer-

dem erhöhen sich die Gebühren des Geistlichen und der sonst noch bei der Beerdigung

fungirenden Kirchendiener in diesen Fällen um die Hälste des herkömmlichen Betrags.

III. Ort des Begräbnisses.

8. 10.
Verstorbene müssen in der Regel in derjenigen Parochie beerdigt werden, in welcher

sie verstorben sind.
S. 11.

Zir Wegführung einer Leiche von dem Sterbeorte behufs der Beerdigung oder

Beisetzung an einem zu einer andern Parochie gehörigen Orte ist die Erlaubniß der zu-

ständigen Behörde (Leichenpaß) erforderlich.
S. 12.

Die Ausstellung des Leichenpasses hat bei Transporten von Leichen innerhalb

Landes durch die Ortspolizeibehörde, bei Transporten in oder durch das Ausland aber

Seitens der Verwaltungsämter zu erfolgen; die betrefsenden Gesuche sind daher an die

hiernach zuständige Behörde zu richten.

Der Transport einer Leiche ist nur unter der Voraussetzung slatthaft, daß dem-

selben bei gehöriger Beobachtung der nachslehend unter §. 15 und 16 enthaltenen Vor-

schristen medicinalpoligeiliche Bedenken nicht entgegenstehen. Darüber, ob dies der

Fall sei, hat der betrefsende Physikus zu entscheiden. Dem Gesuche um Ausstellung
27.
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eines Leichenpasses ist daher ein Zeugniß des Physikus beizufügen, daß der Transport

der fraglichen Leiche an und für sich oder wenigstens unter Anwendung gewisser, eintre-

tenden Falls näher anzugebenden Vorslchtsmaßregeln unbedenklich sei.

8. 14.

Ueberdieß ist bei Transporken von Leichen in oder durch das Ausland, sofern nicht

lediglich solche Staaten in Frage kommen, mit denen wegen gegenseitiger Gültigkeit

der Leichenpässe Vereinbarung getroffen worden ist, gehöriger Nachweis darüber beizu-
bringen, daß die Leiche in das Ausland zugelassen werde.

15.

Der Transport von Leichen solcher Personen, welche an ansteckenden Krankheiten

gestorben sind, nach dem Auslande ist, insoweit nicht medicinalpolizeiliche Vedenken
denselben unter allen Umständen verbieten, wobei dem Gutachten des betreffenden

Physikus nachzugehen ist, auenahmsweise nur unter der Voraussetzung zulässig,

daß in jedem derartigen Falle sämmtliche Regierungen der von der Transportronte be-

trofsenen Staaten, nachdem dieselben von der Krankheit, an welcher der Tod erfolgt

ist, in Kenntnißgesetzt worden, die Durchführung der Leiche durch ihr Staatsgebiet
ausdrcklich genehmigt haben, und daß demnächst diejenigen Vorsichtemaßregeln auf's
Genaueste befolgt werden, welche dieserhalb von dem betreffenden Physikus werden für
nöthig erachtet oder bezüglich von einer oder der anderen auswärtigen Regierung werden

verlangt werden.
16.

Wird die Wegführung der Leiche S# e.§ so darf dieselbe bei einem Transporte

in das Ausland, und, wenn nicht vorkommenden Falls die betreffenden ausländischen

Behörden eine einfache Versargung für zureichend erachtet haben, in der Regel nur in

doppelten, genau in einander gesügten Särgen erfolgen, von denen der innere entweder

von Metall und wohl verlöthet, oder wenigstens von hartem Holze und gut verpicht

sein muß. Bei einem Transporte innerhalb Landes ist hinsichtlich der Art und Weise,

wie derselbe zu bewerkstelligen ist, lediglich dem Gutachten des Physikus nachzugehen.

Im Uebrigen sind die im einzelnen Falle nach §§. 13 und 15 etwa anzuordnenden be-

sondern Vorsichtsmaßregeln in Anwendung zu bringen.

S. 17.

Wird eine Leiche behufs der Beerdigung oder Beisetzung an einem anderen Orte

aus der Parochie des Sterbeortes weggeführt, so sind die gesetlichen oder herkömmlichen



1859. 111

Beerdigungsgebühren in der letzteren nur dann zu entrichten, wenn der Verstorbene

dieser als Parochian angehörte, und steht in solchem Falle, wenn die Begräbnißgebüh.

ren an dem Orte nach verschiedenen Classen erlegt werden, die Wahl der Classe denjeui-

hen zu. welche die Beerdigung zu veranstallen haben. Auch wenn der Sterbeort nicht

die ordentliche Parochie des Verstorbenen war, ist der Todesfall gegen Entrichtung der

gesetzlichen oder herkömmlichen Gebühr in das betreffende Kircheubuch des Sterbeortes

einzutragen.
In den Kirchspielen, welche der Leichentrausport berührt, sind, wenn nicht be-

sondere kirchliche Functionen ausdrücklich in Anspruch genommen werden, keinerlei Ge-
bühren an Geistliche oder Kirchendiener zu entrichten.

8. 18.

Jedem Leichentransport ist eine zuverlässige Person als Begleiter beizugeben, die
für sich mit gültiger Reiselegitimation versehen sein muß.

IV. Form 4 Veotãbnisses.
Die Form des Begräbnisses und die vsbhienen Abstufungen der Begräbnißfeier-

lichkeit sind durch das örtliche Herkommen bestimmt; jedoch hatin der Regel und soweit
nicht Ausnahmen in den S§. 23 fl. vorgesehen sind, jede Beerdigung unter Mitwirkung
des Geisllichen staltzufinden, welcher dabei mindestens ein Gebet, den Segen und das

Vaterunser zu sprechen hat.
§. 20.

Wird ein außerordentlich feierliches Begräbniß verlangt, so hat der Geistliche dar-
über an den ihm vorgesetzten Superintendenten zu berichten und dessen Bescheid abzu-
warten.

5§. 21.
Särge dürfen, wenn sie bei der Begräbnißfeierlichkeitin die Kirche gebracht wer-

den, in derselben nicht geöffnet ren

Begräbniß-Mahlzeiten sind bei 8 42 Kr. resp. 5 Thlr. Strafe verboten.

S. 23.
Die Betheiligung des Geistlichen am Begräbnisse unterbleibt bei todtgebomen

oder ungetauften Kindern, kann aber auch dei Kindern unter zwei Jahren auf Wunsch

der Angehörigen unterlassen werden.
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. 24.

Vorsätzliche Selbstmörder müssen früh Morgens vor der im §. 7. festgesetzten
Tagegzeit slill, d. i. ohne Gesang und Gelänte beerdigt werden; auch ist in der

Regel die Begleitung des Geistlichen zu versagen.

8. 25.

Zur Errichtung örtlicher Begräbniß- Ordnungen bedarf es der Genehmigung des
Fürstlichen Consistoriums.

Rudolstadt, den 23. December 1859.

F. Schwarzb. Negierung. F. Schwarzo * storium.Dr. v. Ber

 XLI. Verordnung

der Fürstl. Regierung und de Fürstl. Consistoriums, die Gottesäcker betr.,
24. December 1859.

Mit Höchster unuchniguna des Durchlauchtigsten Fürsten wird im Betreff der

Friedhöfe Folgendes hiermit verordnet:

8. 1.

Die öffentlichen Kirch- oder Friedhöfe bilden die allgemeine Begräbnißstätte. Die
Beisetzung einer Leiche an einem anderen Orte, als auf dem öfsentlichen Friedhofe be-

darf der Genehmigung der F. Kirchen= und Schulinspection, welche den Kirchen- und

Schul-Vorstand, und des F. Verwaltungsamtes, welches den Physikus darüber zu
hören hat. -

BpiTodtgebokstcstodckLcichcnvonnochnichtgetaafteusfindemkanndck
Kirchen- und Schul-Vorstand allein die Genehmigung ertheilen.

In den Kirchen dürfen Leichen nicht beigesetzt werden.

6. 2.
Die Gemeinden der evangelisch-lutherischen Landeskirche dürsen den Bekennern

anderer christlichen Confessionen in Ermangelung eigner Friedhöfe das Begräbniß auf
ihren Gottesäckern nicht versagen.
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8. 3.

Die Erhaltung der öffentlichen Begräbnißplähe ist gemeine Last undliegt Allen
ob, die an dem Begräbnißplatze Theil zu nehmen berechtigt sind, selbst diejenigen nicht

ausgeschlossen, welche außerhalb desselben Familienbegräbnisse erworben haben. Die
Geistlichen und Lehrer bleiben jedoch von der deßfallsigen Beitragepflicht nach wie

vor befreit.

8. 4.
Gehörte der Verstorbene nicht zur kirchlichen oder bürgerlichen Gemeinde des

Orts, wo er verstorben ist, so muß für ihn gegen ein von seinen Angehörigen an die

Gemeinde= oder Kirchkasse zu leistendes Entgeld eine Grabstätte eingeräumt werden.

§S. 5.
Die Goltesäcker sind als befriedete Ruhestätten entweder mit einer Mauer oder

einer Planke, einem dichten Stacket oder einer anderen dichten Befriedigung zu um-

geben und, wo thunlich, ringsum mit Bäumen zu bepflanzen; der Eingang ist durch ein

verschließbares, geräumiges Thor zu verwahren.

8. 6.

Die Aulegung neuer Begräbnißplätze soll nur nach Gehör des Kirchen- und
Schulvorstandes mit Genehmigung der betrefsenden F. Kirchen- und Schulinspection

stattfinden. Beim Vorhandensein erheblicher Gründe ist die letztere, bezüglich das
F. Consistorium und die F. Regierung eine solche anzuordnen und zu veranstalten

berechtigt.
S. 7.

Zu neuen Friedhöfen sind nicht allzu trockenc, in gehöriger Entfernung von den

Wohnungen und so gelegene Plätze zu wählen, daß keine Wassersluthen Schaden an-
richten können und daß der vorherrschende Wind sie bestreicht.

8. 8.

Ein verlassener Begräbnißplatz darf vor Ablauf von 70 Jahren nicht veräußert
oder zu einer anderen Bestimmung gebraucht werden.

SF. 9.

#Bei Verlegung des Friedhofs kann den Besitzern von Erb. und Familienbegräb-

nissen der Gebrauch derselben zur Bestattung ihrer Todten in der Regel nicht per-
wehrt werden.
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8. 10.

Bei Anlegung neuer Friedhöse ist die Größe des Platzes nach der Bevolkerung

des Ortes in der Weise zu bestimmen, daß die Grabstätten wenigstens in elnem Zeit-

raume von 25 Jahren voraussichtlich nicht wieder gebraucht werden.

8. 11.

Auf allen neu anzulegenden Friedhösen soll das reihenweise Begraben und eine Ab-

sonderung der Leichen von Erwachsenen und noch nicht confirmirten Kindern stattsinden.

Wenn für mehrere Dorfgemeinden in Folge der Einpfarrung ein gemeinschastlicher

Friedhof angelegt wird, ist auf Trennung der Leichen nach den verschiedenen Ort-
schaften Bedacht zu nehmen. Auch ist möglichst dahin zu wirken, daß, wenn Fa-

milien-Angehörige neben einander begraben werden wollen und sie diesen ihren Willen

zeitig zu erkennen geben, auch ihren Plah im Voraus bezahlen und sonst Entschädi-

ung gewähren, ihnen Begräbnißplätze reservirt werden können.

8. 12.

Die Gräber sind mit numerirten Steinen zu versehen und die Nummern nebst

den Namen der Begrabenen in ein vom Todtengräber oder vom Lehrer als Kirchen-

diener zu führendes Register einzutragen.

8. 13.

Bei neu anzulegenden Friedhöfen größerer Gemeinden ist in der Regel auf die

Abgabe von geigneten Plätzen zu Familien= und Erbbegräbnissen Bedacht zu nehmen.
Die Anlegung offener Todtengewölbe ist nicht erlaubt.

8. 14.

Das reihenweise Begraben (8. 11.) soll auch auf den bereits bestehenden Fried-
hoöfen insoweit zur Ausshrung kommen, als nicht unberwindliche Lotal- oder sonstige

Hindernisse entgegenstehen.
Es ist jedoch dabei darauf zu achten, daß diejenigen durch die Reihe betroffenen

Gräber vor der Hand übersprungen werden, welche noch nicht 20 Jahre lang ge-

schlossen oder welche gewölbt oder mit einem Denkmale versehen sind und bezüglich

deren die Erlaubniß zur Wölbung oder zur Errichtung eines Grabdenkmals in rechts-

hültiger Weise enworben ist oder bezüglich deren die Angehörigen den Plaß von Neuem

lösen.
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S. 15.

Jedes Grab muß bei Erwachsenen mindestens 6 Fuß und bei Kinderleichen wenig-

stens 4 Fuß tief und nach Verhältniß des Sarges in gehöriger Breite und Länge aus-

gegraben und von dem nächsten nach allen Seiten hin zwei Fuh entfernt sein.

8. 16.

Die Inschriften auf den Leichensteinen, Kreuzen und Grabmälern müssen dem

Pfarrer jedesmal erst zur Prüfung und Genehmigung und allenfallsiger Berichtigung
vorgelegt werden.

8. 17.

In Ermangelung eines Leichenhauses sollen zum Schutze der einige Zeit offen zu las.
senden Gräber gegen üble Witterung tragbare Leichenhäuser auf Kosten der Gemeinde.

cassen angeschafft und in allen einigermaßen bedenklichen Fällen angewendet werden.
8. 18

Den Friedhöfen ist durch Herrichten und Bepflanzen der Grabhgel ein angemes-
senes Ansehen zu geben.

§S. 19.

Die Friedhöfe dürfen auch, wo die Grasnutzung einem kirchlichen Beamten über-

wiesen ist, von dem Vieh nicht abgeweidet oder mit demselben behüthet werden; auch ist

deren Benutzung zum Bleichen und Wäschetrocknen zu vermeiden.

Die Kirchen- und Schul-Vorstände, welchen die Aussicht über die Gottesäcker,

die Leichenhäuser und die Todtengräber zusteht, (Gesetz, die Einrichtung von Kirchen-

und Schulorsländen betressend, vom 17. März 1854, G. S. 1854, S. 62 ff., §#.

24. 27. 30. und 43.) haben darüber zu wachen, daß den Vorschristen dieser Verord-

nung gehörig nachgekommen wird und möglichst dahin zu wirken, daß für alle Fried-

hösfe verpflichtete Todtengräber angenommen werden.

Die Kirchen- und Schul= Vorstände haben auf die Errichtung von die gegenwärtige

Verordnung ergänzenden örtlichen Friedhofsordnungen Bedacht zu nehmen und siedurch

die zuständige F. Kirchen= und Schul-Inspection dem F. Consistorium zur Bestätigung

vorzulegen.
Rudolstadt, den 24. December 1859.

F. Schwarzb. Regierung. F. Schwarzb. Consistorium.
Dr. v. Bertrab. v. Bamberg.
 — Ô

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XX. 28
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XLII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 30. December 1859, die Anfhebung des Verboto der Anofuhr von Pferden

aus dem Fürstenthume über die Grenzen gegen das Zollvereind-Audland bett.

Mit Hoöchster Genehmigung Sorenissiml wird das durch die Ministerial-Bekannt-

machung vom 10. März d. J. lGes.-Samml. S. 80) angeordnete Verbot der Aus-

fuhr von Pferden aus dem Fürstenthume über die Grenzen gegen das Zollvereins-Aus-

land vom 1. Januar 1860 an wieder aufgehoben.

Nudolstadt, den 30. December 1859.

Furstl. Schwarzb. Ministerium.
Dr. v. Bertrab.
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